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Unhaltbare Zustände 

Zweieinhalb Jahre nach 
dem Erdbeben werden in 
Haiti Hotels statt Wohn¬ 
häuser gebaut - mit Hilfs¬ 
geldern. 
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„Bis der Bagger kommt“ 

In Berlin haben Rentnerin- 
nen und Rentner vor fünf 
Wochen ihren Freizeittreff 
besetzt. 
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Strittmatter zum 100. 

„Erwin Strittmatter gehört 
zu den Autoren der DDR, 
die ,nicht aus dem Proletariat 
aufstiegen, sondern mit dem 
Proletariat 4 .“ 
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Machtpoker um Syrien 


In den letzten Tagen hat sich der Sy¬ 
rien-Konflikt besorgniserregend wei¬ 
ter zugespitzt. Seit UNO-Vermittler 
Kofi Annan bekanntgab, dass er nach 
Ablauf seines Mandats am 31. August 
diese Aufgabe nicht länger wahrneh¬ 
men will, mehren sich in den Leitme¬ 
dien der imperialistischen Staaten die 
Parolen, dass damit jede diplomati¬ 
sche Lösung endgültig gescheitert sei. 
So „Spiegel-Online“ am 3.8.: „Es ist 
aus. Der Uno-Sonderbeauftragte Kofi 
Annan hat seine Mission abgebro¬ 
chen. Damit wird nun auch offiziell 
das letzte bisschen Hoffnung beerdigt, 
dass zwischen dem syrischen Diktator 
Baschar al-Assad und seinen Gegnern 
doch noch eine politische Lösung aus¬ 
gehandelt werden kann.“ 
UNO-Generalsekretär Ban Ki-moon 
erklärte dagegen, es müssten weiter¬ 
hin alle friedlichen Mittel eingesetzt 
werden, „um den Parteien zu helfen, 
sich auf einen von den Syrern selbst 
gelenkten und auf Dialog und Kom¬ 
promiss basierenden Übergangspro¬ 
zess zu einigen“. 

Doch die führenden Kreise in den 
Hauptmächten des Westens setzen 
mit Unterstützung der reaktionärsten 
arabischen Regimes in Saudi-Arabi¬ 
en und Katar offensichtlich auf einen 


anderen „Ausweg“, nämlich auf einen 
militärischen Sieg der „Rebellen“. 
Am 21. Juli verkündete die „Freie Sy¬ 
rische Armee“ (FSA) per Video die 
„Generalmobilmachung“ zum Angriff 
auf die nordsyrische Wirtschaftsme¬ 
tropole Aleppo als erste Etappe eines 
von ihr so bezeichneten „Endkamp¬ 
fes“ um die „Befreiung“ ganz Syriens. 
Bis Anfang August hatten die angeb¬ 
lich 5 000 zusammengezogenen „Frei¬ 
heitskämpfer“ allerdings nur einzelne 
Stadtteile in ihre Gewalt bringen kön¬ 
nen. Deshalb folgte nun auf das vor¬ 
ab verbreitete Siegesgeschrei das lau¬ 
te Klagen darüber, dass die syrische 
Armee mittlerweile zum Gegenangriff 
übergeht. 

Zum Krieg gehört der Propaganda¬ 
krieg. Die tägliche Wiederholung von 
zweifellos beklagenswert hohen Op¬ 
fer- und Flüchtlingszahlen hat nichts 
mit der Sorge um die betroffenen 
Menschen zu tun. Sie werden miss¬ 
braucht, um die Köpfe für eine noch 
massivere westliche Einmischung und 
„Unterstützung“ der „Rebellen“ mit 
Geld, Waffen und eingeschleusten 
Söldnern aus anderen Weltteilen reif 
zu machen. Aus eigener Kraft können 
diese einen militärischen „Sieg“ ange¬ 
sichts der realen Kräfteverhältnisse im 
Land nicht erringen. 


Laut „Welt am Sonntag“ (5. 8.) hat 
Bundesverteidigungsminister de Mai¬ 
ziere jedoch einen Militäreinsatz deut¬ 
scher Soldaten in Syrien ausgeschlos¬ 
sen -jedenfalls zunächst. Das könnte, 
wenn es mehr als pure Taktik war, als 
Ergebnis einer realistischen Einsicht 
gewertet werden, dass ein militäri¬ 
scher Sieg der „Rebellen“ nicht mög¬ 
lich ist. Denn dafür müssten laut de 
Maizere zehntausende westliche Sol¬ 
daten auf dem Boden eingesetzt wer¬ 
den, was „derzeit weder machbar noch 
verantwortbar“ sei. Das ändert aber 
nichts daran, dass auch die Bundes¬ 
regierung die massive Einmischung 
in Syrien in nahtloser Übereinstim¬ 
mung mit den übrigen imperialisti¬ 
schen Mächten fortsetzt und damit 
den Bürgerkrieg schürt, indem sie, wie 
de Maiziere erklärte, die „demokra¬ 
tisch gesinnten Teile der Opposition“ 
weiterhin „logistisch unterstützt“, also 
mit Nachschub und moderner Technik 
versorgt. Offenbar reicht die Einsicht 
der Bundesregierung nicht bis zu der 
Erkenntnis, dass eine politische Lö¬ 
sung des Syrien-Konflikts die Aufnah¬ 
me von Verhandlungen zwischen al¬ 
len relevanten Kräften einschließlich 
der Assad-Anhänger verlangt und die 
„Rebellen“ deshalb gezwungen wer¬ 
den müssen, die hartnäckige Verwei¬ 


gerung solcher Verhandlungen aufzu¬ 
geben, die der eigentliche Grund für 
das Scheitern der bisherigen UNO- 
Vermittlung ist. 

Das Ziel des westlichen Eingreifens 
in Syrien ist nicht die Einführung von 
Demokratie und Menschenrechten. 
Es geht in erster Linie um globalpo- 
litischen Machtpoker, um die geopo- 
litischen Positionen des „Westens“ im 
Nahen Osten. In Syrien, diesem strate¬ 
gisch wichtigen Land mit Grenzen zu 
Israel, Libanon und Irak und in Reich¬ 
weite zum Iran, soll eine den westli¬ 
chen Machthabern dienstbarere Regie¬ 
rung als die Assads installiert werden. 
Aber das syrische Volk braucht in der 
Tat Frieden und Sicherheit. Zugleich 
geht es darum, eine gefährliche Aus¬ 
weitung des syrischen Brandherds auf 
die ganze Nahostregion zu verhindern. 
Unsere Forderung kann deshalb nur 
lauten: Schluss mit der einseitigen 
Parteinahme und der ausländischen 
Einmischung in Syrien! Stopp aller 
Waffenlieferungen! Verstärkung des 
Drucks für Gespräche zwischen allen 
beteiligten Parteien über eine friedli¬ 
che Lösung des Konflikts! Georg Polikeit 

Lesen Sie Fakten und Zitate zur aus¬ 
ländischen Einmischung in Syrien 
auf Seite 6 


Das Messer an der Kehle halten 

EZB schwenkt auf deutschen „Rettungs“-Modus ein 


„Kein deutsches Geld mehr für Plei¬ 
testaaten, Herr Draghi!“ forderte Bild 
unmissverständlich. Plötzlich war es 
mit der gepriesenen Autonomie der 
Zentralbank vorbei. EZB-Chef Mario 
Draghi stand unvermittelt im Sperr¬ 
feuer der national-neoliberalen deut¬ 
schen Kampf-Presse sowie ihres am¬ 
tierenden Regierungspersonals. 
„Aufgabe der EZB ist es nicht, Staats¬ 
finanzierung zu betreiben“, dozierte 
Rainer Brüderle in seiner ordoliberal- 
peinlichen Volksschullehrermanier. 
Die nationale Stoßrichtung ergänzte 
der „CDU-Euroskeptiker“ Wolfgang 
Bosbach: „Die Notenbank unter der 
Führung von Mario Draghi versucht 


mit immer abenteuerlicheren Windun¬ 
gen, das Verbot der Staatsfinanzierung 
auszuhebeln, um ihre Möglichkeiten 
zu Staatsschuldenfinanzierung in Süd¬ 
europa zu missbrauchen.“ Und Alex¬ 
ander Dobrindt brachte Bosbachs 
Chauvinismus dann auf das notwen¬ 
dige bayrische Stammtischniveau: „Es 
ist auffällig, dass Draghi immer dann 
aktiv wird und über die EZB Staatsan¬ 
leihen kaufen will, wenn es in Italien 
mal wieder eng wird.“ Draghi müsse 
sich entscheiden, „auf welcher Seite 
er steht: Auf der der Stabilitätsunion 
oder auf der Seite der Krisenstaaten, 
die versuchen, still und leise an deut¬ 
sches Steuergeld zu kommen.“ 


Wer nicht für uns und unsere Kohle 
(hier „Steuergeld“ genannt) ist, ist ge¬ 
gen uns. Man könne „eben nicht glei¬ 
che Lebensverhältnisse von Athen bis 
München schaffen“. Wo das doch noch 
nicht einmal von München Hasen¬ 
bergl bis Starnberg geht. Also, fügt 
euch in Demut und Bescheidenheit, 
ihr Krisenstaatler, und begehret nicht 
des Deutschen „Steuergeld“. Alles an¬ 
dere sei „Euro-Sozialismus“. 

Kurz gefasst, vielleicht: „Hunger oder 
Sozialismus!“ 

Was war passiert? Der „Euro-Sozia- 
list“ und Ex-Goldman-Sachs-Vize, 
Mario Draghi, hatte sich zu einem 
deutlichen Satz hinreißen lassen: „Die 


EZB ist bereit zu tun, was immer auch 
notwendig ist, um den Euro zu erhal¬ 
ten. Und glauben sie mir, es wird aus¬ 
reichen.“ Da wäre nun eigentlich ein 
großes Aufatmen zu erwarten gewe¬ 
sen. Schließlich profitiert die Bundes¬ 
republik nach Bekunden von Regie¬ 
rung und Unternehmerverbänden 
enorm von der „GemeinschaftsWäh¬ 
rung“. 

Da wäre Draghis Botschaft, alles zu 
unternehmen, damit das deutsche 
Hauptabsatzgebiet nicht vollends in 
die Pleite schlittert, eine so unange¬ 
nehme eigentlich nicht. Klaus Wagener 

Fortsetzung auf Seite 3 


Thema der Woche 


Zur Arbeit nach 
Deutschland 


Von wirtschaftlicher Not getrieben, 
schenken osteuropäische Arbeite¬ 
rinnen Anzeigen Glauben, die mit gut 
bezahlten Arbeitsplätze in der Bun¬ 
desrepublik werben. Der Alltag für 
die ausländischen Kolleginnen stellt 
sich jedoch anders dar. Ein ganzes 
System steht bereit, um sie um ihren 
kargen Lohn zu bringen. Vier Euro 
Stundenlohn bleiben übrig. 

Lesen Sie dazu unsere Reportage 
auf den 

Seiten 12 und 13 



DKP-Flugblatt zum 
Antikriegstag 


Auf der Seite www.kommunisten.de ist 
eine Druckvorlage für ein doppelseiti¬ 
ges Flugblatt der DKP zum Antikriegs¬ 
tag unter der Rubrik Service/Downloads 
verfügbar. 


Mit der Keule 
gegen Occupy 

Am 6. August wurde das Protestcamp 
der Occupy-Bewegung in Frank¬ 
furt geräumt. 297 Tage lang hatte das 
Camp bestanden und war ein wichti¬ 
ger Stützpunkt für Occupy Deutsch¬ 
land. Nun wurde das Camp binnen 
weniger Minuten von einem Groß¬ 
aufgebot an Polizeikräften dem Erd¬ 
boden gleichgemacht. Viele der rund 
50 bis zum Ende ausharrenden Ak¬ 
tivistinnen wurden von der Polizei 
hinausgezerrt und -getragen. Dem 
Polizeisturm am Montagnachmittag 
war ein wochenlanger Streit zwischen 
Stadt und Aktivistinnen vorangegan¬ 
gen, der nun nach der Räumung recht¬ 
lich in die Verlängerung gehen wird. 
Erst letzte Woche war das Occupy- 
Camp in Düsseldorf geräumt worden. 
Zuvor wurden auch entsprechende 
Camps in Berlin und Münster ge¬ 
räumt. Mit dem Camp vor der EZB in 
Frankfurt verliert Occupy ihren wich¬ 
tigsten Standort in Deutschland. Aber 
damit ist die Bewegung keineswegs 
besiegt - Occupy wird weitermachen 
und neue Mittel und Wege finden, 
den Protest auf die Straße zu bringen. 
Wo Ausbeutung und Unterdrückung 
wachsen, da wächst auch gesetzmäßig 
der Widerstand. Der Kapitalismus 
schafft sich seine eigenen Totengräber. 


WIR SIND DIE 



OCCUPY TOGETHER 
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Castkolumne von Patrik Köbele 


Schwarzer Herbst? 
Heißer Herbst? 


Vieles deutet daraufhin, dass auch 
Deutschland nun in den Sog der 
Krise kommt. Die Zeit könnte vor¬ 
bei sein, in der das deutsche Kapi¬ 
tal sich dadurch eine gegensätzliche 
Entwicklung sichern konnte, indem 
es unter Nutzung seines Produktivi- 
tätsvorsprungs, seiner erfolgreichen 
Lohndrückerei nach innen und des 
Euros die europäische Peripherie 
und andere mit seiner „Exportwal¬ 
ze“ ausplündern konnte. Die Stahlin¬ 
dustrie, die Logistikbranche sind hier 
deutliche Indikatoren. 

Verstärkt wird dies durch Erschei¬ 
nungen wie bei Opel. GM will offen¬ 
sichtlich Überkapazitäten abbauen, 
indem es Opelwerke schließt, denen 
GM selbst die Überlebenschance, 
nach kapitalistischer Logik, genom¬ 
men hat. Dafür hat man eine kämp¬ 
ferische Belegschaft, wie bei Opel 
Bochum, über Jahre sturmreif ge¬ 
schossen, den Geist der Resignation 
verbreitet. 

Zu erwarten ist, dass diese Vertie¬ 
fung der Krise kaum mehr über In¬ 
strumente, wie Kurzarbeit abgefe¬ 
dert wird. Die Belegschaften wur¬ 
den zwischenzeitlich umstrukturiert. 
Der Teil, auf den das Kapital schnell 
verzichten will, ist darauf vorbereitet 
worden - Leiharbeit und Ähnliches 
sind Massenerscheinung. 

Im Herbst werden auch vielerorts 
in den Kommunen die Angriffe in 
Form von Kürzungen und weiteren 
Privatisierungen in einer Massivität 
durchschlagen, wie wir sie bislang 
nicht kennen. Die Schuldenbrem¬ 
sen des Fiskalpakts, aber auch ihre 
Kopie auf Bundes- und Landesebe¬ 
ne werden hier benutzt, genauso wie 
„vergiftete Geschenke“ (in NRW das 
sogenannte „Stärkungspaktgesetz 
Kommune“), die man den Kommu¬ 
nen verpasst hat. 

Drastischer Anstieg der Massenar¬ 
beitslosigkeit, massivste Angriffe auf 
die Arbeits- und Lebensbedingungen 
stehen uns bevor. 

Und die Arbeiterbewegung, die In¬ 
itiativen und Verbände, die mögli¬ 
chen Partner für eine notwendige 



Patrik Köbele ist stellvertretender 
Vorsitzender der DKP. 


Abwehrfront? Selten waren sie so 
schlecht vorbereitet. Die kurzfris¬ 
tige Sonderrolle, die das deutsche 
Kapital sich sichern konnte, hat im 
Bewusstsein der Menschen und lei¬ 
der wohl auch in den Interessenver¬ 
tretungsorganisationen zur Illusion 
geführt man könne quasi mit einem 
„blauen Auge“ davonkommen. Der 
verloren gegangene Internationalis¬ 
mus („WIR zahlen für DIE GRIE¬ 
CHEN“) tut sein übriges. 

Und wir, was können wir tun? Viel, 
aber vor allem Kleinarbeit: 

★ Wir müssen den Zusammenhang 
von Kapitalismus und Krise deutlich 
machen. 

★ Wir müssen jeden Ansatz nutzen, 
um Bewegungen für die Interessen 
der Klasse und der sogenannten 
„kleinen Leute“ zu initiieren und zu 
unterstützen. 

★ Wie ein Mantra müssen wir auf 
internationaler, nationaler und kom¬ 
munaler Ebene die Frage stellen, wo¬ 
her die Schulden kommen und wem 
sie nützen. 

★ Wir müssen uns Nationalismus 
und dummen Parolen („Wir zahlen 
fü...“ „Wir müssen alle sparen“) ent¬ 
gegenstellen. 

Illusionen auf kurzfristigen Erfolg 
sollten wir dabei nicht haben, aber 
durchaus das Selbstbewusstsein, dass 
uns dies keiner abnimmt. 





92,3 Prozent für Streik 

Kolleginnen wollen sich nicht länger vertrösten lassen 


Beim zentralen Sparkassen-Callcenter 
S Direkt stehen die Zeichen auf Streik. 
Insgesamt haben 92,3 Prozent der ver. 
di-Mitglieder in der Urabstimmung für 
einen unbefristeten Arbeitskampf ge¬ 
stimmt. Die streikenden Beschäftig¬ 
ten seien fest entschlossen, sich nicht 
länger von der Geschäftsführung ver¬ 
trösten zu lassen. „Es ist und bleibt 
schlichtweg skandalös, dass die deut¬ 
sche Sparkassenorganisation eine Ge¬ 
sellschaft unterhält, bei der Hunderte 
von Sparkassen Dienstleistungen bis 
hin zur Kundenberatung abrufen und 
deren Beschäftigte zusätzlich zu ih¬ 
rem Entgelt Sozialleistungen beziehen 
müssen“, sagte Beate Mensch, Mitglied 


im Bundesvorstand der Vereinten 
Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di). 
Die Leitmaxime der Sparkassenorga¬ 
nisation „Fair.Menschlich.Nah“ müs¬ 
se endlich auch für die Beschäftigten 
des Sparkassenverbundunternehmens 
S Direkt gelten. 

In insgesamt 14 Verhandlungs- und 
Sondierungsterminen war nicht gelun¬ 
gen, eine Einigung zu erzielen, 
ver.di fordert für die rund 800 Be¬ 
schäftigten von S Direkt eine zeitna¬ 
he Anhebung der Gehälter auf einen 
Stundenlohn von 8,50 Euro sowie wei¬ 
tere Anpassungsschritte bis auf neun 
Euro. 


Immer mehr bekommen immer weniger 

Über Erhebungen des Statistischen Bundesamtes und des IW Köln 


Das Statistische Bundesamt mit 
Hauptsitz in Wiesbaden veröffent¬ 
lichte am 26.07.2012 erste Ergebnis¬ 
se der Verdienststrukturerhebung für 
das Jahr 2010 betreffend Betriebe des 
Produzierenden Gewerbes und des 
Dienstleistungsbereichs mit zehn und 
mehr Beschäftigten. 

Laut dem Statistischen Bundesamt 
verdienten im Jahr 2010 rund elf Pro¬ 
zent aller Beschäftigten in Deutsch¬ 
land weniger als 8,50 Euro pro Stun¬ 
de. In Westdeutschland arbeitete schon 
jeder Zehnte unter diesem magereren 
Stundenverdienst, in den „blühenden 
Landschaften“ Ostdeutschlands sogar 
mehr als ein Fünftel (22 Prozent) der 
Beschäftigten. Frauen sind mit 60 Pro¬ 
zent überproportional betroffen. Von 
diesen Billiglohnsklaven entfielen 46 
Prozent auf die Minijobber, oder auch 
400-Euro-Jobber genannt. 21 Pro¬ 
zent waren Teilzeitbeschäftigte, aber 
ein Drittel waren Vollzeitbeschäftig¬ 
te. Die meisten der mit Niedriglöhnen 
abgespeisten Betroffenen arbeiteten 
für einen privaten Arbeitgeber, aber 
skandalöse sieben Prozent bei einem 
öffentlichen. 

Die Zahlen des Statistischen Bundes¬ 
amtes unterstreichen einmal mehr die 
Notwendigkeit eines bundeseinheitli¬ 
chen Mindestlohnes von mindestens 
10,00 Euro. Die DGB- Gewerkschaf¬ 
ten fordern bislang nur 8,50 Euro. Das 
darf so nicht bleiben - zumal ein Drit¬ 
tel der Niedriglöhner (unter 8,50 Euro 
Stundenlohn) bei tarifgebundenen 
Unternehmen malochen. Die Herr¬ 
schendenden setzen darauf, dass sich 
die „Normalverdiener“ nicht mit den 
Billiglohnsklaven solidarisieren. Aber 
auch den „Normalverdienern“ geht es 
längst nicht mehr gut. 

Damit ihnen das möglichst nicht be¬ 
wusst wird, gibt es das vom Großka¬ 
pital geförderte Institut der deutschen 
Wirtschaft Köln (IW). Ebendieses Ins¬ 
titut log dieser Tage die negative Lohn¬ 
entwicklung der vergangenen Jahre mit 
einer Pressemeldung zu einer Erfolgs¬ 
story um. Die frohe Botschaft lautet: 
Die Kaufkraft ist in den vergangenen 
zwanzig Jahren stabil geblieben. Oder 
wörtlich: „Die Bundesbürger können 
sich heute mit ihrem Verdienst trotz 


Euro genauso viele Waren und Dienste 
leisten wie vor 20 Jahren.“ 

Im Jahr 2011 verdiente ein westdeut¬ 
scher Arbeiter für eine geleistete Ar¬ 
beitsstunde netto 45 Prozent mehr 
Lohn als 1991. Die Preise für Waren 
und Dienste stiegen in der gleichen 
Zeit um 43 Prozent. Eine Stunde ge¬ 
leistete Arbeit wurde im Jahr 2011 
nach Abzug von Steuern und Sozial¬ 
abgaben mit 15,20 Euro entlohnt; 1991 
waren es 10,50 Euro. „Für einen iden¬ 
tischen Warenkorb muss damit heute 
im Schnitt genauso lange gearbeitet 
werden wie vor 20 Jahren.“ Ein glatter 
Hohn für alle Niedriglöhner, die von 
15,20 Euro Stundenlohn nur träumen 
können. 

Aber gut zu wissen: Eine Flasche Bier 
erforderte 1991 wie heute auch „nur“ 
den Gegenwert von 3 Arbeitsminuten 
an der Werkbank oder im Büro. Für ein 
Schweinekotelett in der Supermarkt¬ 
theke muss der Kollege statt 36 Minu¬ 
ten fürs Kilo heute nur noch eine halbe 
Stunde seinen Buckel krumm machen. 


„Die Preise für Textilien und Schuhe 
sind allgemein etwas langsamer gestie¬ 
gen als die des sonstigen täglichen Be¬ 
darfs.“ Seine Pumps, aber auch die Klei¬ 
der und Anzüge verdient der/die Otto 
Normalverbraucher In jetzt schneller 
als Anfang der 1990er Jahre. Die Ar¬ 
beitszeitersparnis für einen Herren¬ 
anzug beträgt mehr als fünf Stunden, 
für Damenpumps 1 3/4 Stunden. Das 
liegt aber bei weitem nicht an stark ge¬ 
stiegenen Löhnen in diesem Zeitraum. 
Sondern wohl eher daran, dass irgend¬ 
wo auf der Welt andere - vorwiegend 
wiederum Frauen, gefunden wurden, 
die für noch weniger Geld noch mehr 
arbeiteten. 

Für eine Tankfüllung musste übri¬ 
gens letztes Jahr fast zwei Stunden 
länger gearbeitet werden als zu Be¬ 
ginn der 1990er Jahre. Im gleichen 
Zeitraum rauschten die Gewinne 
an den Beschäftigten vorbei, hinein 
in die Taschen der Herrschenden. 

Manfred Dietenberger 


Aufteilung der Beschäftigten unter 8,50 Euro 
Stundenlohn nach dem Beschäftigungsverhältnis 


Vollzeit 

33 % 


Minijobber 

46 % 


Teilzeit 

21 % 



Aufteilung der Beschäftigten unter 8,50 Euro 
Stundenlohn auf die einzelnen Gewerbe 


Verarbeitendes Gewerbe 

Gebäudereinigung/Gebäudebetreuung 

Einzelhandel 

Zeitarbeit 

Gastgewerbe 


14% 
12% 
10 % 
10 % 
9% 


Hoffen auf Heuschrecke 

Ende von Schlecker auch in Österreich und Luxemburg 


Durch die Pleite der deutschen Dro¬ 
geriemarktkette Schlecker haben in 
ihrem Stammland mehr als 25 000 
Menschen seit Jahresbeginn ihre Ar¬ 
beit verloren. Bei der Konzerntochter 
Schlecker-XL findet derzeit der Aus¬ 
verkauf statt, Ende August sollen alle 
360 Märkte endgültig geschlossen wer¬ 
den. Deshalb hält sich die „Hoffnung 
für Schlecker Luxemburg“, die das Bis¬ 
tumsblatt gestern auf der ersten Seite 
seines Wirtschaftsteils herbeiredete, in 
Grenzen. 

Weniger hoffnungsvoll sind denn 
auch die Gewerkschaften OGBL und 
LCGB gestimmt, nachdem am Diens¬ 
tag bekannt wurde, dass der österrei¬ 
chische Private-Equity-Fonds Tap 09 
die insgesamt 1 350 Schlecker-Filia¬ 
len in Österreich, Italien, Polen, Bel¬ 
gien und Luxemburg gekauft hat, um 
sie eigenen Angaben zufolge unter 
dem neuen Markennamen „daily“ 
zu einer Nahversorgungskette umzu¬ 
bauen. Während die Pressemitteilung 
des OGBL mit „Schlecker: Ist die Zu¬ 
kunft der luxemburgischen Filialen ge¬ 
sichert?“ überschrieben ist, titelte der 
LCGB mit der Frage: „Endlich: Ende 
der Irrfahrt in Aussicht?“ 

Noch zurückhaltender gibt sich die ös¬ 
terreichische Gewerkschaft GPA-DJP, 
deren Bereichssekretär Manfred Wolf 
erklärte: „Was das angekündigte neue 


Geschäftskonzept mittel- und langfris¬ 
tig für die Unternehmensstruktur und 
die Beschäftigten bedeutet, das kön¬ 
nen wir zur Stunde nicht sagen. Wir 
sind gerade dabei, den Kontakt mit 
dem neuen Eigentümer aufzunehmen, 
um genau diese und andere wichtige 
Fragen zu klären.“ 

Auch der LCGB hat eine Dringlich¬ 
keitssitzung angefragt, „um die kon¬ 
kreten Auswirkungen auf den Luxem¬ 
burger Standort mit den Verantwort¬ 
lichen diskutieren zu können“. Dabei 
dürfte die berufliche Zukunft der hier¬ 
zulande rund 120 Mitarbeiter, die sich 
auf 28 Drogeriemärkte verteilen, im 
Mittelpunkt stehen. Angesichts der 
Ankündigung des neuen Eigentümers, 
nur 4 600 der rund 5 000 Beschäftigten 
„eine Weiterbeschäftigung anbieten“ 
zu wollen, könnte es auch in Luxem¬ 
burg zu Entlassungen kommen. 

Denn aus Sicht betroffener Beschäftig¬ 
ter und Betriebsräte sind Private-Equi- 
ty-Gesellschaften, die mit gepumptem 
Kapital Unternehmen zunächst auf¬ 
kaufen, dann aussaugen, schließlich fi¬ 
letieren und sich zum Schluss mit sat¬ 
tem Gewinn aus dem Staub machen, 
ein Synonym für Lohnkürzung und 
Personalabbau. 

In einem Anflug von Erkenntnis hatte 
der damalige SPD-Bundesvorsitzen- 
de Franz Müntefering Gesellschaften 


wie Tap 09 im Frühjahr 2005 als „Heu¬ 
schrecken“ bezeichnet. „Wir müssen 
denjenigen Unternehmern, die die 
Zukunftsfähigkeit ihrer Unterneh¬ 
men und die Interessen ihrer Arbeit¬ 
nehmer im Blick haben, helfen gegen 
die verantwortungslosen Heuschre¬ 
ckenschwärme, die im Vierteljahres¬ 
takt Erfolg messen, Substanz absaugen 
und Unternehmen kaputtgehen lassen, 
wenn sie sie abgefressen haben“, hatte 
Müntefering damals erklärt. 

Tap 09, hinter dem der österreichische 
Unternehmensberater Rudolf Haber- 
leitner steht, bezeichnet sich auf sei¬ 
ner Internetseite als von Banken und 
Finanzmärkten unabhängige „Turn- 
around Plattform“, deren Ziel der 
günstige Erwerb „von Mehrheitsbetei¬ 
ligungen an Substanzunternehmen mit 
aktuellen Liquiditätsproblemen“ sei. 
Reichen Investoren - die Mindestein¬ 
lage beträgt 150 000 Euro bzw. 200 000 
Euro für Anleger aus Deutschland - 
verspricht Haberleitner eine Rendite 
von über 20 Prozent pro Jahr. 
Angesichts derart überzogener Ren¬ 
diteerwartungen sollten die Gewerk¬ 
schaften alle Hoffnungen begraben 
und sich auf heftige Abwehrkämpfe 
einstellen. Oliver Wagner 
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Das Messer an der Kehle halten Mehr Lohn und Ausbildungsstellen 

Schnelle Tarifeinigung bei der Bahn 

Fortsetzung von Seite i - 


“Scheiße! schon 
(wieder eine Einsparung für 
den Börsengang! 



Während bei Herrn Draghi allmäh¬ 
lich für die Erkenntnis reift, dass für 
die Kühe, die man melken möchte, 
doch zumindest die Futterversorgung 
sichergestellt werden muss, sind Dob- 
rindt und Co. offenbar der Meinung, 
dass dafür bitteschön die Kühe selbst 
verantwortlich sind. Man habe ja mit 
dem Melken schon genug um die Oh¬ 
ren. Wenn sie damit Probleme haben, 
weil sie aus dem Euro-Stall nicht he¬ 
raus können, sollen sie eben eine 
Schlankheitskur machen. Am Ende 
könnte man mit dem Verkauf von Fi¬ 
letstücken auch noch gutes Geld ma¬ 
chen. Schließlich macht doch die ganze 
Melkerei keinen Sinn, wenn man das 
so Erbeutete gleich wieder für Futter 
ausgeben muss. 

Um Missverständnissen vorzubeu¬ 
gen, hatte Bundesbank-Chef Jens 
Weidmann klargestellt: „Wir sind die 
größte und wichtigste Notenbank im 
Eurosystem und haben auch einen 
weitergehenden Anspruch als manch 
andere Notenbank im Eurosystem.“ 
Zwar ist Weidmann im EZB-Rat iso¬ 
liert, bestimmt aber trotzdem, wo es 
lang geht. Die „Politik“ (gemeint sind 
die Politiker der Krisenstaaten) über¬ 
schätzten die Möglichkeiten der No¬ 
tenbank und überforderten sie, „weil 
man ihr unterstellt, sie könne nicht nur 
für Preisstabilität, sondern auch noch 
für Wachstumsförderung, Abbau der 
Arbeitslosigkeit oder Stabilisierung 
des Bankensystems genutzt werden.“ 
Ja, und mit Letzteren hat der Herr 
Weidmann beim besten Willen nichts 
am Hut. 

Nachdem so klargestellt war, wo der 
Hammer hängt, sah sich Mario Drag¬ 
hi zu einer „Präzisierung“ seiner voll¬ 
mundigen Ansage veranlasst: Die EZB 


Im Jahr 2007 sollte die damalige Freu¬ 
denberg Bausysteme KG (heute: nora 
Systems GmbH) an einen Konkurren¬ 
ten verkauft werden. Dies hätte un¬ 
weigerlich Arbeitsplätze gekostet. Mit 
massiven Protesten und Torblockaden 
gelang es der Belegschaft, dies zu ver¬ 
hindern. 

Seit 2008 sind deshalb die Finanzinves¬ 
toren Capiton und L-EA Eigentümer 
von nora Systems. Vor kurzem wurde 
offiziell verkündet, dass nora Systems 
noch in diesem Jahr wieder verkauft 
werden soll. 

Ist es ein Zufall, dass am 02. Juli 2012 
die Geschäftsleitung dem Betriebsrats¬ 
mitglied Helmut Schmitt fristlos ge¬ 
kündigt hat? Und welche Rolle spielt 
hierbei die Betriebsratsmehrheit? Sie 
hat am 29. Juni 2012 Helmut aus dem 
Betriebsrat ausgeschlossen. Am 2. Juli 


werde erst dann „die volle Macht ihres 
Arsenals“ aufbieten, wenn die Regie¬ 
rungen ihre eigenen Rettungs-Schirme 
aktiviert haben. Die Verpflichtung zu 
„fiscal austerity“ sei die notwendige 
Bedingung für die EZB, um mit Bond- 
Aufkäufen beginnen zu können. In der 
Sache eine Ko-Bedingung. 

So erhöht die EZB zwar den Druck 
auf die bislang unwilligen Spanier und 
Italiener, Hilfen aus den „Rettungs“- 
Schirmen EFSF und ESM zu beantra¬ 
gen. Und so ihre wirtschaftspolitische 
Souveränität aufzugeben. Nur wer 
den direkten Zugriff der Berlin/Brüs- 
seler Sparkommissare gestattet, kann 
mit Hilfsgeldern und/oder Interventi¬ 
onen gegen die Spekulation rechnen. 
„Wenn wir jetzt den Zinsdruck neh¬ 
men, dann lässt auch die Reformbe¬ 
reitschaft nach“, hatte Wolfgang Bos- 
bach gedroht. Die EZB-Oberen haben 
gehört. Der vorauseilende Gehorsam 
eines Mario Monti oder Mariano Ra- 
joy reicht nicht mehr. Wie in Athen sol¬ 
len auch in Rom und Madrid die Statt¬ 
halter der „Troika“ den „Sparkurs“ 
gegen alle Widerstände durchsetzen. 
Doch nun ist als Anreiz ein (Irr)-Licht 
am Ende des Tunnels aufgestellt: Die 
EZB verspricht danach die Zinsbelas¬ 
tung auf erträglichem Niveau zu hal¬ 
ten. Das ist im Kern allerdings nicht 
mehr, als die „Rettungs“-Schirme oh¬ 
nehin versprechen. Denn dann sind die 
Staaten ohnehin vom Markt und eine 
EZB-Intervention ist damit sinnlos. So 
ist die EZB nach kühnem Tigersprung 
auf dem Bettvorleger der deutschen 
Europa-Strategie gelandet, die Euro- 
Staaten in ein ruinöses Vasallen-Sys- 
tem zunehmender Abhängigkeit zu 
bringen und sie im Zustand perma¬ 
nenter Austerität zu halten. 


hat sie dann seiner Kündigung aus¬ 
drücklich zugestimmt. 

Dadurch soll Helmut kaltgestellt wer¬ 
den. Er ist das Betriebsratsmitglied, 
das die größte Unterstützung in der 
Belegschaft hat. Helmut hat im Wi¬ 
derstand von 2007 eine entscheiden¬ 
de Rolle gespielt. 2012 will die Ge¬ 
schäftsleitung dies gemeinsam mit der 
Betriebsratsmehrheit um jeden Preis 
verhindern. 

Die Machenschaften von Geschäfts¬ 
leitung und Betriebsratsmehrheit ge¬ 
gen Helmut lassen Schlimmes für die 
Belegschaft befürchten. Sind beim ge¬ 
planten Verkauf Arbeitsplatzabbau 
und Lohnkürzungen für die Beleg¬ 
schaft bereits einkalkuliert? Fürchten 
die Herrschaften, dass sich dagegen er¬ 
neut berechtigter Widerstand der Kol¬ 
leginnen entwickelt? 


Damit ist allerdings auch der Druck 
erhöht, den ESM zügig durchzupeit¬ 
schen. Die Rest-Mittel aus dem ESFS, 
keine 150 Mrd. Euro, dürften allenfalls 
für eine erste Tranche einer Spanien- 
Rettung“ reichen. Noch wehrt sich 
die Regierung Rajoy gegen ihre bevor¬ 
stehende Entmündigung und hat ein 
zweites, nun 65 Mrd. schweres Auste- 
ritätsprogramm installiert. Zusammen 
sollen 102 Mrd. Euro „gespart“ wer¬ 
den. Trotz alledem, oder besser gera¬ 
de deswegen stiegen die Zinsen für 
spanische Anleihen nach dem Rück¬ 
zieher der EZB genau so schnell wie 
sie nach Draghis vollmundiger Ansage 
gefallen waren. Die katastrophale sozi¬ 
alökonomische Lage des Landes wird 
durch diese Vollbremsung des Staa¬ 
tes ja nicht gerade verbessert. Auch 
wenn den Herren Weidmann Wachs¬ 
tumsförderung und Rekordarbeitslo¬ 
sigkeit erklärtermaßen am Arsch Vor¬ 
beigehen, so vermasseln sie doch, und 
zwar nachhaltig, die Staats- und die 
Bankbilanzen. Unter dem installier¬ 
ten „Rettungs“-Regime wird Spanien 
und dann Italien früher oder später vor 
den nicht mehr finanzierbaren Zinsen 
kapitulieren müssen. 

Da dann auch der ESM erkennbar zu 
klein sein wird, ist die Diskussion um 
das Aufblasen des „Rettungs“-Schir- 
mes unter dem Stichwort „Banklizenz“ 
in vollem Gange. Diese eher techni¬ 
sche Debatte verkennt nicht selten, 
dass zum einen der gegenwärtige, an¬ 
genehm interpretationsfähige ESM- 
Text schon jetzt ausreichend Möglich¬ 
keiten eröffnet, sowohl „Feuerkraft“ 
wie Haftungssumme zu vergrößern, 
zum anderen verfassungsrechtliche 
wie sonstige Gesetzesnormen in die¬ 
sem Kontext offensichtlich nur dann 
eine Rolle spielen, wenn sie der Ab¬ 
wehr unangenehmer Kritiker dienen. 
Den passenden Ton dazu hat Mario 
Monti getroffen. Der italienische Pre¬ 
mier ergänzte Frau Merkels „markt¬ 
konforme Demokratie“ um die längst 
fällige Frage, ob Demokratie über¬ 
haupt eine sinnvolle Einrichtung sein 
muss. „Wenn sich Regierungen voll¬ 
ständig durch die Entscheidungen ih¬ 
rer Parlamente binden ließen, ohne 
einen eigenen Verhandlungsspiel¬ 
raum zu bewahren, wäre das Ausein¬ 
anderbrechen Europas wahrscheinli¬ 
cher als eine engere Integration.“ Die 
Regierung habe schließlich die Pflicht 
das Parlament zu erziehen. Wie wahr, 
hätte man immer auf diesen dummen 
Urnenpöbel gehört, wohlmöglich wäre 
es zu dieser schönen Krise gar nicht ge¬ 
kommen. Klaus Wagener 


Die „Begründungen“ für das Mobbing 
gegen Helmut sind rechtlich nicht halt¬ 
bar. Geschäftsleitung und Betriebsrats¬ 
mehrheit müssen damit rechnen, dass 
sowohl Kündigung als auch Ausschluss 
aus dem Betriebsrat vom Arbeitsge¬ 
richt kassiert werden. Trotzdem wird 
das Ganze durchgezogen, koste es, was 
es wolle. 

Da kommt zwangsläufig ein Verdacht 
auf. Die Investoren wollen die Kündi¬ 
gung von Helmut nutzen, um zwischen¬ 
zeitlich den Verkauf ungestört auf dem 
Rücken der Belegschaft durchführen 
zu können. Die Belegschaft von nora 
Systems ist gut beraten, sich dagegen er¬ 
neut entschlossen zur Wehr zu setzen! 
Von Geschäftsleitung und Betriebs¬ 
ratsmehrheit fordern wir die Rück¬ 
nahme des Ausschlussverfahrens und 
der fristlosen Kündigung von Helmut! 
Komitee „Solidarität mit Helmut Schmitt!“ 


Nach kämpferischen Tarifrunden 2007 
und 2010 einigte sich die Gewerkschaft 
Deutscher Lokomotivführer im Juli 
recht schnell mit der Bahn. Bereits 
in der zweiten Verhandlungsrunde 
schloss die dem Beamtenbund angehö¬ 
rende GDL einen Tarifvertrag ab, der 
den Lokomotivführern ab 1. Juli 2012 
3,8 Prozent mehr Lohn bringt und so¬ 
mit eine reale Kaufkrafterhöhung. Die 
nächste Stufe folgt aber erst nach 16 
Monaten mit weiteren 2,4 Prozent bis 
einschließlich Juni 2014. 

Die GDL, die aufgrund der Schlüs¬ 
selstellung ihrer Mitgliedschaft bei 
der Deutschen Bahn und auch bei de¬ 
ren Konkurrenten über ein höheres 
Durchsetzungspotential hat als eini¬ 
ge andere Gewerkschaften, bleibt mit 
dem Abschluss leicht hinter dem des 
Öffentlichen Dienstes zurück. Nach 
der Westrickformel errechnet sich hier 
ein Gesamtabschluss von 3,07 Prozent 


Existenzgründern und Selbstständigen 
sollen offenbar das ergänzende Ar¬ 
beitslosengeld II (Hartz IV) gestrichen 
werden. Das jedenfalls behaupten der 
Sozialhilferechts- und Arbeitslosenbe¬ 
rater Harald Thome und der Ökonom 
Dietrich von Hase. Gegenüber dem 
Onlinemagazin Telepolis bestritt das 
Bundesarbeitsministerium entspre¬ 
chende Pläne. 

Bereits im letzten Jahr war das für die 
Grundsicherung zuständige Vorstands¬ 
mitglied der Bundesagentur für Arbeit, 
Heinrich Alt (SPD), mit entsprechen¬ 
den Äußerungen hervorgetreten. Ge¬ 
genüber der Süddeutschen Zeitung 
sagte er, es müsse darüber nachge¬ 
dacht werden, „ob sich die Bezugsdau¬ 
er von Grundsicherungsleistungen für 
Selbständige zeitlich begrenzen lasse, 
besonders dann, wenn sie Angestell¬ 
te haben“ ... „Irgendwann muss man 
schwarze Zahlen schreiben oder - so 
weh es tut - die Selbständigkeit aufge¬ 
ben. Der Steuerzahler kann nicht auf 
Dauer eine nicht tragfähige Geschäfts¬ 
idee mitfinanzieren.“ 

Die Bundesagentur zeigte sich auch im 
Mai dieses Jahres besorgt über die Zu¬ 
nahme der selbstständigen Aufstocker. 
In den Jahren 2007 bis 2010 sei ihre 
Zahl um 50 000 auf nunmehr 125 000 
Personen gestiegen. Etwa 85 000 von 
ihnen verdienen weniger als 400 Euro 
pro Monat und weitere 25 000 bis zu 
800 Euro. Diesen riet Bundesarbeits¬ 
ministerin von der Leyen in einem PR- 
Video vom 30. Mai 2012 auf youtube. 
com, ihre Selbstständigkeit aufzuge¬ 
ben. Es gäbe in Deutschland immer¬ 
hin über eine Millionen offener Stel¬ 
len. Dem widerspricht die Studie des 
Deutschen Instituts für Wirtschaftsfor¬ 
schung (DIW) im Auftrag des Bundes¬ 
arbeitsministeriums „Solo-Selbststän¬ 
dige in Deutschland - Strukturen und 
Erwerbsverläufe“. Das DIW hat er¬ 
mittelt, dass der größte Teil der soge¬ 
nannten Solo-Selbstständigen „man¬ 
gels anderer Beschäftigungsmöglich¬ 
keiten oder wegen Arbeitslosigkeit 


gegenüber 3,18 Prozent von ver.di, eine 
Steigerung der Tabellenlöhne von 6,29 
Prozent gegenüber 6,42 Prozent. Weil 
ab November 2013 zusätzlich 1,1 Pro¬ 
zent in die betriebliche Altersversor¬ 
gung fließen, rechnet sich die GDL 
den Abschluss auf 7,3 Prozent schön. 
Gefordert hatte sie 7 Prozent auf 12 
Monate. 

Des weiteren wurden mehr Ausbil¬ 
dungsplätze für Lokführer bei der DB 
vereinbart. Laut Angaben der GDL 
fehlen derzeit bei der Deutschen 
Bahn 500. Nach Informationen EVG- 
Mitgliedern (Eisenbahn-Verkehrs-Ge¬ 
werkschaft im DGB) sei die Situation 
bei den Konkurrenten noch schlimmer. 
Auf einigen nach Ausschreibung verge¬ 
benen Strecken fahre wieder die DB 
Region, da der Konkurrenz aufgrund 
schlechterer Arbeits- und Entloh¬ 
nungsbedingungen die nötigen Lok¬ 
führer fehlten. Volker Metzroth 


selbstständig geworden“ sind. Wäh¬ 
rend Selbstständige mit Arbeitneh¬ 
mern fast ausschließlich vom eigenen 
Erwerbseinkommen leben sind es 
immerhin etwa elf Prozent der Solo- 
Selbstständigen, die aufstocken müs¬ 
sen oder vom Einkommen der Le¬ 
benspartner zehren. 

Im November 2011 veröffentlichte 
das Institut für Mittelstandsforschung 
Bonn (IfM) das Arbeitspapier „Selbst¬ 
ständige in der Grundsicherung“. In 
diesem wird die Entwicklung der ge¬ 
nannten Personengruppe einer sta¬ 
tistischen Analyse unterzogen. Dem¬ 
nach hat sie sich verdreifacht, wäh¬ 
rend die Gruppe aller Selbstständigen 
nur bescheiden gewachsen ist. Das 
IfM schließt daraus, dass sich aus der 
Zunahme der Selbstständigkeit nicht 
ableiten lässt, dass die Grundsiche¬ 
rung stärker in Anspruch genommen 
wird. Es wird der Verdacht geäußert, 
dass Selbstständige die Grundsiche¬ 
rung missbrauchen würden, um sich 
Marktvorteile zu sichern. Aus den 
analysierten Daten lässt sich das aber 
nicht schließen, räumt das IfM teilwei¬ 
se ein, denn viele Daten würden für 
eine wissenschaftliche Analyse fehlen. 
Trotz dieses Eingeständnisses endet 
die Studie mit einem Exkurs über die 
volkswirtschaftliche Schädlichkeit der 
Grundsicherung für Selbstständige: 
Das Marktgeschehen würde wesent¬ 
lich verzerrt. 

Kritiker weisen auf den tendenziö¬ 
sen Charakter des Arbeitspapiers hin. 
Es sei erstaunlich, sagt Dietrich von 
Hase, „dass die Studie bei ihrer volks¬ 
wirtschaftlichen Behauptung nicht ge¬ 
nauso auf die zehnfache Zahl der Ar¬ 
beitnehmer als Hartz-IV-Aufstocker 
verweist, die sehr häufig zu Niedrigst- 
löhnen als Arbeitnehmer tätig sind. 
(...) Bei der volkswirtschaftlichen 
Kreislaufbetrachtung wäre noch zwin¬ 
gend der durch Hartz IV subventio¬ 
nierte Niedriglohnsektor auf gleiche 
Negativeffekte zu prüfen.“ Bernd Müller 



Betriebsrat fristlos gekündigt 

Komitee fordert sofortige Rücknahme 


Kein Hartz IV mehr für Selbstständige? 

Bundesagentur besorgt über Zunahme der selbstständigen Aufstocker 
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Gastkommentar von Ullrich Sander 


Ein Anschlag auf die 
Förderungswürdigkeit 
der Demokratie 


In den Verfassungsschutzberichten 
in Bayern und Baden-Württemberg 
wird der Vereinigung der Verfolgten 
des Naziregimes/VVN-BdA vorge¬ 
worfen, sie sei „linksextremistisch“, 
denn sie agiere „auf der Basis des 
klassischen kommunistischen Fa¬ 
schismusverständnisses, das einen 
untrennbaren Zusammenhang zwi¬ 
schen Faschismus und Kapitalismus 
herstellt“. Das ist unzutreffend, weil 
es in der VVN-BdA unterschiedliche 
Zugänge zum Antifaschismus gibt. 
Es ist allerdings historisch durchaus 
korrekt, dass es einen engen Zusam¬ 
menhang zwischen Faschismus und 
Kapital als Förderer und Profiteure 
des Faschismus und des Krieges gab. 
Dazu haben wir jetzt ein Buch ge¬ 
schrieben; dessen Titel lautet „Von 
Arisierung bis Zwangsarbeit - Ver¬ 
brechen der Wirtschaft an Rhein und 
Ruhr 1933-1945“. 

Die Verfassungsschutzämter eini¬ 
ger Länder mit ihren Unterstellun¬ 
gen vom „kommunistischen Faschis¬ 
musverständnis“ sollten sich einmal 
die zeitgenössischen Darstellun¬ 
gen ansehen. Zum Beispiel sollten 
sie sich den sozialdemokratischen 
„Vorwärts“ vom Abend des 30. Ja¬ 
nuar 1933 ansehen. Er titelte: „Hit- 
ler-Papen-Kabinett - ,Feine Leute 4 
und drei Nazis - Kabinett des Groß¬ 
kapitals“, Zwischenüberschrift: „Ka¬ 
pitalistische Reaktion“. Das „kom¬ 
munistische“ Faschismusverständnis, 
das tabuiert werden soll, war bis in 
die Gründungszeit der BRD das all¬ 
gemein gültige. 

Der Tabubruch, der in der antikapita¬ 
listischen Anwendung des damaligen 
Faschismusbegriffs gesehen wird, ist 
den etablierten politischen Kräften 
heute höchst unbequem. Es soll in der 
heutigen Krise nicht warnend auf die 
damaligen Krisenauswege des Kapi¬ 
tals hingewiesen werden. Es wird im¬ 
mer mehr offenkundig, dass der heu¬ 
tige pro-kapitalistische Krisenausweg 
nur mit autoritären Mitteln, mit anti¬ 
demokratischen Regelungen - wenn 
auch nicht mit faschistischen - mög¬ 
lich ist. 1932/1933 entschied sich das 
vorherrschende Kapital so, wie es sich 
entschied. Es wollte Krieg und Dik¬ 
tatur. Wir meinen: Der Kapitalismus 
muss nicht zum Faschismus führen, 
aber bei uns ist es geschehen. Und so¬ 
mit kann es wieder geschehen. Daher 
heißt es aufzupassen und aufzuklären. 
Darin sehen wir unsere Aufgabe. Der 
Verfassungsschutz will dies verbieten. 
In Rheinland-Pfalz kehrte man jetzt 
vorübergehend zu den Praktiken des 
Kalten Krieges zurück. Der Opfer¬ 
organisation VVN-BdA wurde vor 
einigen Monaten der Status der Ge¬ 
meinnützigkeit aberkannt, weil sie 
im bayerischen (nicht im rheinland- 
pfälzischen) Verfassungsschutzbe¬ 
richt steht. Sich um die Belange der 
NS-Opfer zu kümmern, sei nicht för¬ 
derungswürdig, meinten die Behör¬ 
den im SPD-regierten Bundesland 
Rheinland-Pfalz. Allerdings nur vo¬ 
rübergehend, denn bald danach wur¬ 
de der VVN-BdA in Rheinland-Pfalz 
dann doch die Gemeinnützigkeit wie¬ 
der zuerkannt. Nicht so in Bayern. 
Auch dort wurde der VVN-BdA der 
Gemeinnützigkeitsstatus aberkannt. 
Der frühere Bundesfinanzminister 
Peer Steinbrück (SPD) hatte zu Zei¬ 
ten der Großen Koalition eine Ver¬ 
ordnung erlassen, dass Organisatio¬ 
nen, die im Verfassungsschutzbericht 
auch nur eines Bundeslandes stehen, 
in allen Bundesländern der Gemein¬ 
nützigkeitsstatus aberkannt wird. 
Angeblich sollte sich das gegen Na¬ 
zis richten, es wird jedoch auch ge¬ 
gen Linke praktiziert. Wer zum „Ex¬ 
tremismus“ gehört, soll mit schweren 
Nachteilen rechnen. Es werden wie¬ 
der Zustände wie im Kalten Krieg 
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hergestellt. Und zwar soll die Aber¬ 
kennung der Gemeinnützigkeit einer 
Organisation bei ihrer Erwähnung in 
nur einem einzigen VS-Bericht eines 
Landes nach der Sommerpause sogar 
gesetzlich verordnet werden. Und die 
Betroffenen sollen kein Klagerecht 
bei den Finanzgerichten und kein 
Beschwerderecht beim Finanzamt ha¬ 
ben. Nur ein jahrelanger Prozess vor 
den Verwaltungsgerichten kann dann 
eine Herausnahme der Organisation 
aus dem VS-Bericht bringen, was fast 
unmöglich erscheint. 

Der Verfassungsschutz als höchste In¬ 
stanz in Meinungs- und Gesinnungs¬ 
fragen! 

Das ist derselbe Verfassungsschutz, 
der die Meinungsfreiheit der Nazis 
hoch hält und die Losung „Faschis¬ 
mus ist keine Meinung sondern ein 
Verbrechen“ für verfassungsfeindlich 
erklärt. Derselbe Verfassungsschutz, 
der offenbar seine schützende Hand 
über Mörder und Verbrecher hält, wie 
am Fall NSU abzulesen ist. 

Zu Recht hieß es in der „Süddeut¬ 
schen Zeitung“ am 7.1.2012: „Hat der 
Verfassungsschutz von den Neonazi- 
Morden wirklich nichts gehört und 
gesehen? Dann ist er (...) überflüssig. 
Und wenn er nichts hören und sehen 
wollte? Dann ist er (...) eine Gefahr 
für die Verfassung. Ein überflüssiger 
Verfassungsschutz ist zu teuer. Und 
wenn er gar gefährlich ist, dann muss 
man nicht nur seine V-Leute abschal¬ 
ten, sondern den ganzen Verfassungs¬ 
schutz.“ 

Es gibt übrigens kaum einen Schutz 
gegen Lügen, die der Inlandsgeheim¬ 
dienst über demokratische Bürger 
verbreitet. Als ich einmal beim Bun¬ 
desamt eine Akteneinsicht erbat, da 
sandte man mir einen Auszug aus 
dem Inhaltsverzeichnis einer „mei¬ 
ner“ Akten zu. Danach soll ich 1992 
an einer DKP-Konferenz in Bielefeld 
teilgenommen haben. Ich war offen¬ 
bar von einem Verfassungsschutz¬ 
V-Mann verwechselt worden. Nach¬ 
weislich war ich zu jener Zeit in den 
USA, und - auf den Irrtum aufmerk¬ 
sam gemacht - teilte man mir mit, 
man werde die Akten nicht ändern, 
aber meine Beschwerde zu den Ak¬ 
ten nehmen. 

Bislang haben 109 zivilgesellschaft¬ 
liche Organisationen einen offenen 
Brief gegen den drohenden Macht¬ 
zuwachs des Verfassungsschutzes und 
gegen die Extremismusverordnungen 
unterzeichnet. Es entwickelt sich eine 
Widerstandsfront. Das ist gut zu wis¬ 
sen. 

Allerdings handeln auch die Nazis. 
Sie verlagern ihre Organisation mal 
wieder hinein in eine parteiförmi¬ 
ge Institution. Christian Worch aus 
Hamburg, Organisator zahlreicher 
Nazi-Aufmärsche und Nachfolger in 
der Führerschaft der terroristischen 
Kühnen-Bande, gründet jetzt die Par¬ 
tei „Die Rechte“. Eine Partei braucht 
sich um die Gemeinnützigkeitsstatus 
nicht zu sorgen. Das Parteienprivileg 
birgt hierzulande von vornherein die 
Gemeinnützigkeit und Förderungs¬ 
würdigkeit. 


einen Heidenrespekt 
vor Ihnen!" 

Der Weg des Antifaschisten Hans Heisei 


A ls Hans Heisei 1942 in Paris in 
die KPD eintrat bestand sein 
Mitgliedsbeitrag darin, dass er 
ein Drittel seines Wehrsoldes den il¬ 
legal in Paris lebenden Genossen gab. 
Hans Heisei war als Besatzungssoldat 
nach Paris gekommen, 20-jährig, aus ei¬ 
ner armen Leverkusener Arbeiterfamilie 
stammend. Er war Fernschreibobermaat 
im Marinestab und hatte sich bis da¬ 
hin nicht die geringsten Gedanken 
über seine Existenz gemacht. Es 
waren zwei französische Kommu¬ 
nisten, sein Friseur und sein Schnei¬ 
der, die ihn zum Nachdenken und 
zu der Erkenntnis brachten, dass 
er als deutscher Soldat in Paris der 
„Angehörige einer staatlich orga¬ 
nisierten Verbrecherbande“ war. 

Er wechselte die Seiten vom „Ver¬ 
treter der siegreichen deutschen 
Herrenrasse“ zu den „untersten 
Untermenschen“, zu den Kommu¬ 
nisten. Eine Entscheidung, auf die 
er ein Leben lang in der beschei¬ 
densten Art stolz war. 1942 befand 
sich der deutsche Faschismus auf 
dem Höhepunkt der Macht, war 
an keiner Front geschlagen und 
bis zur strategischen Niederlage in 
Stalingrad dauerte es noch ein hal¬ 
bes Jahr. Es waren Genossen wie 
Otto Niebergall, damals Leiter der 
illegalen KPD in Paris, später einer 
ihrer Bundestagsabgeordneten, die 
überzeugend politisch argumentie¬ 
ren und die zwingenden Gründe für 
eine zu erwartende Erstarkung des 
antifaschistischen Widerstandes in den 
besetzten Ländern darlegen und Men¬ 
schen wie Hans Heisei überzeugen 
konnten. 

Hans Heisei gewann andere Soldaten, 
mit Arthur Eberhardt und Kurt Hälker 
bildete er eine antifaschistische Zelle 
im Marineministerium. Sie stahlen Waf¬ 
fen für die Resistance, versorgten die 
militärische Struktur mit Informatio¬ 
nen und verteilten heimlich Flugblätter 
an Soldatentreffpunkten. Mit mehreren 
Militärangehörigen und Offizieren aus 
dem Kreis des „20. Juli“ waren Hans 
Heisei und Otto Niebergall Mitbegrün¬ 
der der „Bewegung Freies Deutschland 
für den Westen“ (CALPO). 

Sie beteiligten sich am Aufstand zur 
Selbstbefreiung von Paris, einige von 


ihnen verteidigten das Haus der Kom¬ 
munistischen Partei Frankreichs vor 
den durchziehenden deutschen Trup¬ 
pen. 

Nach der Befreiung vom Faschismus 
kehrte Hans nach Leverkusen zurück, 
fand zunächst Arbeit im Chemiewerk 
Bayer, dann als Metaller in Düsseldorf. 
Die KPD wollte ihn als hauptamtlichen 
Funktionär - das blieb er dann bis zur 


Rente, während der Illegalität und in 
der 1968 neu konstituierten DKP. Fünf¬ 
zehn Monate verbrachte er wegen ille¬ 
galer Parteiarbeit im Bayreuther Knast. 
Erst in den letzten Jahren lies er sich 
als Zeitzeuge einladen. Im Internet 
finden sich viele Zeugnisse seiner Ar¬ 
beit - wenn man bei „arte“, „you tube“ 
oder der Suchmaschine seinen Namen 
eingibt findet man sofort interessante 
Ergebnisse. 

Im Januar 2012 war Hans Heisei in 
Limburg eingeladen. Vor 600 Schülern 
berichtete er aus seinem Leben. Wie 
stets ließ er nicht unerwähnt, welche 
Gedanken und Erkenntnisse ihn be¬ 
schäftigten, als er ohne zu zögern 1942 
unter einer Brücke der Seine in Paris 
der kommunistischen Partei beitrat. 


„Ich habe einen Heidenrespekt vor Ih¬ 
nen, dass Sie sich das getraut haben 44 
wird ein 15-jähriger Limburger Real¬ 
schüler in der „Nassauischen Neuen 
Presse“ aus der nachfolgenden Dis¬ 
kussion zitiert. 

Für Hans waren diese Veranstaltungen 
sehr wichtig, ein Lebenselixier seiner 
letzten Jahre. 

Im vergangenen März luden 
die VVN-BdA, die DRAFD, 
die Gingold-Initiative, die 
DKP Hessen und der „Studi¬ 
enkreis deutscher Widerstand“ 
zu einem kleinen Empfang an¬ 
lässlich seines 90. Geburtsta¬ 
ges. Mit schöner Musik, Rot¬ 
wein und ein paar sehr pas¬ 
senden Lobliedern auf Hans 
feierten wir ihn in heiterer 
Stimmung und ehrten ihn für 
die antifaschistische Arbeit in 
den vergangenen Jahren und 
seinen politischen Kampf. Kur¬ 
ze Zeit später, im April muss¬ 
te er wegen einer notwendigen 
OP am Bein ins Krankenhaus. 
Von den Strapazen der Eingrif¬ 
fe und der schlechten medizini¬ 
schen Versorgung, wie sie für 
Kassenpatienten hohen Alters 
in diesem Land heute vorgese¬ 
hen ist, hatte er nicht mehr die 
Kraft sich zu erholen. 

Ein Nachruf für Hans H eisei 
sollte das große gemeinsame 
Glück nicht unerwähnt lassen, 
das er, mit 85 Jahren gerade in ein Seni¬ 
orenwohnheim der AWO eingezogen, 
mit seiner alsbaldigen Lebensgefährtin 
Emmi Baumann erleben konnte. Frisch 
liiert, fuhren sie gemeinsam nach Paris 
und waren sich einige Jahre einander 
eine große Freude. 

Begleitet von Emmi Baumann, von 
Freunden und seinen Familien starb 
Hans Heisei am 12. Juli 2012 in Frank¬ 
furt am Main. 

Mathias Meyers 

Genossen und Freunde bereiten für den 
18. August 2012 um 15.30 Uhr im DGB- 
Gewerkschaftshaus, Wilhelm-Leuschner- 
Str. 69-77 in Frankfurt am Main eine Feier 
zum Abschied von Hans Heisei vor. Wei¬ 
tere Informationen u. a. bei www.gingold. 
initiative.de 



Hans Heisei - um 1975 


Lauter Geschichtsrevisionismus... 

... mit Deutschen Schäferhunden 



Vor dem Landtag in Düs¬ 
seldorf wurde am vergange¬ 
nen Samstag Geschichtsre¬ 
visionismus über den Laut¬ 
sprecher eingehämmert: Die 
„National-Konservative Be¬ 
wegung der Deutschen aus 
Russland“ hatte gerufen - und 
nur wenige waren gekommen. 

Stärker vertreten und phon¬ 
stärker waren die Teilnehmer 
der Gegenkundgebung. 

Mit Pferd und (Einsatz-)Wa¬ 
gen und ein paar Deutschen 
Schäferhunden schützte die 
Polizei den Auftritt der „Be¬ 
wegung“. Dabei interpretierte 
sie die Größe der Bannmeile vor dem 
Landtag nach polizeiorganisatorischen 
Erwägungen: Mit zunehmender Zeit 
wurde der Abstand zu den Heimat-Su¬ 
chenden verkleinert. Die waren mit der 
Forderung „Das Deutsche Volk hat ein 
Recht auf die Deutsche Heimat“ ange¬ 
treten. 


Da es offensichtlich nicht nur darum 
geht, dass Deutsche in der Bundesrepub¬ 
lik Deutschland eine „Deutsche Heimat“ 
finden, richtet sich der Geschichtsrevisi¬ 
onismus auf ein „Großdeutschland“ mit 
Territorien außerhalb des Gültigkeits¬ 
bereiches des Grundgesetzes. In dem 
Aufruf wird aber auch eine innenpoli¬ 


tische Gefahr beschworen: 
„Durch die heutige Bevöl¬ 
kerungspolitik - durch die 
Überfremdung - sind wir 
bedroht, morgen alle Ver¬ 
triebene im eigenen Lande 
zu sein.“ Befürchtet wurde 
„eine gezielte Vernichtung 
des deutschen Volkes“. 
Damit alles scheinbar par¬ 
tei-neutral zuging, hatten 
die Veranstalter angekün¬ 
digt, dass „während des 
Ablaufes der Veranstaltung 
keine Parteifahnen wehen“ 
sollten. Erwünscht waren allerdings 
Fahnen der Vertriebenenverbände, von 
„heimattreuen Vereinen und völkischen 
Kreisen“. Sogar die Kleiderordnung be¬ 
kam einen Rahmen: „Es wird gebeten, 
bürgerlich gekleidet zu der Versamm¬ 
lung zu erscheinen, am liebsten in Tracht, 
Frauen in Röcken“. Uwe Koopmann 
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Die Zeit ist reif für Umverteilung 

Großes Aktionsbündnis sagt Reichen den Kampf an 


„Die Aktivisten, die sich vor dem Ber¬ 
liner Kanzleramt versammelt hatten, 
waren nicht zu übersehen. Mit Spiel¬ 
geld, Pappgoldbarren und Megafon 
trommelten sie lautstark für höhere 
Steuern. Die Debatte darüber, wie die 
wohlhabenderen Bürger des Landes ei¬ 
nen größeren Beitrag zur Bewältigung 
der Schuldenkrise leisten können, ist in 
vollem Gang - und sie dürfte ein zen¬ 
trales Thema im anstehenden Bundes¬ 
tagswahlkampf sein.“ Das berichtete 
der „Spiegel“ am 3. August. 

Die Demonstranten vertraten ein brei¬ 
tes Bündnis aus Gewerkschaften, Sozi¬ 
alverbänden, Attac und weiteren Nicht¬ 
regierungsorganisationen, die jetzt eine 
Attacke für die Einführung einer Rei¬ 
chensteuer begonnen haben. Für den 
29. September ist ein großer bundes¬ 
weiter Aktionstag geplant, mit dem das 
Bündnis für seine Forderungen werben 
will. 

Und in der Tat ist „die Zeit reif für Um¬ 
verteilung“, wie es der Vorsitzende der 
Dienstleistungsgewerkschaft ver.di, 
Frank Bsirske, für das Bündnis nann¬ 
te. Er verwies im ARD-Morgenmaga¬ 
zin auf Griechenland und Spanien, wo 
selbst Normalverdiener angesichts des 
rigiden Sparkurses der dortigen Regie¬ 
rungen ihre Existenz gefährdet sehen. 
Das könne auch auf Deutschland Aus¬ 
wirkungen haben. Solange Deutsch¬ 
land ein Steuerparadies für Vermö¬ 
gende, Erben und Spekulanten sei, 
seien der Sozialstaat und seine Hand¬ 


lungsfähigkeit bedroht. Für Hauptge¬ 
schäftsführer Ulrich Schneider vom 
Paritätischen Wohnfahrtsverband steht 
Deutschland am Scheideweg. Das Sozi¬ 
alstaatsmodell drohe angesichts massi¬ 
ver Kürzungen zu scheitern. Und Jutta 
Sundermann von Attac forderte: „Wir 
brauchen endlich eine ehrliche Debat¬ 
te über die Kosten der Krise und ei¬ 
nes funktionierenden Sozialstaates auf 
der einen Seite und die ungleiche Ver¬ 
teilung von Reichtum auf der anderen 
Seite.“ 

Die Schere zwischen Reichtum und Ar¬ 
mut öffne sich immer weiter. Das Geld¬ 
vermögen der deutschen Privathaus¬ 
halte habe, nach Berechnungen der 
Bundesbank, im Jahr 2011 bei 4,5 Billi¬ 
onen Euro gelegen. Nach Angaben des 
Statistischen Bundesamtes gibt es in 
Deutschland 16 846 Einkommensmilli¬ 
onäre. Das sind Personen, die innerhalb 
eines Kalenderjahres als Einzelperson 
oder als Ehepaar über mindestens eine 
Million Euro an steuerpflichtigem Ein¬ 
kommen haben. Die Zahl stammt aus 
dem Jahre 2007. Möglicherweise ist sie 
seither weiter angestiegen. 
Angestoßen wurde die neue Debatte 
in Deutschland offensichtlich durch die 
Maßnahmen der neuen französischen 
Regierung, die aufgrund von Wahlver¬ 
sprechungen bereits Verschärfungen 
bei der Vermögensteuer beschlossen 
hat und in Kürze mit ihren Mehrheiten 
im Parlament und Kammer durchset¬ 
zen will, dass Reiche ab einem Einkom¬ 


men von einer Million Euro auf jeden 
zusätzlichen Euro 75 Prozent Steuern 
zahlen. Dadurch soll der durch die Eu¬ 
ro-Krise massiv ins Defizit geratene 
Haushalt saniert werden. 

In Deutschland sei eine Forderung 
nach 75 Prozent völlig unrealistisch be¬ 
tonen selbst einige Steuer-Befürworter. 
So plant die SPD beispielsweise, den 
Spitzensteuersatz von 42 auf 49 Pro¬ 
zent zu erhöhen, aber erst ab einem 
Jahresverdienst von 100 000 Euro. Die 
Grünen wollen den Spitzensteuersatz 
ebenfalls auf 49 Prozent festsetzen, al¬ 
lerdings bei 80 000 Euro beginnen 
lassen. Gerade diese beiden Partei¬ 
en müssen sich in der gegenwärtigen 
Diskussion ihre Lauterkeit in Zweifel 
ziehen lassen. Denn ausgerechnet die 
SPD-Grüne-Koalition war es, die den 
unter den Kanzlern Schmidt und Kohl 
bestehenden Spitzensteuersatz von 
56 Prozent bei einem Jahresverdienst 
bei, umgerechnet, etwa 66 000 Euro, 
schrittweise auf die heutigen 42 Pro¬ 
zent senkte. Nun also Rolle rückwärts? 
SPD-Chef Gabriel sprach dieser Tage 
davon, dass es in Deutschland wieder 
„sozialer Patriotismus“ geben müsse - 
wann jemals hat es denn „sozialen Pa¬ 
triotismus“ des Unternehmertums ge¬ 
geben? - und forderte einen höheren 
Spitzensteuersatz, die Streichung von 
Subventionen im Steuerrecht sowie 
eine höhere Kapital-, Vermögens- und 
Erbschaftsbesteuerung. Der stellver¬ 
tretende SPD-Parteivorsitzende und 


Regierende Bürgermeister von Berlin, 
Klaus Wowereit, kündigte an, die SPD 
wolle sich dem neuformierten Bündnis 
anschließen. 

Klar erkennbar sind die Positionen 
der Partei „Die Linke“, die als einzige 
Partei im Bundestag den Reichen ans 
Geld will. Im ARD-Sommerinterview 
am 5. August bekräftigte Fraktions¬ 
chef Gregor Gysi die Forderung seiner 
Partei nach höheren Steuern für Rei¬ 
che. Dabei gehe es einerseits um einen 
höheren Spitzensteuersatz und ande¬ 
rerseits um eine Vermögensteuer. Wer 
ein Privatvermögen von mehr als einer 
Million Euro habe, solle darauf fünf 
Prozent bezahlen, so Gysi. „Das kön¬ 
nen die sich alle leisten und das wäre 
auch ganz notwendig in dieser Zeit.“ 
Gysi nannte keine Zahlen. In seiner 
Partei wird inzwischen ähnlich wie in 
Frankreich die Forderung „75-Prozent- 
Reichensteuer“ für Einkommen von 
über einer Million Euro jährlich erho¬ 
ben. Zudem soll auf privates Millionen¬ 
vermögen eine Steuer von jährlich fünf 
Prozent erhoben werden. 

Während sich das Deutsche Institut 
für Wirtschaftsforschung (DIW) kürz¬ 
lich für die Finanzierung der Staats¬ 
schulden mit Zwangsanleihen und 
Vermögensabgaben aussprach und 
dafür, dass Bürger mit einem Vermö¬ 
gen ab 250 000 Euro zur Kasse gebe¬ 
ten sollten, ist der Aufschrei ob dieser 
Debatten und gegen die Forderungen 
aus dem Unternehmerlager und ihrem 


Klientel schon inmitten der Sommer¬ 
ferien unüberhörbar. Dass es mit dem 
„Patriotismus“ nicht weit her ist, mach¬ 
te der Chef des Bundesverbandes der 
Deutschen Industrie (BDI), Keitel, 
mit seiner Warnung deutlich, dass die 
„goldene Substanz des Industrielandes 
Deutschland“ aufgezehrt würde. „Ein 
großer Teil des Deutschen Privat Ver¬ 
mögens ist in Unternehmen gebunden. 
Volkswirtschaftlich und haushaltspoli¬ 
tisch wäre es ein Irrweg, besonders auf 
diese Vermögen zuzugreifen.“ 

Der Chef der CSU-MittelstandsVerei¬ 
nigung, Michelbach, wirft dem Bünd¬ 
nis gar eine böswillige Verdrehung der 
Tatsachen vor. „Hier schürt eine Ko¬ 
alition der Umverteiler mit falschen 
Tatsachen Neidkomplexe.“ Als Ergeb¬ 
nis der „Abzock-Politik“ prophezeite 
er Deutschland „Rezession, Verlust 
von Arbeitsplätzen und mehr Arbeits¬ 
lose.“ Auch aus der einzig verbliebenen 
Kampfkompanie der „sozialen Markt¬ 
wirtschaft“ kommt Widerspruch. Um¬ 
verteilung sei die „Lieblingsdroge der 
Linke“, meinte FDP-Generalsekretär 
Döring. Er warf dem Bündnis vor, auf 
die Popularität eines Robin Hood zu 
hoffen, tatsächlich aber nicht die Ver¬ 
mögenden, sondern den Mittelstand 
anzugreifen. 

Also, weiter so: „Umfairteilen - Reich¬ 
tum besteuern!“ 

RolfPriemer 


Vom Versprechen blühender Landschaften 

Projekt „Nürburgring 2009“ wird 2012 zum Desaster rheinlandpfälzischer Wirtschaftsförderung 


Da es zu den Grundfesten sozialdemo¬ 
kratischer Politik gehört, sich nicht mit 
den Marktmechanismen auseinander¬ 
zusetzen, sondern ihnen hinterherzu¬ 
laufen, hatte die Mainzer Landesregie¬ 
rung Mitte des letzten Jahrzehnts eine 
famose Idee, um die Situation für die 
strukturschwache Eifel-Region zu ver¬ 
bessern: Wenn es kein privates Kapi¬ 
tal gibt, um einen Vergnügungspark 
inklusive Veranstaltungszentrum am 
Nürburgring zu bauen, dann machen 
wir das eben mit öffentlichen Geldern. 
Landesvater Beck sei Dank flössen nun 
Abermillionen Euro in ein Projekt, das 
von Beginn an viel Lärm verursachte, 
aber mit dem geringsten Nutzen für die 
Region verbunden war. Die schnellste 
Achterbahn der Welt musste es sein, die 
schönste Veranstaltungshalle mit der 
teuersten Tiefgarage - so sollte Disney¬ 
land an die Nürburg gebeamt werden. 
Statt die Gelder z.B. in den Ausbau des 
sanften Tourismus in dieser wunder¬ 
schönen Gegend zu stecken und so die 
Formel- 1-Gigantomanie zu kompensie¬ 
ren, ging es darum mit Rennstrecken 
wie Dubai mit ihrem Ferrari-Park zu 
konkurrieren. Viel Glamour bringt viel 
Umsatz hieß die Devise. 

Nun gab es aber ein kleines Detail, das 
die großen Träume gleich zu Beginn 
des Projektes „Nürburgring 2009“ ein¬ 
trübte - die klamme Landeskasse. Da 
man damals aber das Jahr 2008 schrieb 
und die Finanzkrise noch keine Brems¬ 
spuren für hochfliegende Finanzie¬ 
rungspläne hinterlassen hatte, schickte 
sich Landesfinanzminister Deubel an, 
genau so kreativ zu sein, wie die Kol¬ 
legen von Hypo Real Estate und an¬ 
deren. Da privaten Investoren die Sa¬ 
che offensichtlich zu heiß war, wurde 
die rein staatliche Finanzierung des 
Projekts über hochspekulative Fonds 
abgewickelt und Kurt Beck versprach 
eine Amortisierung der Kosten inner¬ 
halb von drei Jahren. Natürlich nur 
wenn die völlig überzogene Planzahl 
von 2,5 Mio. Besucher/innen am und 
um den Ring realisiert werden würde. 
Als die Blasen platzten, musste Deu¬ 
bel 2009 seinen Hut nehmen. Der üb¬ 
liche Untersuchungsausschuss folgte 
und führte im Ergebnis zu einer katas¬ 
trophalen Verschlimmbesserung: Statt 
die Reißleine zu ziehen, wurde nun 


geschwind eine PPP (Public-private- 
partnership) konstruiert. Diese sah die 
Teilung in eine weiterhin staatliche Be¬ 
sitz- und eine private Betreibergesell¬ 
schaft vor. Letztere wurde als Nürburg¬ 
ring Automotive GmbH gegründet und 
gehört je zur Hälfte der Lindner Hotel 
AG und dem Immobilienentwickler 
Mediinvest. Der Einstieg der Hotel¬ 
kette hinterließ einen Aufschrei bei den 


die Schrauben hunderte Meter weit 
wegflogen. 

Der größte Treppenwitz könnte aber 
noch folgen: Die Übernahme der Nür¬ 
burgring GmbH durch die private Be¬ 
treibergesellschaft als Schnäppchen im 
Insolvenzverfahren. So wird aus einem 
Strukturprojekt die Verscherbelung 
von Staatseigentum. 

Die „Süddeutsche Zeitung“ zitier¬ 


können laut aktueller Umfragen vor al¬ 
lem die Grünen. Die CDU fordert mitt¬ 
lerweile Neuwahlen. Sie argumentiert 
streng marktradikal, dass der Staat sich 
nicht in der Wirtschaft engagieren soll, 
das gehe bekanntlich schief. In Wahr¬ 
heit zeigt dieses Projekt zum wieder¬ 
holten Mal, wie Steuergelder zur Sub¬ 
ventionierung von Unternehmensge¬ 
winnen eingesetzt werden. 
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SheerDrivmg Pleasure 


ADAC GT Masters auf dem Nürburgring. 22. August 2009 Damals „brummte“ es - scheinbar- noch am und auf dem 
Nürburgring... 
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regionalen Hotelbesitzern, die nicht zu 
Unrecht eine öffentlich subventionier¬ 
te Verdrängung durch zusätzliche Ka¬ 
pazitäten befürchteten. 

Und wie so üblich basierten die PPP- 
Verträge auf abenteuerlichen und 
wohl z.T. rechtswidrigen Konstruktio¬ 
nen. Die rufen nun prompt die EU auf 
den Plan, die die zur Finanzierung not¬ 
wendigen staatlichen Beihilfen nicht 
genehmigt. Also bleibt der Besitzge¬ 
sellschaft Nürburgring GmbH nur der 
Weg, sich zahlungsunfähig zu erklären 
und in die Insolvenz zu gehen. Und 
als I-Tüpfelchen darf die Achterbahn 
nicht in Betrieb gehen, weil beim Test 


te nun kürzlich aus einem Gutachten 
für die SPD-Alleinregierung vom Juli 
2010, das bereits damals Verluste von 
über 190 Millionen Euro bis 2020 prog¬ 
nostizierte. Immer deutlicher wird eine 
Strategie, die Beck anscheinend von ei¬ 
nem seiner ebenfalls gut beleibten Vor¬ 
gänger übernommen hat: Aussitzen - 
solange es geht! 

Landespolitisch ist „Nürburgring 2009“ 
so etwas wie ein Super-GAU für die 
SPD. Der früher fast unangefochtene 
Beck kommt aus den Skandalschlag¬ 
zeilen nicht mehr heraus. Ein vorzei¬ 
tiger Amtsverzicht scheidet aus, weil 
die potentiellen Stellvertreter mit im 
Nürburgring-Boot sitzen. Profitieren 


Welche Schlussfolgerungen sind aus 
diesem Skandal zu ziehen? In erster Li¬ 
nie die Erkenntnis, dass die Menschen 
vor Ort wesentlich mehr Entschei¬ 
dungsrechte zu solchen Großprojekten 
haben müssen. Und zweitens: Struktur¬ 
politik im Interesse der Mehrheit geht 
nicht nach kapitalistischer Logik. Wer 
etwas für die Interessen von Regionen 
tun will, muss sich gegen das Großka¬ 
pital stellen und nicht mit ihm kungeln. 
Ach ja: Und noch dies: Wer die schnells¬ 
te Achterbahn der Welt bauen will, soll¬ 
te in der Lage sein, deren Schrauben 
festzuziehen! 

TH HA 


Rassismus bekämpfen! 

Am Sonnabend, den 28.7.2012 wurde in 
dem Bremer Stadtteil Woltmershausen 
ein feiger Brandanschlag auf ein Rei¬ 
henhaus verübt. Acht Personen befan¬ 
den zur Tatzeit im Haus, deren Tod bil¬ 
ligend in Kauf genommen wurde, wenn 
nicht sogar beabsichtigt. Vorausgingen 
rassistische Äußerungen und die An¬ 
drohung der Tat. 

Der Sohn der betroffenen Familie kam 
am frühen Sonnabend nach Hause. 
Sein Weg führte ihn unweigerlich an 
seinen Nachbarn vorbei. 

Als diese den jungen Mann sahen, 
brüllten sie lautstark „Ausländer raus“. 
Der Sohn der betroffenen Familie igno¬ 
rierte das und ging ins Haus. „Kurz da¬ 
nach entzündeten die Nachbarn einen 
Brandsatz, bewaffneten sich mit Kant¬ 
hölzern und zerstörten die Glasscheibe 
der Eingangstür. Anders als in der Pres¬ 
semitteilung der Polizei und in den Me¬ 
dien dargestellt, handelte es sich nicht 
nur um einen „brennenden Lappen“.“ 
Nachdem die Täterinnen nach einer 
dreistündigen Polizeimaßnahme wie¬ 
der auf freien Fuß gesetzt wurden, 
baten die Betroffenen verständlicher¬ 
weise um Polizeischutz. Der Rat dei¬ 
nes Freund und Helfers war: „Sie soll¬ 
ten sich doch einen Eimer Wasser ne¬ 
ben die Tür stellen“. Auch unterließen 
es die Beamten, die Öffentlichkeit zu 
informieren. Dies geschah mittels einer 
Presseerklärung, erst nachdem der An¬ 
walt der Familie die Bremer Tageszei¬ 
tung „Weser-Kurier“ informierte. „Die 
Situation der Bewohnerinnen des Hau¬ 
ses stellt sich auch deshalb besonders 
bedrohlich dar, weil sich die Mehrheit 
der Nachbarschaft nicht solidarisch mit 
ihnen zeigt. Im Gegenteil. Teile der Be¬ 
wohnerinnen der Siedlung brachten 
offen ihre Sympathie für die Tat zum 
Ausdruck.“ Diese Nachbarschaftsbrut 
gehört wahrlich zu den 4,2 Prozent 
NPD-Wählern im Stadtteil Woltmers¬ 
hausen. 

Wir verurteilen die polizeiliche Cha- 
raktersierung des Anschlags als Nach¬ 
barschaftsstreit abzutun. Es gibt unzäh¬ 
lige Beispiele in Deutschland für die 
mörderische Qualität des rassistischen 
Normalzustands. 

180 Tote durch rassistische Gewalt seit 
den letzen zwei Jahrzehnten zeigen dies 
deutlich. Rassismus erkennen und be¬ 
kämpfen durch Aufdecken statt Vertu¬ 
schen! Solidarität mit den Betroffenen! 

Katrin Alapas 
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Schnappschüsse 
an der Grenze 

Bei der Einreise in die Niederlande 
werden Autofahrer seit dem 1. August 
automatisch fotografiert. An vielgenutz¬ 
ten Grenzübergängen von Deutschland 
und Belgien in den Nachbarstaat seien 
Kameras installiert, teilte ein Sprecher 
der niederländischen Botschaft in Ber¬ 
lin mit. Sie sollen angeblich bei der Kri¬ 
minalitäts-Bekämpfung helfen. 
Kennzeichen, Automarke und Insas¬ 
sen würden mit dem System erfasst. 
Dies solle zur „Ermittlung gestohlener 
Fahrzeuge“ und zur „Bekämpfung von 
Drogen- und Menschenschmuggel“ 
beitragen, hieß es. Die neue Überwa¬ 
chungsmethode sollte bereits im Janu¬ 
ar starten. Der niederländische Vorstoß 
löste mit Blick auf das Schengen-Ab¬ 
kommen zum freien Grenzverkehr im 
vergangenen Jahr EU-weit Kritik aus. 

Neue Entlassungen 
bei Chalyvourgia 

Die Kommunistische Partei Griechen¬ 
lands verurteilt den neuen Entlassungs¬ 
terror des Großkapitalisten Manesis, 
der sechs Stahlarbeiter entlassen ließ, 
weil sie sich als Vorkämpfer während 
des Streiks hervorgetan haben. Es ist 
kein Zufall, dass es die sechs Arbei¬ 
ter waren, die ins Visier der Arbeit¬ 
geber und deren Kollaborateure ka¬ 
men, die von der Polizei während des 
Übergriffs auf Anweisung des Staats¬ 
anwalts und des Premierministers am 
Werkstor festgenommen wurden. Un¬ 
ter den sechs Entlassenen befinden sich 
ein Mitglied und zwei stellvertretende 
Mitglieder des Vorstands der Betriebs¬ 
gewerkschaft. (RedGlobe) 

Weltfestspiele in Quito? 

Finden die 18. Weltfestspiele der Ju¬ 
gend und Studenten in Ecuador statt? 
Die Entscheidung über den Austra¬ 
gungsort des nächsten Festivals soll 
offenbar Ende des Jahres bei einer 
Generalversammlung des Weltbundes 
der Demokratischen Jugend (WBDJ) 
getroffen werden. Vor wenigen Tagen 
machte der Jugendverband der Re¬ 
gierungspartei Alianza Pais, Juventud 
Revolucionaria, nun den Wunsch öf¬ 
fentlich, Gastgeber sein zu dürfen. Im 
Abschlussdokument eines „Internati¬ 
onalen Forums Junges Alfaristisches 
Licht“, der „Deklaration von Guaya¬ 
quil“, heißt es zu diesem Thema: „Wir 
wünschen uns, dass die Republik Ecu¬ 
ador Austragungsort der 18. Weltfest¬ 
spiele der Jugend und Studierenden 
sein wird, damit die Jugendlichen der 
Welt dem ecuadorianischen Volk direkt 
ihre Unterstützung für die Bürgerrevo¬ 
lution ausdrücken können.“ 

Die Weltfestspiele sind das größte an¬ 
tiimperialistische Jugendtreffen der 
Welt. Erstmals fanden sie 1947 im 
noch in Trümmern liegenden Prag 
statt. Zweimal - 1951 und 1973 - war 
Berlin, die Hauptstadt der DDR, Gast¬ 
geberin. Nach dem Ende der sozialisti¬ 
schen Staaten Europas verlagerte sich 
der Schwerpunkt des Festivals auf an¬ 
dere Kontinente: 1997 begrüßte Fidel 
Castro die Jugend der Welt in Havan¬ 
na, 2001 wurde in Algier gegen den Im¬ 
perialismus demonstriert, 2005 war das 
revolutionäre Caracas Austragungsort 
und zuletzt 2010 die südafrikanische 
Hauptstadt Pretoria. (RG/ZLV) 

Kubas Wirtschaft wächst 

Das kubanische Bruttoinlandsprodukt 
ist im ersten Halbjahr des Jahres 2012 
um 2,1 Prozent gestiegen. Dies teilte 
der Minister für Wirtschaft und Pla¬ 
nung, Adel Yzquerdo, anlässlich der 9. 
ordentlichen Sitzungsperiode des ku¬ 
banischen Parlaments mit. Yzquerdo 
betonte, dass dies trotz verschiedener 
Spannungen im laufenden Prozess der 
wirtschaftlichen Reformen als günstige 
Entwicklung gesehen werden könne. 
Der Vizepräsident des Ministerrates, 
Marino Murillo, hatte in der Sitzung 
darauf hingewiesen, dass im gesamten 
Aktualisierungsprozess der kubani¬ 
schen Wirtschaft der staatliche sozia¬ 
listische Betrieb weiterhin das Herz¬ 
stück des angestrebten Modells ist. Zu¬ 
dem verkündete er die Ingangsetzung 
von Maßnahmen zur Verbesserung der 
Qualität in der Betriebsführung und 
die Ausschaltung von bestehenden Pro¬ 
blemen. Eines dieser Probleme seien 
offenstehende Rechnungen des Staates. 

(Amerika21.de) 


Nachschub aus Libyen, der Türkei, 
Katar, Saudi-Arabien... 

Fakten und Zitate zur ausländischen Einmischung in Syrien 


Die Wahrheit über die von den westlichen Großmächten und ihren regionalen Ver¬ 
bündeten betriebene Einmischung in die innersyrische Auseinandersetzung kommt 
in den vorherrschenden Medien des Westens nur scheibchenweise ans Licht. Deshalb 
haben wir nachstehend einige Belege dafür aus den letzten Tagen zusammengestellt, 
alle im Originalton und aus Quellen, die der Sympathie für das Assad-Regime völlig 
unverdächtig sind. 


„Rebellen“ wurden aufgerüstet 

„Die Aufständischen haben in den ver¬ 
gangenen Monaten aufgerüstet. Die 
Kämpfer der Freien Syrischen Armee 
(FSA) verfügen nicht mehr allein über 
Kalaschnikows, Granaten und Molo- 
tow-Cocktails, sondern zum Teil auch 
über schwere Waffen ... Es gibt viele 
Gerüchte darüber, woher die FSA ihre 
Waffen bezieht, sogar aus Libyen soll 
der Nachschub kommen ... Immer wie¬ 
der werden Saudi-Arabien und Katar 
als Unterstützer der Aufständischen 
genannt. Die Staaten finanzieren die 
FSA laut „Washington Post“ mit meh¬ 
reren Millionen Dollar im Monat. 
Über den Libanon und die Türkei wer¬ 
den unter anderem Munition, Minen, 
Granaten, Anti-Panzer-Waffen, Luft¬ 
abwehrgeschütze und Handfeuerwaf¬ 
fen nach Syrien geschmuggelt. Anka¬ 
ra selbst soll ebenfalls Waffen liefern, 
bestreitet dies aber offiziell. Im türki¬ 
schen Adana, rund hundert Kilometer 
von der syrischen Grenze entfernt, ist 
nach Angaben der Nachrichtenagen¬ 
tur Reuters sogar ein Kommandozen¬ 
trum entstanden. Hier sollen türkische 
Regierungsvertreter mit Offizieren 
der FSA, Gesandten aus Katar, Saudi- 
Arabien - und auch Mittelsmännern 
des amerikanischen Geheimdienstes 
CIA Zusammenarbeiten.“ 

„Spiegel-Online, 3.8.2012 

★ 

25 Millionen Dollar aus den 
USA - die CIA am Werk 

„US-Präsident Barack Obama hat laut 
einem Bericht des US-Nachrichtensen- 
ders CNN bereits vor einiger Zeit einen 
Geheimerlass unterzeichnet, der ameri¬ 
kanische Hilfe für die syrischen Rebellen 
erlaubt. Wie der Sender unter Berufung 
auf US-Beamte berichtet, wird damit die 
heimliche Unterstützung der Aufstän¬ 
dischen durch den Geheimdienst CIA 
und andere Agenturen erlaubt... Offi¬ 
ziell unterstützen die USA die Rebellen 
in Syrien mit etwa 25 Millionen Dollar 
(etwa 20 Millionen Euro). Die Summe 
sei zuletzt um zehn Millionen Dollar 
erhöht worden, sagte ein Sprecher des 
Außenministeriums. Das Geld ist nach 
Angaben der Regierung für sogenann¬ 
te nicht-tödliche Ausrüstung bestimmt, 
darunter Medizin und Kommunikati¬ 
onstechnik. Die USA stellen zudem 64 
Millionen Dollar für humanitäre Hilfe 
durch die Vereinten Nationen und an¬ 
deren Gruppen zur Verfügung.“ 

Zeit-Online, 2.8.2012 


★ 

„Medienberichten zufolge hat US- 
Präsident Barack Obama bereits vor 
Monaten einen Geheimerlass unter¬ 
schrieben und damit den amerikani¬ 
schen Geheimdienst in die Region ge¬ 
schickt. In der Türkei berate die CIA 
die tatsächlichen Waffenlieferanten der 
Rebellen wie Saudi-Arabien und Ka¬ 
tar. Welche Rebellen sollen militärische 
Ausrüstung erhalten? Und wer ist ver¬ 
trauenswürdig genug, um sie ins Land 
zu schmuggeln? Diese Fragen beant¬ 
worten anscheinend die US-Agenten.“ 
Timo Fuchs, Korrespondent in Wa¬ 
shington, 

ARD-Tagesschau, 3.8.2012 

★ 

Wer kämpft in Aleppo? 

Aussage eines „Kämpfers der Rebel¬ 
len“ namens Abu Mossab in dem von 
ihnen eroberten Stadtteil Salaheddin: 
„Wir sind hier 2 000 in Salaheddin, 
von denen nur 500 originär aus Alep¬ 
po sind. Der Rest kommt aus Idlib und 
der Provinz und jeden Tag schließen 
sich weitere Kämpfer uns an“. 

Zitiert in „Le Monde“-Online, 1.8.2012 

★ 

Der in Berlin lebende syrisch-kurdi¬ 
sche Politologe Siamend Hajo, Euro¬ 
pasprecher der Partei Kurdische Zu¬ 
kunftsbewegung in Syrien (gehört dem 
„Syrischen Nationalrat“ an), der telefo¬ 
nischen Kontakt mit einem Informan¬ 
ten in Aleppo hatte, in einem Interview 
mit dem „Deutschlandfunk“: 

„Das Erschreckende ist, was ich erfah¬ 
ren habe, dass anscheinend Salafiten, 
also Al Kaida, tatsächlich die Ober¬ 
hand haben bei der Opposition, bei der 
Freien Syrischen Armee in Salaheddin 
... 50, wenn nicht sogar bis 60 Prozent 
der Leute, die dort kämpfen auf Sei¬ 
ten der Freien Syrischen Armee, sollen 
Salafisten, Al Kaida sein.“ Auf Nachfra¬ 
ge, was der Freund denn dazu gesagt 
habe, dass Al Kaida jetzt in Aleppo ist: 
„Er hat mit vielen Menschen gespro¬ 
chen, die geflohen sind zum Beispiel 
aus Salaheddin, er meinte, man hätte 
ihm sogar erzählt, dass diese Al-Kaida- 
Gruppe menschliche Schutzschilde be¬ 
nutzt hat, als es Angriffe seitens des sy¬ 
rischen Militärs gegeben hat, und dass 
die Leute sagten, dass diese Leute zum 
Teil schlimmer als Regime-Leute, also 
als Soldaten des Regimes vorgegangen 
seien.“ 

Deutschlandfunk (dradio.de), 3.8.2012 

★ 


Söldner aus dem Maghreb 

„Es ist sehr schwierig, ihre Stärke ein¬ 
zuschätzen, aber jede Woche reisen 
Dutzende maghrebinische Jugendliche 
nach Syrien, um gegen die Kräfte von 
Baschar-el-Assad zu kämpfen („Ma¬ 
ghreb“ = Bezeichnung für die nordaf¬ 
rikanischen Staaten Marokko, Algerien 
und Tunesien, d. Übers.) ... Im vergan¬ 
genen Mai hat der syrische Botschafter 
bei den Vereinten Nationen, Baschar 
Jaafari, die Gefangennahme von 26 ara¬ 
bischen Kämpfern bekannt gegeben, 
darunter 20 Tunesier ... Selbst wenn 
die reale Zahl der maghrebinischen 
Kämpfer nicht mit Präzision bekannt 
ist, wird die Bedeutung dieses Phäno¬ 
mens von niemandem geleugnet. Die¬ 
se Maghrebiner sollen wahrscheinlich 
in der Mehrheit Dschihadisten sein, 
oft aus den Reihen von salafistischen 
Strömungen und manchmal mit Al- 
Kaida verbunden. Syrien könnte nach 
dem Irak zum neuen Anziehungspunkt 
für die Führung des ,heiligen Krieges 4 
werden. Der Rekrutierungspunkt der 
Kandidaten für den Kampf ist Libyen, 
wo sie eine militärische Ausbildung 
erhalten. Dann kommen sie dank be¬ 
stehender Netzwerke über die Türkei 
nach Syrien.“ 

Das afrikanische Online-Portal „Afrik.com“, 
31.7.2012 

★ 

Freiheitskämpfer“ 
verübten Massaker 

„Syrische Rebellen sollen laut einem 
im Internet veröffentlichten Video in 
der umkämpften Stadt Aleppo Unter¬ 
stützer von Staatschef Bashar al-As- 
sad hingerichtet haben. Das am Diens¬ 
tag von Aktivisten veröffentlichte Vi¬ 
deo zeigt, wie bewaffnete Männer, die 
,Lang lebe die Freie Syrische Armee 4 
rufen, gefangene mutmaßliche Mitglie¬ 
der des Stammes Al-Berri auf einen 
Platz führen. Einer der Gefangenen 
hat das Gesicht voller Blut und ist fast 
nackt. Er wird mit weiteren Gefange¬ 
nen an eine Wand gestellt, während die 
Rebellen ,Gott ist groß 4 rufen und dann 
das Feuer eröffnen.“ 

Die Wiener Tageszeitung „Kurier“, 1.8.2012. 

★ 

Zerfall Syriens als Perspektive? 

„Ein direktes militärisches Eingreifen 
des Westens durch Bombardements 
oder Einmarsch gilt Experten nach wie 
vor als unwahrscheinlich ... Stattdes- 
sen dürfte der Westen sein indirektes 
Militärengagement durch Bewaffnung, 
Ausbildung und Beratung der Opposi¬ 
tion weiter ausbauen. Das könnte den 
Zerfall Syriens in Herrschaftsbereiche 
verschiedener Warlords („Kriegsher¬ 
ren“) vorantreiben. 44 

Spiegel-Online, 3.8.2012 


Fettnapf-Tournee 

US-Präsidentschaftskandidat Mitt Romney blamiert sich auf seiner Auslandsreise 


In der Schlussphase seiner bereits zu 
diesem Zeitpunkt berüchtigten Aus¬ 
landstournee riet der republikanische 
US-Präsidentschaftskandidat Mitt Rom¬ 
ney den Polen, standhaft „den Weg wirt¬ 
schaftlicher Freiheit und des Rückzugs 
des Staates aus der Ökonomie“ fortzu¬ 
setzen. Polens Wirtschaft sei ein Modell 
für „schlanke“ Regierung und freies 
Unternehmertum, dem andere Staaten 
nacheifern sollten, erklärte er am 31. Juli 
in Warschau auf einer Pressekonferenz. 
Was Romney zu erwähnen vergaß ist, 
dass die Arbeitslosigkeit in Polen zur 
Zeit bei 12,4 Prozent liegt und die In¬ 
flation nach einer Prognose der Zent¬ 
ralbank in diesem Jahr bei 4,5 Prozent 
liegen wird, fast dem Doppelten des 
Vorjahres. 

Ein weiterer Schlag für Romneys Pub- 
lic-Relations-Team, nachdem der weni¬ 


ge Tage zuvor bei seinem Besuch in Is¬ 
rael er die Palästinenser brüskiert hat¬ 
te, als er Jerusalem als Hauptstadt des 
Landes bezeichnete. Dann war er nach 
London weitergereist, wo er Zweifel 
äußerte, ob Großbritannien auf die 
Durchführung der Olympischen Spie¬ 
le vorbereitet sei. Die Sicherheitsmaß¬ 
nahmen seien nicht ausreichend. Das 
hatte auf der Insel zu unmutigen Re¬ 
aktionen geführt. 

Romneys Besuch in Polen erfolgte 
auf Einladung von Lech Walesa, des 
Gründers der Solidarnosc-Bewegung 
und Präsident des Landes während der 
Demontage des sozialistischen Systems. 
Die heutige Führung der Gewerk¬ 
schaft Solidarnosc distanzierte sich 
allerdings umgehend und kritisierte 
in einer scharfen Erklärung Romneys 
Gewerkschaftsfeindlichkeit und seine 



Eine Träne auf Reisen - Kandidat 
Romney hat den Zuschnitt eines 
George W. Bush. 


distanzierte Haltung zu Arbeitnehmer¬ 
rechten. Sie hob hervor, dass sie keinen 
Anteil an der Einladung des Präsident¬ 
schaftskandidaten hatte und erklärte 
sich solidarisch mit den US-amerika¬ 
nischen Gewerkschaften. 


Geheimtreffen in 
Berlin 

Deutsche Unterstützung für 
syrische „Rebellen“ 

Unter dem Titel „Das neue Syrien 
kommt aus Wilmersdorf“ berichtete 
die Hamburger Wochenzeitung „Die 
Zeit“, dass in einem alten preußischen 
Amtsgebäude mit der Hausnummer 
3-4 am Ludwigkirchplatz in Berlin- 
Wilmersdorf, dem Sitz der bundesei¬ 
genen „Denkfabrik“ Stiftung Wissen¬ 
schaft und Politik (SWP), seit Januar 
geheime Treffen von bis zu 50 syrischen 
Oppositionellen aller Couleur stattfin¬ 
den, „um Pläne für die Zeit nach Assad 
zu schmieden“. 

Das geheime Projekt mit dem Namen 
„Day After“ werde von der SWP in 
Partnerschaft mit dem United States 
Institute of Peace organisiert, schreibt 
die Zeitung. Die Außenministerien 
der BRD und der USA unterstützen 
die Wühltätigkeit „mit Geld, Visa und 
Logistik“. Unter den Teilnehmern der 
Geheimkonferenzen seien auch Ange¬ 
hörige der „Freien Syrischen Armee 44 . 
Bei den Treffen werde das unweiger¬ 
liche Ende des syrischen Staates unter 
Assad „schlicht vorausgesetzt, als eine 
Art Arbeitshypothese“. Damit werde 
deutlich, dass die Bundesregierung be¬ 
reits seit längerer Zeit auf den Sturz 
Assads setzt, aber vor allem, dass die 
BRD „sehr viel stärker in die Vorberei¬ 
tungen der syrischen Opposition ein¬ 
bezogen ist, als man bisher öffentlich 
erklärte“, schreibt die „Zeit 44 . 
Ex-Generäle, Wirtschafts- und Justiz¬ 
experten sowie Vertreter verschiede¬ 
ner Ethnien und Konfessionen, ein¬ 
schließlich der Muslimbrüder, wurden 
aus der ganzen Welt nach Berlin ein¬ 
geflogen. Die Angelegenheit musste 
vor der Öffentlichkeit geheimgehal¬ 
ten werden, um zumindest den An¬ 
schein zu erwecken, dass man für eine 
Lösung der Konflikte im Sinne des 
Annan-Friedensplans eintrete. Ange¬ 
sichts der Eskalation der Kämpfe und 
des Scheiterns der westlichen Politik 
im UNO-Sicherheitsrat sprach jedoch 
Außenminister Westerwelle von einem 
„Wendepunkt“ und die BRD stellt sich 
offener hinter die bewaffneten Assad- 
Gegner. 

Volker Perthes, Direktor der SWP, der 
sich selbst als „Syrienkenner“ bezeich¬ 
net, erklärte mit Stolz: „Wir haben der 
Opposition die Chance gegeben, un¬ 
beobachtet und ohne Druck eine Dis¬ 
kurscommunity zu schaffen.“ Im Au¬ 
gust solle ein Dokument veröffentlicht 
werden, das einen Konsens der „Oppo¬ 
sition“ zu Fragen der Verfassung, der 
Armee, Justiz und Sicherheitsapparate, 
über das „Zusammenleben der Konfes¬ 
sionen“ sowie über die Wirtschaft bein¬ 
halten soll. 

Die Geheimtreffen in Berlin stehen 
auch im Zusammenhang mit der Tätig¬ 
keit der Gruppe der „Freunde Syriens“. 
Die BRD hat in der Gruppe gemein¬ 
sam mit den Vereinigten Arabischen 
Emiraten die Leitung der „Arbeits¬ 
gruppe Wirtschaftlicher Wiederaufbau 
und Entwicklung“ übernommen. Die 
erste Sitzung fand Ende Mai in Abu 
Dhabi statt, die zweite Ende Juni in 
Berlin. In Berlin wurde zudem offiziell 
ein „Sekretariat“ eingerichtet, das die 
Sitzungen koordinieren soll, geleitet 
vom ehemaligen Chef des afghanischen 
Büros der Kreditanstalt für Wiederauf¬ 
bau (KfW), Gunnar Wälzholz. Das Ber¬ 
liner Außenministerium finanziert das 
„Sekretariat“ laut offiziellen Angaben 
mit 600 000 Euro für zunächst sechs 
Monate. 

Der Artikel weist darauf hin, dass die 
Berliner Außenpolitik damit offenbar 
Schlussfolgerungen aus dem Libyen- 
Krieg gezogen hat, zu deren Beginn 
sich die BRD bei der entscheidenden 
Sicherheitsresolution der Stimme ent¬ 
halten und damit auch Positionen bei 
der Aufteilung der Ressourcen des 
Landes eingebüßt hatte. Im Falle Syri¬ 
ens könne man nun davon ausgehen, 
dass die an den Geheimtreffen und an 
den offiziellen Sitzungen beteiligten 
Oppositionellen die deutsche Haltung 
nach einem angestrebten „Regime¬ 
wechsel“ honorieren werden. ZLV 




m unsere zeit 


Internationale Politik 


Freitag, 10. August 2012 7 


Unhaltbare Zustände 

Haiti: Fünfsternehotels zwischen Zeltstädten 



Schon vor einigen Monaten berich¬ 
tete die Nachrichtenagentur AP, der 
vom ehemaligen US-Präsidenten un¬ 
ter Federführung von James („Jimmy“) 
Carter gegründete Haiti-Hilfsfonds 
beabsichtige, in Port-au-Prince ein Lu¬ 
xushotel für „reiche Ausländer“, Touris¬ 
ten und die zahlreichen Angehörigen 
nichtstaatlicher Hilfsorganisationen zu 
bauen. Der Hilfsfonds hat bereits 2 Mil¬ 
lionen US-Dollar in das Hotelprojekt 
„Royal Oasis“ investiert. Das Projekt 
einer offiziell haitianischen Investoren¬ 
gruppe wird von der spanischen Kette 
Occidental Hotels & Resorts geführt. 
Eine notwendige Bemerkung: Die Re¬ 
gierungen der reichen Länder haben 
darauf bestanden, dass Hilfsgelder 
nicht an die Regierung Haitis gehen, 
da diese als korrupt zu gelten habe. 
Die Gelder werden von Stiftungen 
und Nichtregierungsorganisationen 
verwaltet. Nach dem Erdbeben im Ja¬ 
nuar 2010 kamen durch Spenden vor¬ 
wiegend aus Westeuropa, den USA und 
Kanada erhebliche Summen zusam¬ 
men. Natürlich haben die Geber erwar¬ 
tet, das Geld werde für Nahrungsmittel, 
Wasser, Notunterkünfte und medizini¬ 
sche Versorgung und für den Wieder¬ 
aufbau verwendet. 

Nun soll wenigstens der Ersatz für 
die bei dem Erdbeben zerstörten 850 
Hotelzimmer-Einheiten bis zum Jah¬ 
resende geschaffen sein, verkündet 
Haitis Tourismusministerin Stepha¬ 
nie Villedrouin. Das ist höchst dring¬ 
lich. So beklagt der Sprecher der Ho¬ 
telkette Marriott International, die 
ein 174-Betten-Hotel für 45 Millionen 
Dollar hochzieht, selbst er habe sich bei 
einem Besuch Haitis ein Zimmer mit 
seinem Chef teilen müssen. Unhaltba¬ 
re Zustände. 

„Royal Oasis“ sowie andere Hotelpro¬ 
jekte mit einer Gesamtinvestitionssum¬ 
me von mehr als 100 Millionen Dollar 
wecken AP zufolge „Hoffnungen, dass 
Tausende ausländischer Kapitalanle¬ 
ger bald ihre klimatisierten Zimmer 
füllen werden, die Fabriken und tou¬ 
ristische Infrastruktur bauen werden“. 
Das „10-stöckige Gebäude wird auch 


einer Kunstgalerie, drei Restaurants, 
einer Bank und einer Reihe von Lu¬ 
xus-Shops Raum bieten“. Der Bau des 
bereits vor dem Erdbeben geplanten 
Hotels wird in den nächsten Monaten 
beendet sein. In Petionville baut die 
Hotelkette Best Western ebenfalls ein 
Hotel. Kosten: 15,7 Millionen Dollar. 
Hier werden voraussichtlich 150 Ar¬ 
beitsplätze entstehen. 

Von dieser Art „Hilfe“ verspricht sich 
auch die Internationale Föderation der 
Rotkreuz- und Rothalbmond-Gesell¬ 
schaften etwas: Sie hat für 10,5 Millio¬ 
nen Dollar ein Grundstück gekauft, auf 
dem sie ebenfalls ein Hotel errichten 
will. In dieser Verwendung von Spen¬ 
den sieht die Organisation keinen Wi¬ 
derspruch zu ihren Aufgaben. 

Das Internet-Nachrichtenportal iWatch 
News berichtet noch über weitere Fälle 
der seltsamen Verwendung von Spen¬ 
dengeldern: Sofort nach dem Erdbeben 
überschütteten die US-Getreideprodu- 
zenten das Land mit ihren Überschüs¬ 
sen - bezahlt von den Hilfsorganisati¬ 
onen. Die haitianische Getreideernte 
verschimmelte in den Silos. Durch die 
Katastrophe ging ein warmer Regen 
über NGOs wie auch über US-Firmen 
nieder. Nach Veröffentlichungen der 
US-Regierung haben US-Firmen seit 
dem Herbst letzten Jahres im Rahmen 
der Hilfe zum Wiederaufbau Aufträge 
im Wert von 205 Millionen Dollar er¬ 
halten. Ganze 23 Aufträge gingen an 
haitianische Firmen, ihr Wert beträgt 
knapp 5 Millionen Dollar, so iWatch 
News. 

Die gute Nachricht: Die Projekte schaf¬ 
fen Arbeitsplätze - nicht nur für Aus¬ 
länder, sogar für Einheimische. 600 Ar¬ 
beiter sollen beim Bau des „Royal Oa¬ 
sis“ eine Anstellung gefunden haben, 
250 bis 300 werden eingestellt werden, 
wenn der Hotelbetrieb anläuft. Für 
einige der Bewohner der überfüllten 
Zeltstädte, in denen immer noch eine 
halbe Million der Haitianerinnen und 
Haitianer zu hausen gezwungen sind, 
sicher eine ersehnte Perspektive. Zum 
Beispiel im überfüllten Lager „Champs 
de Mars“ in Port-au-Prince, gegenüber 


Vörden Luxus-Neubauten das Elend. 

dem Präsidentenpalast. Zweieinhalb 
Jahre nach dem Erdbeben drängen 
sich hier immer noch 17 000 Men¬ 
schen. Denn der Bau einfacher Woh¬ 
nungen kommt nur langsam voran, und 
die billigen Fertighäuschen, mit deren 
Aufstellung verschiedene Hilfsorgani¬ 
sationen schon im Februar begannen, 
haben nach Einschätzung von Amnesty 
International nur eine Lebensdauer 
von zwei bis maximal fünf Jahren. 

Um auf Sicht das Lager dennoch zu 
räumen, ist Haitis Regierung auf die 
Idee gekommen, Bewohnern von 
„Champs de Mars“ 500 Dollar anzu¬ 
bieten, wenn sie das Camp verlassen 
und in die Slums des Hauptstadtzen¬ 
trums ziehen. Kanada hat sich bereit 


erklärt, diese Maßnahme finanziell zu 
unterstützen. Die Summe deckt immer¬ 
hin die dort übliche Miete für ein Jahr. 
Aber die stehen gebliebenen Häuser 
in der Innenstadt von Port-au-Prince, 
in denen teilweise noch die Trümmer 
eingestürzter Häuser in den Straßen 
liegen, sind ja bereits bewohnt, es läuft 
also darauf hinaus, die zu verdrängen, 
die den Wohnraum zur Zeit nutzen. Wo 
sollen sie hingehen? 

Und was werden die neu Zugezogenen 
tun, wenn die 500 Dollar verbraucht 
sind? Es ist nicht zu erwarten dass die 
Tourismusindustrie so vielen Arbeit 
und Lohn geben kann, dass sie sich 
anderen Wohnraum leisten können. 

Bernd Redlich 


Vom Süden lernen 


7. Sommeruniversität der Europäischen Linkspartei 


Sie ist inzwischen ein fester Bestandteil 
im Programm der Europäischen Links¬ 
partei (EL) geworden - die jährliche 
Sommeruniversität. Dieses Jahr wurde 
sie bereits zum siebenten Mal ausge¬ 
richtet. Gastgeber waren die griechi¬ 
schen EL-Parteien Synaspismos und 
AKOA. 

Unter dem Motto „Peoples of Euro- 
pe unite - Völker Europas vereinigt 
Euch!“ trafen sich vom 17.-22. Juli 
mehr als 400 Aktivistinnen und Akti¬ 
visten aus 25 Ländern in Portaria im 
Pilion-Gebirge in der Provinz Thes¬ 
salien. Ein neuer Teilnehmer-Rekord, 
mehr als doppelt so viel wie im letzten 
Jahr in Italien und logistisch nur schwer 
zu bewältigen. 

Die Veranstaltungen waren geprägt 
von einer Atmosphäre des Aufbruchs, 
basierend auf den politischen Erfolgen 
von SYRIZA in Griechenland und der 
Linksfront in Frankreich, an denen die 
beiden EL-Mitgliedsparteien Synas¬ 
pismos und KP Frankreichs einen ent¬ 
scheidenden Anteil hatten. Auffallend 
war die große Anzahl jugendlicher Ak¬ 
tivistinnen, die z.T. gar nicht Mitglied in 
einer EL-Partei waren, aber die Gele¬ 
genheit nutzen wollten, die Ideen und 
programmatischen Vorstellungen von 
SYRIZA näher kennen zu lernen. 
Inhaltlich drehte sich natürlich fast al¬ 
les um die aktuelle Krisen-Situation in 
Europa. Die Auswirkungen der Aus- 
teritätsmaßnahmen, die Verarmung 
der Gesellschaft, aber auch der breite 
Widerstand dagegen und die weitrei¬ 
chenden Mobilisierungen in den ver¬ 
schiedensten Ländern wurden in ins¬ 
gesamt 6 Plenarveranstaltungen und 22 
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Seminaren, auch das ein neuer Rekord 
in der Geschichte der Sommeruniver¬ 
sität, diskutiert. 

Im Gegensatz zu den Vorjahren ging 
es jedoch weniger um das Beschreiben 
der Lage, sondern um das Formulieren 
konkreter Aktivitäten. Im Mittelpunkt 
stand das Bemühen, die linken Kräf¬ 
te zu bündeln und die Vielfältigkeit 
als Vorteil zu nutzen. Das zeigte sich 
schon in der Zusammensetzung der Po¬ 
dien. So saßen z.B. bei einer Plenarver- 
anstaltung zum Thema „Gemeinsam 
sind wir stark - Kooperation zwischen 
Parteien, Gewerkschaften und sozialen 
Bewegungen auf nationaler und euro¬ 
päischer Ebene“ eine italienische Ge¬ 
werkschafterin und ein Mitglied einer 
belgischen christlichen Gewerkschaft 
gemeinsam mit Pierre Laurent, Vorsit¬ 
zender der EL, einer Kovorsitzenden 
von Attac Frankreich und Alexis Tsi- 
pras, Vorsitzender von Synaspismos auf 
der Bühne. Alle Referenten verwiesen 
darauf, dass wir nur erfolgreich sein 
können, wenn wir gemeinsam europa¬ 
weite Aktionen durchführen. Aurelie 
Trouve von Attac France betonte, dass 
wir in diesem Kampf sehr viel von den 
Erfahrungen der Länder des Südens 
lernen könnten, die in den 80er und 
90er Jahren vor ähnlichen Herausfor¬ 
derungen standen. 

In dieser Hinsicht wird sich die EL 
offenbar stärker am Foro Sao Paulo 


(FSP) in Lateinamerika orientieren. 
Dazu wurde bereits Anfang Juli auf 
dem Jahres-Treffen des FSP in Caracas 
eine engere Zusammenarbeit zwischen 
beiden Organisationen vereinbart. Aus¬ 
druck dessen war die Teilnahme von 
Valter Pomar, Exekutivsekretär des 
FSP, an den Veranstaltungen in Porta¬ 
ria. Der Wunsch nach mehr Kontinuität 
wird durch die Existenz eines europä¬ 
ischen Sekretariats des FSP seit Janu¬ 
ar dieses Jahres in Spanien begünstigt. 
(siehe UZ vom 17.2.2012) 

Ähnlich wie auf den Treffen des FSP 
gab es im Rahmen der Sommeruniver¬ 
sität „Spezialtreffen“. Erstmals organi¬ 
sierte die FEM, das Frauennetzwerk 
der EL, einen eigenen Seminartag mit 
dem Schwerpunkt Care Ökonomie. 
Des weiteren gab es ein Treffen von 
Vertretern der Jugendorganisationen. 
Auch hier wurde eine kontinuierliche 
Zusammenarbeit vereinbart. Im Ok¬ 
tober soll dazu ein Treffen des EL Ju¬ 
gendnetzwerkes in Athen die nächsten 
Schritte festlegen. 

Was die konkreten Aktivitäten angeht: 
im Mittelpunkt steht hier die europä¬ 
ische Bürgerinitiative, die die Euro¬ 
päische Linke mit ihren Partnern aus 
den sozialen Bewegungen und den 
Gewerkschaften gestartet hat. Der 
EL-Vorsitzende Laurent nutzte einen 
Workshop, um diese Idee noch ein¬ 
mal zu erläutern. Vom 7. September 
an sollen 1 Million Unterschriften aus 
allen EU-Mitgliedsländern gesammelt 
werden, um eine europäische öffentli¬ 
che „Bank für soziale und ökologische 
Entwicklung und Solidarität“ zu schaf¬ 
fen. Hinter diesem Vorschlag steht der 


Ansatz, dass alle existierenden Mecha¬ 
nismen auf dem Gebiet der Finanzen - 
das Budget, die Finanzinstitutionen der 
EU, sowie das Bankensystem demokra¬ 
tisch kontrolliert werden müssen. Ein 
erster Schritt dazu soll eben die Schaf¬ 
fung dieser europäischen öffentlichen 
Bank sein. Sie soll öffentliche Investi¬ 
tionen in Forschung und Entwicklung, 
den öffentlichen Dienst, Infrastruktu¬ 
ren und ökologischen Umbau finanzie¬ 
ren. Die Finanzierung soll durch eine 
„Finanztransaktionssteuer“, dem Bud¬ 
get der EU und durch die EZB gewähr¬ 
leistet werden. 

Neben dieser Initiative wurde verstärkt 
auf den 2. Europäischen Alternativgip¬ 
fel orientiert, der im 1. Quartal 2013 in 
Griechenland stattfinden soll. Hier soll 
bilanziert werden, wie weit die Verzah¬ 
nung der unterschiedlichen sozialen 
Bewegungen mit den Gewerkschaften 
sowie der EL schon erfolgt ist. 

Fazit: der Prozess des Übergangs zu ge¬ 
meinsamen politischen Aktionen, der 
Vernetzung sowohl auf nationaler als 
auch europäischer Ebene, ist in Gang 
gekommen, parallel und unabhängig 
von der Sommeruniversität. Hier wur¬ 
de dieser reflektiert und weitere De¬ 
tails besprochen. 

Für die DKP stellt sich damit die Fra¬ 
ge, sich hier einzuklinken oder weiter¬ 
hin außen vor zu bleiben. Im ersten 
Fall bestünde allerdings die Möglich¬ 
keit, unsere Ideen und Vorstellungen 
einzubringen. 

Die Zeit dafür wäre reif. Es gilt aber 
auch hier wie in vielen anderen Le¬ 
bensbereichen: es wird zum Mitmachen 
nicht extra geläutet. Reiner Schulze 


Unter Anklage 

Christdemokrat aus Spanien in 

Havanna in Untersuchungshaft 

Nach dem Tod des kubanischen „Dissi¬ 
denten“ Oswaldo Payä und eines weite¬ 
ren Oppositionellen bei einem Autoun¬ 
fall am 22. Juli soll der spanische Fahrer 
des Unfallwagens wegen fahrlässiger 
Tötung in zwei Fällen angeklagt wer¬ 
den, berichtet das Nachrichtenportal 
„amerika21.de“. Ängel Carromero, ein 
Funktionär der Jugendorganisation der 
rechtskonservativen spanischen Volks¬ 
partei (PP), sitzt in Havanna in Unter¬ 
suchungshaft. 

Bei dem Unfall in der Nähe von Baya- 
mo, rund 800 Kilometer östlich von Ha¬ 
vanna, waren der 60-jährige Payä und 
der 31-jährige Kubaner Harold Cepero 
ums Leben gekommen. Beide gehörten 
der von Payä gegründeten „Christlichen 
Befreiungsbewegung“ (MCL) an. Car¬ 
romero und ein weiterer Insasse, der 
schwedische Jugendpolitiker Jens Aron 
Modig, erlitten nur leichte Verletzungen. 
Nach Ermittlungen der Behörden hat 
zu hohe Geschwindigkeit und Fehlver¬ 
halten des Fahrers den Unfall verur¬ 
sacht. In einem Verhörvideo hatte Ca- 
morrero angegeben, die Kontrolle über 
den Wagen verloren zu haben, „nach¬ 
dem wir auf eine Schotterstrecke ge¬ 
fahren sind“. Das kubanische Strafrecht 
sieht Strafen von bis zu zehn Jahren 
vor, wenn der Fahrer bei einem Ver¬ 
stoß der Straßenverkehrsordnung den 
Tod von Personen verursacht. 

Wie die kubanische Tageszeitung „Gran- 
ma“ berichtete, waren Ängel Carrome¬ 
ro und Jens Aron Modig, Vorsitzender 
des schwedischen Christdemokratischen 
Studentenverbandes, nach Kuba gereist, 
um eine christliche Jugendorganisation 
gründen zu helfen. Diese aus dem Aus¬ 
land finanzierte Gruppierung hätte sich 
später mit der von ihnen ebenfalls fi¬ 
nanziell unterstützten MCL zusammen¬ 
schließen sollen. Bei einer Pressekonfe¬ 
renz am Montag hatte Modig zugegeben, 
gemeinsam mit Carromero 4 000 Euro 
Bargeld für Payä und andere Gegner der 
kubanischen Regierung bei sich geführt 
zu haben. ZLV 


Versprechen 

eingelöst 

Frankreich: Sexuelle Belästigung 
nicht mehr straffrei 

Nachdem mitten im Präsidentschafts¬ 
wahlkampf am 4. Mai der französische 
Verfassungsrat den Paragraphen aus 
dem Strafgesetzbuch gestrichen und 
damit alle laufenden Gerichtsverfah¬ 
ren eingestellt hatte (UZ berichtete), 
hob vor zwei Wochen die Nationalver¬ 
sammlung geschlossen die Hand zur 
einstimmigen Annahme. Der erste Ge¬ 
setzentwurf, den Justizministerin Taubi- 
ra am 13.6. vorlegte, war auf Kritik auch 
bei den Frauenorganisationen gestoßen, 
wurde im Senat modifiziert und in einer 
Kommission Senat/Nationalversamm¬ 
lung in die endgültige Fassung gebracht. 
Die konservative Opposition stimmte 
zu, auch wenn die UMP bedauerte, dass 
keiner ihrer „alle aus guter Absicht ge¬ 
machten Vorschläge Gnade in den Au¬ 
gen der Mehrheit“ gefunden habe. 

Ins Strafgesetzbuch wird eine neue De¬ 
finition von sexueller Belästigung einge¬ 
bracht, um die Gesamtheit der Deliktsi¬ 
tuationen breiter zu fassen: Als sexuelle 
Belästigung wird die „Tatsache betrach¬ 
tet, selbst ohne Wiederholung, alle For¬ 
men schweren Drucks zu verüben mit 
dem wirklichen oder scheinbaren Ziel, 
eine Handlung sexueller Natur zu er¬ 
halten“. Mit dieser Definition antwor¬ 
tete die Regierung auf Befürchtungen 
feministischer Gruppierungen, dass das 
Delikt der sexuellen Aggression (z. B. 
Vergewaltigung, Missbrauch) als sexuel¬ 
le Belästigung bewertet werden könnte. 
Die Strafe für sexuelle Belästigung wur¬ 
de verschärft auf zwei Jahre Gefängnis 
und 30 000 Euro Geldstrafe. In Fäl¬ 
len besonderer Wehrlosigkeit oder bei 
Abhängigkeit am Arbeitsplatz kann 
die Strafe auf drei Jahre Freiheitsent¬ 
zug und 45 000 Euro lauten. Damit 
ist ein „juristisches Loch“ geschlos¬ 
sen, ein Wahlversprechen eingelöst. 

Georges Hallermayer 
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Gastkolumne von Gerd Deumlich 


Freiheit für 
Waffengeschäfte? 


Man möchte meinen, Kanzlerin Mer¬ 
kel müsste vollauf damit beschäftigt 
sein, ihren Schwur umzusetzen, „alles 
für die Rettung des Euro zu tun“. Sie 
ist ja sogar noch die Erklärung schul¬ 
dig, was das praktisch heißt, „alles“. 

In ihrem Verständnis gehört dazu wohl 
auch die „Neuorientierung der deut¬ 
schen Rüstungsexportpolitik“, die die 
Bundesregierung auf die Tagesord¬ 
nung gesetzt hat. Klammheimlich, 
wie sich das für das Thema gebührt. 
Die angeblich besonders restriktiven 
deutschen Exportbestimmungen, die 
die eigene Rüstungsindustrie benach¬ 
teiligen, sollen mit EU-Regeln „har¬ 
monisiert“, das Außenwirtschaftsrecht 
„entschlackt“ werden - so wird der 
handfeste Zweck umschrieben, die 
deutsche Rüstungsindustrie von hem¬ 
menden Exportbeschränkungen zu 
befreien. 

Eine taktische Konzession an die Ver¬ 
gangenheit des deutschen Imperialis¬ 
mus wird entsorgt: Nachdem das deut¬ 
sche Rüstungskapital maßgeblich da¬ 
ran beteiligt war, zwei Weltkriege 
vom Zaune zu brechen, wurden der 
Fortführung der Rüstungsprodukti¬ 
on in der BRD „ethische Richtlini¬ 
en“ auferlegt. Das ist längst zu Farce 
verkommen - Deutschland ist trotz 
„moralischer Maßstäbe“ im Geschäft 
mit Waffen zum drittgrößten Rüs¬ 
tungsexporteur der Welt aufgestiegen. 
Höchste Zeit, die Spiegelfechterei zu 
beenden und - so wie man wieder zur 
Kriegsmacht geworden ist - imperia¬ 
listische Normalität im Geschäft mit 
dem Tode, Wettbewerbsgleichheit 
mit den Konkurrenten, herzustellen. 
Längst durch die Praxis überholt ist 
noch die formal geltende Bestim¬ 
mung, dass Deutschland keine Waf¬ 
fen in Spannungsgebiete liefern darf. 
Dem kuriosen Zustand will die Kanz¬ 
lerin abhelfen, indem in der NATO 
eine Liste von Drittstaaten aufgestellt 
wird, an die „aus strategischen Grün¬ 
den“ Waffen geliefert werden dürfen. 
Sie verbindet das mit dem Trick, der 
die Bevölkerung beruhigen soll, dass 
so Auslandseinsätzen der Bundeswehr 
in Länder vermieden werden könn¬ 
ten, die durch Waffenlieferungen in 
den Stand versetzt werden, selbst für 
„Stabilität“ bei sich zu sorgen. „Der 
Kauf von Waffen ist ein zentrales Ele¬ 
ment ihrer außenpolitischen Strategie 
geworden .. .Waffenexporte in Krisen¬ 
regionen sollen wesentlicher Pfeiler 
der Sicherheitspolitik werden“ (Spie¬ 
gel 31/2012) 

Bei dieser Strategie, die nichts ande¬ 
res als die Förderung einer Perspek¬ 
tive von Kriegen in der Welt bedeu¬ 
tet, denkt die Kanzlerin primär an die 
Stabilität in Regionen, wo „deutsche 
Interessen“ liegen. Z.B. an Katar, das 
von Deutschland 200 Leopard II-Pan- 


zer für zwei Milliarden Euro kaufen 
will. Das Land, „gerade halb so groß 
wie Hessen, verfügt nach Russland 
und Iran über die drittgrößten Gas¬ 
vorkommen der Welt“ (FAZ, 1. 8.) 
„Katar hat sich zu einem der wich¬ 
tigsten Partner in der Region entwi¬ 
ckelt.“ Wodurch? „Es nahm aktiv am 
Kampf gegen den libyschen Diktator 
Muammar al-Gaddafi teil und hilft 
dabei, den Widerstand in Syrien mit 
Waffen zu versorgen. Es will zur Ord¬ 
nungsmacht in der Region aufsteigen 
und gibt sich prowestlich. Es ist damit 
aus der Sicht der Kanzlerin der idea¬ 
le Partner. Demokratisch ist es nicht“. 
(Spiegel, 31/2012) 

Deshalb fragt die „Süddeutsche Zei¬ 
tung“ zu Recht: „Was würde Katar 
mit den Stahlkolossen machen? Sie 
an der Grenze zum verbündeten Sau¬ 
di-Arabien aufreihen, alle 300 Meter 
einen?“ (SZ; 31. 7. 2012) Denn dort 
hat Katar, eine winzige Halbinsel, sei¬ 
ne einzige Landgrenze. Die Kanzlerin 
und der geheim über Waffenexporte 
entscheidende Bundessicherheitsrat 
stört sich nicht an der einzig logischen 
Erklärung: „Der Leopard 2 A 7, einer 
der besten Panzer der Welt, lässt sich 
genauso gut gegen Demonstranten 
einsetzen wie auf einem Schlachtfeld. 
Der Panzer ist erklärtermaßen geeig¬ 
net für Militäroperationen in Städten“ 
(SZ 1.8.) Zu dem Interesse Saudi-Ara¬ 
biens, sogar 800 Leopard-Panzer von 
Deutschland zu beziehen, bemerkt 
selbst der „Spiegel“: Menschenrechts¬ 
fragen spielen bei diesen Überlegun¬ 
gen keine Rolle: Das Regime in Riad 
gehört zu den repressivsten der Welt. 
Saudi-Arabien hat dem Nachbarland 
Bahrain geholfen, einen Aufstand im 
Inneren niederzuschlagen... (31/2012) 
Wenn nicht Menschenrechtsfragen, so 
spielt für die deutsche Strategie andere 
Länder durch Waffenlieferungen zum 
Krieg zu befähigen, die „Atlantische 
Solidarität“ mit den USA eine Rolle: 
In Katar, Kuwait und Bahrain unterhal¬ 
ten die USA ihre wichtigsten Basen am 
Golf. Katar ist der Sitz des US Central 
Command für amerikanische Einsätze 
im Nahen Osten und Vorderasien. Und: 
Die Golfstaaten „bereiten sich auf ei¬ 
nen Krieg zwischen dem Westen und 
Iran vor, den am Golf keiner will, den 
aber auch kein Staat mehr ausschließt. 
Die Folge davon sind hohe Rüstungs¬ 
aufträge von Saudi-Arabien, der Ver¬ 
einigten Arabischen Emirate und Ku¬ 
waits in den Vereinigten Staaten und in 
Frankreich, nun vielleicht von Katar in 
Deutschland.“ (FAZ, 1. 8.2012) 

Sind noch mehr Gründe nötig, um an 
den Aktionen der Friedensbewegung 
in verschiedenen Städten oder vor der 
Waffenfirma Heckler & Koch gegen 
die deutschen Waffenexporte teilzu¬ 
nehmen? 


„Hülle“ oder Erziehungsdiktat? 

„Unsere Diktatur hat bisher bestanden durch den Volkswillen, sie muss jetzt 
befestigt werden wider den Volkswillen.“ Nein, so hat Mario Monti, der nicht 
gewählte Ministerpräsident Italiens, es natürlich nicht gesagt. Seine Worte im 
Gespräch mit dem Nachrichtenmagazin „Der Spiegel“ waren: „Wenn sich Re¬ 
gierungen vollständig durch die Entscheidungen ihrer Parlamente binden ließen, 
ohne einen eigenen Verhandlungsspielraum zu bewahren, wäre das Auseinander¬ 
brechen Europas wahrscheinlicher als eine engere Integration.“ Und der Berater 
von Goldman Sachs und Coca-Cola, Vorständler der Bilderberg-Konferenz und 
nebenberufliche Regierungschef setzte noch eins drauf: „Aber jede Regierung 
hat auch die Pflicht, das Parlament zu erziehen.“ 

Da kam er aber bei deutschen Demokraten an die Rechten: „Das Gegenteil ist 
richtig“, tobte Bundestagspräsident Norbert Lammert. Frau Merkel ließ durch 
den stellvertretenden Regierungssprecher widersprechen: „Es ist die Auffassung 
der Bundeskanzlerin, dass wir in Deutschland mit dem richtigem Maß an Un¬ 
terstützung durch das Parlament und dem richtigen Maß an der Beteiligung des 
Parlaments eigentlich immer gut gefahren sind.“ Irgendwann in ihrem früheren 
Leben wird ihr Lenins Einschätzung aus „Staat und Revolution“ „Die demokrati¬ 
sche Republik ist die denkbar beste politische Hülle des Kapitalismus“ zu Ohren 
gekommen sein, und sie hält sich daran. Ihr Umgang mit dem Parlament ist auf 
jeden Fall geschickter als Montis plumpe Abwertung: Als der „Europäische Sta¬ 
bilitätsmechanismus“, kurz: ESM, durch den Bundestag gejagt wurde, ließ man 
den Abgeordneten am Vorabend der Abstimmung eine völlig geänderte Fassung 
des Papierbündels aushändigen - die wenigsten dürften am nächsten Tag gewusst 
haben, wofür sie ihre Stimme gaben. 

Übrigens, das Eingangszitat stammt von Karl Marx. Er stellte damit den Stand¬ 
punkt der französischen Bourgeoisie Mitte des 19. Jahrhunderts dar. Überra¬ 
schend, wie sauber sich der mit Montis Äußerungen deckt. Bernd Redlich 



Wer enteignet hier 
eigentlich wen? 

Das Bündnis „UmFAIRteilen“ fordert: 
Vermögenssteuer und Umverteilung! 


UZ: Am 29. September plant das Bünd¬ 
nis „ UmFAIRteilen “ einen bundeswei¬ 
ten Aktionstag. Was will das Bündnis? 

Volker Metzroth: Bei „UmFAIRteilen“ 
liest es sich so: „Während 50 Prozent 
der Menschen in Deutschland über fast 
gar kein privates Vermögen verfügen, 
besitzt das reichste Prozent mehr als 
ein Drittel des Reichtums. Die öffent¬ 
lichen Kassen sind leer, immer mehr 
Kommunen können die soziale Infra¬ 
struktur nicht mehr aufrechterhalten. 
... Dabei würden die Vermögen der 
reichsten zwei Prozent der Deutschen 
ausreichen, sämtliche Schulden der öf¬ 
fentlichen Hand in unserem Land zu 
tilgen. Wir fordern unter anderem eine 
einmalige Vermögensabgabe sowie die 
Wiedereinführung der Vermögenssteu¬ 
er, um die öffentliche und soziale Inf¬ 
rastruktur zu erhalten und wachsender 
Ungleichheit entgegenzutreten.“ 

In Zeiten von sich zuspitzenden Aus¬ 
wirkungen der Finanzkrise mehren sich 
die Stimmen in Gewerkschaften, Sozi¬ 
alverbänden und Nichtregierungsor¬ 
ganisationen für die Einführung einer 
Reichensteuer. Der ver.di-Vorsitzen- 
de Frank Bsirske, Jutta Sundermann 
von attac und der Vorsitzende des Pa¬ 
ritätischen Gesamtverbandes, Ulrich 
Schneider stellten öffentlich die Vertei¬ 
lungsfrage und unterstützen das Bünd¬ 
nis „UmFAIRteilen“. 

UZ: Die Resonanz in den Medien war 
und ist beachtlich. Warum ist das so? 

Volker Metzroth: Die Resonanz in 
den Medien kommt nicht von unge¬ 
fähr. Was sich hier abzeichnet, könnte 
mehr werden als die jährliche Ankün¬ 
digung eines heißen Herbstes, der in 
der Vergangenheit dann oft recht flau 
blieb. Die Anzeichen mehren sich, dass 
trotz Merkels schöner Worte die Krise 
auch in Deutschland spürbarer werden 
wird. So genannte „Kommunale Ent¬ 
schuldungsfonds“ - die Namen wech¬ 
seln je nach Bundesland - verschärfen 
die Situation dort, wo KiTa-Plätze feh¬ 
len, Bibliotheken und Schwimmbäder 
schließen, Schulgebäude marode sind 
und öffentlicher Nahverkehr immer 
dünner wird. Und der Fiskalpakt wird 
das noch zuspitzen. 

UZ: Wie ist die Reaktion aufSeiten der 
Herrschenden, oder - wie UmFAIRtei¬ 
len schreibt - der „10 Prozent“? 

Volker Metzroth: Auch die Gegen¬ 
propaganda ebenjener „10 Prozent“, 



Die UZ sprach mit Volker Metzroth, 
Sekretär des Arbeitskreises Betrieb 
und Gewerkschaft beim Parteivor¬ 
stand der DKP 


die zwei Drittel des gesellschaftlichen 
Reichtums in Deutschland für sich zu¬ 
sammengerafft haben, schläft natür¬ 
lich nicht. Springers Welt unkt „Frank 
Bsirske und Co. verstricken sich in 
Neiddebatten und Enteignungsgelüs¬ 
te“ und sieht mal wieder die „Erfolg¬ 
reichen als die Dummen“. Aber wen 
wundert es? Von der tagtäglichen Ent¬ 
eignung der Arbeitenden haben diese 
Schreibknechte bis dato genau so we¬ 
nig hören wollen wie davon, dass ihr 
hochgelobtes Jobwunder auf Lohn- 
und Sozialdumpig beruht. 

4 732 281 671 349 Euro zeigt am Sonn¬ 
tag die Reichtumsuhr für die oberen 10 
Prozent, mehr als das Doppelte aller 
öffentlichen Schulden. Und pro Minu¬ 
te kommt eine Viertel-Million hinzu - 
selbstverständlich durch die Arbeit an¬ 
derer; durch Zinsen, Dividenden, Spe¬ 
kulationsgewinne und sonstige Formen 
leistungslosen Einkommens. So viel 
zum Thema, wer enteignet hier eigent¬ 
lich wen. 

UZ: Wie gehen die Gewerkschaften mit 
dieser Situation um? Wie stehen sie zu 
UmFAIRteilen ? 

Volker Metzroth: Frank Bsirske schrieb 
alle ver.di-Bezirke an und rief sie auf, 
gemeinsam mit Sozialverbänden und 
anderen Bündnispartnern UmFAIR¬ 
teilen zu unterstützen und am 29. Sep¬ 
tember in zahlreichen Städten Kundge¬ 
bungen zu organisieren. Konkrete Plä¬ 
ne gibt es schon für Berlin, Bochum, 
Bremen, Frankfurt am Main, Ham¬ 
burg, Köln, München und Regensburg. 
Damit soll bis zu den Bundestagswah¬ 


len 2013 wirksamer politischer Druck 
aufgebaut werden. Die GEW und die 
DGB-Jugend ziehen mit. Ob andere 
Gewerkschaften folgen, wird auch da¬ 
von abhängen, wie stark von der Basis 
Forderungen danach laut werden. 

UZ: Wie ist UmFAIRteilen aufgebaut? 

Volker Metzroth: Der Trägerkreis von 
UmFAIRteilen erfasst jetzt schon 23 
Organisationen, angefangen natürlich 
bei der DGB-Jugend über die Volks¬ 
solidarität bis hin zur Katholischen 
Arbeitnehmerbewegung. Parteien ge¬ 
hören dem Bündnis nicht an, sie kön¬ 
nen aber als Unterstützer auftreten. So 
hat neben der Partei DIE LINKE und 
Bündnis 90/Die Grünen, sowie deren 
Jugendorganisationen auch die DKP 
ihre Unterstützung zugesagt. 

UZ: Wie sieht die Unterstützungs-Akti¬ 
vität der DKP aus? 

Volker Metzroth: Unsere Genossin¬ 
nen und Genossen werden sowohl mit 
persönlichem Engagement, als auch als 
Mitglieder von Trägerorganisationen 
wie den Gewerkschaften zum Erfolg 
der Aktionen am 29. September nach 
Kräften beitragen. Dazu gehört es, in¬ 
dividuell den Aufruf zu unterzeichnen, 
Unterschriften zu sammeln, vor und 
in Betrieben und in Wohngebieten 
für lokale Aktionen und die großen 
Kundgebungen am 29. September zu 
werben und zu organisieren. Viele An¬ 
regungen dazu lassen sich im Internet 
auf der Homepage www.umfairteilen. 
de finden. 

UZ: Welche Möglichkeiten bietet die 
Unterstützung des Bündnisses der 
DKP? 

Volker Metzroth: Wir werden dabei die 
Chancen nutzen, auf die tieferen Ursa¬ 
chen der Krise hinzuweisen, die in der 
kapitalistischen Produktionsweise lie¬ 
gen. Und darauf, dass alles Erkämpfte 
nicht endgültig sicher ist, solange nicht 
eine grundlegende Änderung der Ei¬ 
gentums- und Machtverhältnisse den 
Weg zum Sozialismus öffnet. Unser 
Eingreifen in die sich abzeichnenden 
Kämpfe des Herbstes kann auch ein 
erster Praxistest für den PV-Antrag 
„Antworten der DKP auf die Krise“ 
(siehe UZ vom 3. August 2012) sein, 
der in den kommenden Monaten in 
der gesamten Partei diskutiert werden 
wird. 

Die Fragen stellte Gerd Ziegler 


Karrikatur: Bernd Bücking 
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Die Besetzerinnen der „Stillen Straße“ am 10. Juli bei der Filmpremiere„Bis zum 
Horizont und dann links“ in der Kulturbrauerei im Prenzlauer Berg. 



Der Liedermacher Detlev K. überbrachte solidarsche Grüße von der Mieterinitia¬ 
tive „Kotti und Co“ aus Kreuzberg 


Bild oben rechts: Aktivisten des Stadtteilladens Zielona Gora in Berlin-Friedrichs¬ 
hain kamen mit ihrer Volxküche zu den Senioren 

Bilder rechts: Die „Stille Straße 10“./ Blumen für die Hausgemeinschaft. 


Stille-Straße-Rap 

von Oleg Myrzak 

Stille Straße wird nun geschlossen 
Von den Grünen und Piraten und SPD-Genossen. 

Politik macht wie immer, was sie will - 
Aber Stille Straße bleibt und sie bleibt nicht still 
Krasse Scheiße, Mann, ist überhaupt kein Witz! 

Was ist los in diesem - wunderschönen Kiez? 

Alte Menschen sollen raus aus ihrem Haus und wir fragen Euch 
Was wird denn nun daraus? 

Senioren haben Spaß, Spiel und Gesang, 

Das ist für die Politik nicht von Belang. 

Wo sollen sie nur bleiben? 

Lasst Euch nicht vertreiben! 

Warum müssen sie nun raus, 

Und was wird aus ihrem Haus? 

Ja, was denn? 

Geld? Moneten? Kapital! 

No pasarän! Wir bleiben alle! 

Altmieter, Arme, Künstler und Senioren 
Sollen raus, weil sie Politiker hier stören. 
„Immobilien“das Wort liegt in der Luft, 

Das ist für Manche ein angenehmer Duft. 

Arme und Senioren sind keine Investoren. 

Reiche werden hier hofiert, denn sie bringen den Profit. 
Krasse Scheiße, ist überhaupt kein Witz . 

Was ist los in diesem e‘mals Arbeiter-Kiez? 

Senioren sollen raus aus ihrem Haus 
Und wir fragen Euch, was wird denn nun daraus? 

Geld, Moneten, Kapital? 

Nein, das ist NICHT optimal! 

Hört mal her, wie das hier fetzt: 

Stille Straße bleibt besetzt! 



„Bis der Bagger kommt“ 

ln Berlin haben Rentnerinnen und Rentner 
vor fünf Wochen ihren Freizeittreff besetzt 


„Dieses Haus ist besetzt“ steht in gro¬ 
ßen Buchstaben auf einem Transparent 
vor der Stillen Straße 10 in Berlin-Pan¬ 
kow. Bereits am 29. Juni haben Senio- 
rinnen und Senioren dort ihre Begeg¬ 
nungsstätte besetzt. Der Treffpunkt für 
rund 300 Anwohner sollte zum 1. Juli 
geschlossen, die knapp 30 Kurse und 
Angebote auf andere Einrichtungen 
verteilt werden. Die Senioren wollten 
sich aber nicht auseinanderreißen las¬ 
sen und zogen kurzerhand mit Schlaf¬ 
sack und Matratze in „ihr Haus“ ein. 
Die Aktion der entschlossenen Rent¬ 
nerrebellen hat bundesweit und inter¬ 
national Aufmerksamkeit erregt und 
Sympathien hervorgerufen. Seit der 
Besetzung gleicht das Zentrum einem 
Taubenschlag. Vertreter von Mieterini¬ 
tiativen und Jugendclubs aus ganz Ber¬ 
lin, ehemalige Hausbesetzer, Politiker 
der Linkspartei, Nachbarn, Neugierige 
und Pressevertreter drücken sich die 
Klinke in die Hand. Auch Mitglieder 
der DKP trugen sich in das Gästebuch 
ein und solidarisierten sich. Die Musi¬ 
ker Detlev K. von der Mieterinitiative 
„Kotti & Co“ und Oleg Myrzak aus der 
Gleimstraße 52, in der sich die Bewoh¬ 
ner gegen eine Luxussanierung wehren, 
waren mit der Gitarre zu Besuch (Bei¬ 
de werden auch auf dem Sommerfest 
der DKP am 8. September in Neukölln 
auftreten, www.dkp-berlin.info). Die 
Kriegsgegnerin Hanna Podig las aus 
ihrem Buch „Radikal mutig - Meine 
Anleitung zum Anderssein“. 

Begegnungsstätte als 
„Auslaufmodell“ 

Die Verantwortlichen für die drohende 
Schließung des Treffs bleiben hingegen 
lieber auf Abstand. Für die verantwort¬ 
liche Sozialstadträtin Lioba Zürn-Kas- 
ztantowicz (SPD) ist die Stille Straße 
10 samt Nutzerinnen und Nutzern ein 
„Auslaufmodell“. Der Bezirk sah zwar 
von der Räumung, nicht aber von Schi¬ 
kanen ab: Das Telefon wurde in der 
dritten Woche abgestellt. Auf einen 
bezirklich bezahlten Telefonanschluss 
hätten Besetzer keinen Anspruch, so 
Lioba Zürn-Kasztantowicz. In der 
Woche drauf sind mitten in der Nacht 
heimlich die Schlösser zu den Keller¬ 
räumen ausgewechselt worden. Im 
Untergeschoss befinden sich nicht nur 
Sporträume, sondern auch die Haupt¬ 
hähne von Wasser und Gas, die nun im 
Notfall nicht zugänglich sind. 

Die Besetzer haben sich nicht beirren 
lassen, sondern sind wachsamer gewor¬ 
den. „Wir wollen so lange hier blei¬ 
ben, bis die Begegnungsstätte erhal¬ 
ten bleibt oder bis der Bagger kommt“, 
verdeutlicht Sprecherin Doris Syrbe 
(71) auf der Homepage der Besetzer 
das gemeinsame Ziel. „Wir lassen uns 
nicht einsparen und nicht zwangsweise 
verteilen.“ 


Spaltungslogik längst 
verinnerlicht 

Die Entscheidung, die Stille Straße 10 
nach 15 Jahren zu schließen haben SPD, 
Grüne und Piraten gegen die Stimmen 
der Linkspartei in der Bezirksverordne¬ 
tenversammlung (BVV) getroffen. Jan 
Schrecker, BVV-Abgeordneter der Pi¬ 
raten, schildert auf der Homepage sei¬ 
ner Partei: „Die Entscheidung über die 
Aufgabe des Hauses Stille Straße wur¬ 
de im Zuge der Haushaltsberatungen 
getroffen. Der Bezirk Pankow musste 
im Haushalt einige Einsparungen vor¬ 
nehmen.“ Auf der Streichliste standen 
Galerien, Bibliotheken, ein Theater 
und ein Museum. Schließlich seien bei 
der Obdachlosenhilfe 70 000 Euro und 
bei der Stillen Straße 60 000 Euro „ein¬ 
gespart worden“. Auch die Sanierungs¬ 
kosten 
für die 
Begeg- 
nungs- 
stätte 
seien ge¬ 
strichen 
wor¬ 
den, um 
sie für 
die Re¬ 
novie¬ 
rung von 
Schulen 
zu nut¬ 
zen. Al¬ 
ternativ 
habe die 
Option 
bestan¬ 
den, bei 
der Ob- 
dachlo- 
senhil- 
fe ganz 
aus der 
Finan¬ 
zierung 
auszu¬ 
stei¬ 
gen. Die 
Spal¬ 
tungspolitik - Alte gegen Junge, 
Wohnungslose gegen Kulturschaf¬ 
fende - hat Schrecker offenbar 
längst verinnerlicht: „Wir in der 
BVV können nur das verteilen, 
was da ist und können höchstens 
entscheiden, ob wir die Obdachlo¬ 
senhilfe als erstes zu machen oder 
als letztes“, schreibt er. Aus seiner 
Sicht ist es nun Aufgabe der Se¬ 
nioren, ein Finanzierungskonzept 
für ihren Treffpunkt vorzulegen. 
Dann könne man über alles reden. 

io ooo Unterschriften 
für die Stille Straße 

So sieht es auch Lioba Zürn-Kasz- 
tantowicz, wenn es um die Frage der 
Freien Trägerschaft geht, die momen¬ 
tan als Lösung für die Stille Straße dis¬ 
kutiert und auch von der Linkspartei 
favorisiert wird. Interesse haben unter 


anderem Volkssolidarität und Arbei¬ 
terwohlfahrt gezeigt - allerdings nur, 
wenn sich der Bezirk nicht komplett 
seiner Verantwortung entzieht. Auf ein 
Entgegenkommen der Sozialstadträtin 
brauchen sie allerdings nicht zu hoffen. 
„Dem Bezirk dürfen bei der Übernah¬ 
me durch einen Träger keine Kosten 
entstehen“, stellte sie unmissverständ¬ 
lich klar. Wozu die bedingungslose Pri¬ 
vatisierung sozialer Einrichtungen füh¬ 
ren kann, hat sich in Berlin vielfach ge¬ 
zeigt. In Erinnerung dürfte Vielen die 
Abzocke von „Maserati-Ehlert“ sein. 
Als Chef der Treberhilfe hatte er seine 
Extraprofite durch Stellenabbau und 
Dumpinglöhne gesichert. 

Ein Verfahren für die Vergabe des Frei¬ 
zeittreffs müsste von der BVV einge¬ 
leitet werden. Diese trifft sich nach der 


Sommerpause am 29. August. Bis dahin 
wollen die Seniorinnen und Senioren 
10 000 Unterschriften für den Erhalt 
ihres Freizeittreffs gesammelt haben 
f http://change.org/StilleStrasseBleibt L 

Wera Richter 
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Griechenland: Was tun! 

Ein neues Buch von Karl Heinz Roth 


G anz grundsätzlich kann man Karl Heinz 
Roth zustimmen: „Jahrzehntelang haben 
die Niederlagen der Linken in allen ihren 
Spielarten unser Denken und Handeln blockiert. 
Wir haben gut daran getan, die ihnen zugrunde¬ 
liegenden autoritären Fehlentwicklungen, analyti¬ 
schen Defizite und falschen Gewissheiten aufzuar¬ 
beiten. Doch nun ist es Zeit, zu neuen Ufern auf¬ 
zubrechen.“ (S. 93) Ob aber allein die „griechische 
Krise“ in der zur Zeit getestet wird, „inwieweit 
die subalternen Klassen - und möglichst nur sie - 
zur Tilgung der in die Staatshaushalte verschobe¬ 
nen Krisenkosten herangezogen werden können“ 
den „paradigmatischen Ausgangspunkt“ für die¬ 
sen Aufbruch (!) zu neuen Ufern bildet, möchte 
ich bezweifeln. Dafür ist es insbesondere bei uns, 
im Kernland der Krisenprofiteure in der Linken 
und in den Gewerkschaften viel zu ruhig. Umso 
wichtiger ist diese Flugschrift, denn: „Wenn die¬ 
ses Experiment glücken sollte, dann werden wir 
weltweit mit einer neuen Stufe der Ausbeutung 
konfrontiert sein.“ (S. 94) Also „Was tun!“ mit wi¬ 
derständigem Ausrufezeichen. Aber hinter dem 
„Was“ bleiben - vom Buchtitel bis zur letzten Sei¬ 
te - Fragezeichen. 

Die Stärke dieser Flugschrift hegt vor allem in der 
kompakten, auch dem ökonomischen Laien ver¬ 
ständlichen Kurzanalyse der griechischen (Schul¬ 
den) Krise samt ihrer Vorgeschichte. Roth zeich¬ 
net Wegmarken und Entwicklungslinien nach, die 
man im alltäglichen Nachrichtenlabyrinth leicht 
aus dem Auge verliert. Er nennt die Namen der 
Akteure und Profiteure (auch der deutschen), die 
sich zu gern hinter anonymen „Marktkräften“ und 
„Sachzwängen“ verbergen. Er gibt der sozialen 


Katastrophe, die wissentlich beschleunigt wurde 
und wird, ein konkretes Gesicht. Wer z. B. nach 
der Lektüre der Kapitel „Die griechische Gesell¬ 
schaft am Abgrund“ und „Die Folgen der Auste- 
ritätspolitik“ nicht begreift, dass alle (!) Griechen 
(mit Ausnahme der Eigentümer-und Machteliten) 
bedingungslose, aktive Solidarität gerade von uns 
Deutschen verdient haben, der hat nichts begrif¬ 
fen. 

Den besonderen deutsch-griechischen Beziehun¬ 
gen räumt der Autor erfreulich viel Platz ein, weil 
„vor allem die deutschen Entscheidungsträger 
und Akteure nicht nur eine ungewöhnliche Härte 
an den Tag legten, sondern immer wieder auch die 
Tendenz zeigten, die griechische Gesellschaft ins¬ 
gesamt herabzusetzen und zu demütigen.“ (S. 75) 
Eine „Ursache zur Erklärung des übernervösen 
deutschen Machtpokers“ sei: in Griechenland ste¬ 
he „die gesamte Architektur der Europäischen 
Union auf dem Prüfstand“, die „wesentlich von 
den ordoliberalen Finanzökonomen aus dem Um¬ 
feld der Deutschen Bundesbank geschaffen“ wor¬ 
den sei. Der Autor sieht „die Hauptmalaise ... bei 
den deutschen Wirtschaftseliten, die die Europä¬ 
ische Union seit der Einführung des Euro mit ih¬ 
rem Lohn- und Preisdumping destabilisieren und 
die ökonomisch schwächeren Peripherieländer 
in den Ruin treiben.“ (S. 78) Daneben verweist 
Roth ausführlich auf „historische Hypotheken“, 
vor allem die zweifelhafte Kunst, „sich den öko¬ 
nomischen Folgen der von ihnen verantworteten 
Weltkriege zu entziehen ... Während die west¬ 
deutschen Eliten ihre ökonomische Hegemonial- 
stellung wieder aufbauten, blieben die von ihnen 
ausgeplünderten und ruinierten Nationalökono¬ 


mien sich selbst überlassen. Der ihnen auferlegte 
Reparationsverzieht erschwerte ihren Neuanfang 
erheblich und führte zu einer strukturellen Asym¬ 


metrie, die dann von den Deutschen im Prozess 
der europäischen Integration weiter vertieft wur¬ 
de.“ (S. 83/84) Fazit: bis hierhin ein wirklich lesens- 
und empfehlenswertes Büchlein. 


Anregend, aber zu dünn und nicht unproblema¬ 
tisch ist das Kapitel „Das Problem einer Alternati¬ 
ve“. Grundsätzlich konstatiert der Autor - als Fol¬ 
ge der herrschenden TINA-Propaganda - „eine 
weit um sich greifende Paralyse des kritischen 
Denkens ... Sie reicht bis weit in die Linke hin¬ 
ein und befördert dort die Tendenz, bei der Suche 
nach Gegenperspektiven auf historisch überholte 
Konzepte zurückzugreifen und die sich im sozia¬ 
len Widerstand herausbildenden Alternativen zu 
übersehen.“ (S. 84) „Eine glaubwürdige und er¬ 
folgversprechende Perspektive von unten sollte 
dagegen transnational, anti-etatistisch und basis¬ 
demokratisch orientiert sein.“ (S. 90) 

Bei der Darstellung von konkreten Alternativen 
beschränkt Roth sich auf Diskussionen innerhalb 
der griechischen Linken über „systemimmanen¬ 
te Ansätze“ und „Perspektiven von unten“. Die 
Chancen eines frühzeitigen Staatsbankrotts wur¬ 
den vertan. Heute sei das Gegensteuern infolge 
anhaltender De-Industrialisierung und Paupe- 
risierung Griechenlands „schwieriger und zu¬ 
gleich dringlicher geworden.“ Das Konzept von 
Syriza (im Wahlprogramm 2012) enthalte wich¬ 
tige Parameter zur (systemimmanenten) Korrek¬ 
tur und Umsteuerung der sozialökonomischen 
Gesamtentwicklung. Ihm fehlten jedoch „wich¬ 
tige Ecken und Kanten“, z.B. die Forderung nach 
Schuldenannullierung, Vorschläge zur Anhebung 
der Unternehmens- und Vermögenssteuern bzw. 
zur Konfiszierung aller ins Ausland verschobenen 
Vermögenswerte und die „Umwandlung der lau¬ 
fenden Troika-Kredite in eine zinslose europäi¬ 
sche Wiederaufbauanleihe, in deren Zentrum die 


deutschen Reparationsschulden als ,verlorener 
Zuschuss 4 erstattet werden sollten.“ (S. 87) Spä¬ 
testens hier sei „die mangelnde Verankerung des 


Syriza-Wahlprogramms in einer dezidiert „euro- 
sozialistischen“ Perspektive deutlich. 

Den „anti-systemischen Politikansatz“ der Kom¬ 
munistischen Partei Griechenlands (KKE) be¬ 
trachtet Karl Heinz Roth mit gehöriger Skepsis 
und Distanz. Er würdigt zwar ihren - bis Ende der 
1990er Jahre auch erfolgreichen und mit der par¬ 
lamentarischen Linksopposition abgestimmten - 
Widerstand gegen massiven Sozial- und Lohnab¬ 
bau. „Aber unter der Regie ihrer Generalsekre¬ 
tärin Aleka Papariga“ habe „diese aktive und in 
wichtigen Teilen der Arbeiterklasse verankerte 
Kaderpartei ein politisches Programm entwickelt, 
das eine Art Renaissance der bolschewistischen 
Revolutionsdoktrin darstellt.“ (S. 88) Wenn es der 
KKE und den mit ihr assoziierten Gewerkschafts¬ 
und Massenorganisationen bei einem Volksauf¬ 
stand gelänge „das Winterpalais zu stürmen“ und 
die politische Macht an sich zu reißen, werde die¬ 
se - so Roth - „allein schon wegen ihrer national- 
staatlichen Orientierung auch ohne militärische 
Intervention von innen und/oder außen inner¬ 
halb weniger Monate wieder zusammenbrechen 
... Das kommunistische Übergangsprojekt wür¬ 
de rasch in einer Spirale von Massenverarmung, 
Hungerkatastrophen und Repressalien zusam¬ 
menbrechen. Am Ende würden die Historiker der 
Sieger bilanzieren: Die Austeritätsprogramme der 


Geboren am 03. September 1926 in Erfurt - 

... Im gewohnten täglichen Rhythmus begannen 
der Dienst und das Ablösen der Grenzposten im 
Abschnitt Wiesenfeld auch am 14. August 1962. 
Ein Teil der Kompanie arbeitete am Bau der Si¬ 
cherungsanlage. Doch schon seit den frühen Mor¬ 
genstunden bemerkten die Grenzsoldaten ein ge¬ 
schäftiges Treiben jenseits der Staatsgrenze. Ange¬ 
hörige des Bundesgrenzschutzes sowie Zivilisten 
hielten sich in Gruppen nahe der Grenzmarkie¬ 
rungen auf und versuchten durch Beschimpfun¬ 
gen und Drohungen die Grenzposten der DDR 
zu provozieren. 

Hauptmann Arnstadt fuhr in Begleitung des Sol¬ 
daten Rösner an die Grenze, um während der 
Kontrolle noch mit einem Soldaten zu sprechen, 
der für die Qualifizierung als Funker vorgesehen 
war. Dabei bekam er die Meldung, dass sich an der 
Straße von Wiesenfeld nach Roßdorf, auf dem Ter¬ 
ritorium der BRD, eine größere Menge von Fahr¬ 
zeugen angesammelt und Personen zusammenge¬ 
rottet haben. Bevor er an diese Stelle kam, schaute 
er schnell einmal bei seiner ehemaligen Quartier¬ 
mutter vorbei, um sich nach ihrer Gesundheit zu 
erkundigen. Danach verließ er die Ortschaft Wie¬ 
senfeld, um den Kontrollgang zu beginnen. Er sah, 
dass sich viele Angehörige des Bundesgrenzschut¬ 
zes direkt an der Staatsgrenze befanden und eine 
größere Anzahl sich in unmittelbarer Nähe auf¬ 
hielt. Die Grenzsoldaten beobachteten außerdem, 


Troika haben die griechische Gesellschaft an den 
Rand des Abgrundes gebracht - die Kommunisten 
haben sie dann hineingestoßen.“ (S. 89/90) 

Hier wäre Roth seiner eigenen Mahnung zu 
„deutscher Zurückhaltung“ (S. 84) besser selbst 
gefolgt. Aus zwei Gründen. Der erste: Mag sein, 
dass griechische Kommunistinnen den Zusam¬ 
menhang des demokratischen und des sozialisti¬ 
schen Kampfes vor dem Hintergrund ihrer Erfah¬ 
rungen anders (als zum Beispiel DKP, PCP u.a.) 
oder sogar falsch sehen. Als Historiker müsste 
Roth wissen, dass Kommunisten trotz verheeren¬ 
der Fehleinschätzungen, z.B. der Sozialfaschis¬ 
musthese, vieles richtig gemacht, z.B. die Haupt¬ 
last des antifaschistischen Widerstandes getragen 
haben. In ihrem praktischen Widerstandskampf 
gegen die weitgehende Alleinherrschaft des Fi- 
nanz-und Monopolkapitals, gegen Sozialraubzüge 
und EU-Diktate machen auch die griechischen 
Kommunistinnen mehr richtig, als andere in Eu¬ 
ropa z.B. die deutsche Linke und die deutsche Ar¬ 
beiterbewegung. 

Der zweite: seine platte und im Kern ausgrenzen¬ 
de Polemik vom Überholtsein der „Staatsfixiert- 
heit“ und „autoritär-produktivistischem Habitus 
der traditionslinken Revolutionstheorie“ (S. 91) 
zeugt von Unkenntnis oder Unwillen, sich ernst¬ 
haft mit kommunistischen Lernprozessen und 
heutigen Positionen zur Frage „Demokratie und 
Sozialismus“ auseinanderzusetzen. Ich will nicht 
im Gegenzug genauso platt polemisieren gegen 
Roths romantische Transformationsschwärmerei¬ 
en über eine „neue internationale Assoziation“ 
von „Landbaukommunen, Handwerkergenossen¬ 
schaften, Mieterkooperativen, Baugenossenschaf¬ 
ten, Künstlerkommunen, Gesundheitskollektive, 
Pflegegemeinschaften“ und „andere Projekte al¬ 
ternativer Ökonomie“ oder die „symbolische (!) 
Einkreisung der Macht- und Nervenzentren des 
Weltsystems“ durch die weltweite „Occupy“-Be- 
wegung und „symbolische (!) Prozesse der Wie¬ 
deraneignung bei Generalstreiks und großen 
Fabrikbesetzungen.“ (S. 92) Immerhin gibt Roth 
wichtige Denkanstöße und sucht nach „Um¬ 
schlagpunkten einer Transformationsperspekti¬ 
ve“ (S. 91) und „Systemüberschreitung“ (S. 93). 
Aber genau das ist keine Frage der Symbolpolitik 
spontaner Bewegungen sondern einer nachhaltig¬ 
revolutionären Realpolitik und Machtverschie¬ 
bung, die Wege zum Sozialismus öffnet. Das wird 
ohne Demokratisierung und Eroberung der Kom¬ 
mandohöhen in der EU, in den Nationalstaaten, in 
Banken, Versicherungen und Monopolkonzernen 
durch die Arbeiterklasse und ihrer Bündnispart¬ 
ner in sozialen Bewegungen nicht zu haben sein. 

Lothar Geisler 

Karl Heinz Roth,Griechenland: wastun? Eine Flug¬ 
schrift. VSA-Verlag, Hamburg 2012, 96 Seiten, 
9,90 Euro, ISBN 978-3-89 965-524-7 


Ermordet am 14. August 1962 in Wiesenfeld 

dass an die Grenzposten des BGS größere Men¬ 
gen Alkohol ausgegeben wurden. 

Als zwei Angehörige des BGS die Staatsgrenze 
überschritten, wurden sie von Hauptmann Arn¬ 
stadt mit allen Nachdruck darauf aufmerksam ge¬ 
macht, dass sie das Territorium der DDR betreten 
haben, worauf diese sich eilig zurückzogen. Jetzt 
näherte sich ein Zivilist einem Hauptmann des 
BGS und redete auf ihn ein. Darauf ließ sich die¬ 
ser eine Schnellfeuerwaffe aushändigen und drang 
in provokatorischer Art und Weise mit zwei wei¬ 
teren Angehörigen des BGS erneut auf das Ter¬ 
ritorium der DDR vor. Arnstadt ging ihnen ent¬ 
gegen ... Seine Aufforderung zum Verlassen des 
Territoriums der Deutschen Demokratischen Re¬ 
publik und einen darauf in die Luft abgegebenen 
Warnschuss beantworteten die Grenzprovokateu¬ 
re mit Salven aus Schnellfeuergewehren auf Rudi 
Arnstadt und die Grenzposten. Durch einen ge¬ 
zielten Kopfschuss wurde Hauptmann Rudi Arn¬ 
stadt ermordet. 

Zeitpunkt und Tatort ließen keinen Zweifel über 
die Motive des Verbrechens. Hatten doch Adenau¬ 
er, Lübke und Strauß für den 13. August 1962 in 
Westberlin große Provokationen gegen die Staats¬ 
grenze der DDR geplant. Das gelang nicht... 

Quelle: Für ein sozialistisches Vaterland - Lebensbilder 
deutscher Kommunisten und Aktivisten der ersten Stun¬ 
de, Militärverlag der Deutschen Demokratischen Repu¬ 
blik/i. Auflage 1981 



Rudi Arnstadt 



Polizeiaktion gegen die Stahlarbeiter von Asprogyrgos. Foto unten: Solidarität ist unsere Kraft! 
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Ein komplizierter Mensch, ein großer Schriftsteller 


Erwin Strittmatter - zum 100. Geburtstag am 14. August 


„Ich wurde an einem Mittwoch gebo¬ 
ren, an einem Mittwochvormittag um 
zehn Uhr, falls jemand die Zeit ver¬ 
gleichen möchte“ So beginnt die Er¬ 
zählung „Wie ich meinen Großvater 
kennenlernte“ von Erwin Strittmatter. 
„Obwohl der Monat August gewitter¬ 
freundlich ist, donnerte es nicht...“ 
Der Donner kam gewissermaßen 
später - im Vorfeld zu Strittmatters 
100. Geburtstag, der am 14. August zu 
feiern ist. Strittmatter war einer der be¬ 
deutendsten Autoren der DDR, und 
sein Werk wird bis heute weithin be¬ 
achtet und gelobt. Doch wenn es darum 
geht, der DDR ihre Daseinsberechti¬ 
gung abzusprechen, können bürgerli¬ 
che Politiker und ihre Presse nicht vor 
einem der größten DDR-Schriftsteller 
halt machen. Er habe sich zwei Dikta¬ 
turen angedient, heißt es unter ande¬ 
rem. Er habe sich „von Braun auf Rot 
umlackiert“. So etwas sagt man also in 
einem Land, in dem bald schon nach 
Kriegsende altgediente Faschisten in 
hohe Positionen gelangten. 

Seit einigen Jahren wird vermutet, 
Strittmatter sei Angehöriger der SS 
gewesen und habe Zeit seines Le¬ 
bens nicht alles verraten, was er hät¬ 
te sagen können zu seinen Jahren in 
der Wehrmacht beziehungsweise in 
der SS. Mittlerweile gibt es umfassen¬ 
de Untersuchungen zu dieser angeb¬ 
lichen SS-Zugehörigkeit. Tatsächlich 
wurde Strittmatter zum Polizeibatail¬ 
lon 325 einberufen, das später in SS-Po- 
lizei-Gebirgsjägerregiment Nr. 18 um¬ 
benannt wurde. In allen Einzelheiten 
lässt sich das nachlesen in der brand¬ 
neuen Strittmatter-Biographie von An¬ 
nette Leo. 

Vielleicht kann ein Auszug aus einem 
Leserbrief im „Neuen Deutschland“ 
aus Anlass der Strittmatter-Diskussion 
einen wichtigen Gedanken einbringen, 
um die Generation zu verstehen: „Die 
folgenden Worte meines Vaters - er 
war des Dichters Jahrgang und eben¬ 
falls Heimkehrer - blieben für immer 
in meinem Gedächtnis: ,Ihr könnt froh 
sein, dass ihr damals nicht jung gewe¬ 
sen seid. Es war wie ein Strudel, dem 
nicht zu entkommen war. Was hättet ihr 
wohl an unserer Stelle getan? 4 Welchen 


73. Februar ig66 

Strittmatter hat früh zu schreiben begonnen, in seiner Kindheit, 
in einer Schülerzeitung hatte er in den zwanziger Jahren 
sein literarisches Debüt. Aber erst mit fast vierzig Jahren, 
um 1950, wurde er Schriftsteller. Da war sein erster Roman, 
„Ochsenkutscher“, erschienen. Was er vorher geschrieben hatte, 
unter anderem zwei Romane, blieb Manuskript... 

Strittmatter hat bisher vier Romane veröffentlicht („Ochsen¬ 
kutscher“, „Tinko“, „Wundertäter“, „Oie Bienkopp“), ein 
Buch über Pferde („Pony Pedro“), einen Band Erzählungen 
und zwei Theaterstücke („Katzgraben“ und „Holländerbraut“). 

Die Buchauflagen gehen in der DDR über eine Million hinaus. 
Übersetzungen gibt es in achtzehn Sprachen ... 

Mein Mann und ich arbeiten zusammen. Er lässt mich seine Ideen 
von Anfang an miterleben, mitprüfen. Das geht bis zum letzten 
Punkt eines Manuskriptes. Umgekehrt ist es ebenso: mein Mann 
ist für meine eigenen literarischen oder literaturkritischen Arbeiten 
der oberste Kritiker. Es geht nur etwas aus unserem Haus, was wir 
gegenseitig lizenziert haben. 

Eva Strittmatter: Briefe aus Schulzenhof, Aufbau Verlag 


gestaltung aller gesellschaftlichen Be¬ 
ziehungen erwuchsen.“ 

Eine große Würdigung, eine berechtig¬ 
te Würdigung. Doch aus Strittmatters 
Tagebüchern, die in Auszügen erst vor 
wenigen Wochen im Aufbau-Verlag er¬ 
schienen sind, ist auch von den inhalt¬ 
lichen Auseinandersetzungen rund 
um den Roman die Rede. Immerhin: 
„Grosses Glücksgefühl: Der Bienkopp 
ist nicht aufzuhalten. Er fordert jeden 
Leser zur Stellungnahme heraus. Die 
Front Dogmatismus oder die Wahrheit 
sagen geht bis ins Polit-Büro hinein.“ 
(7. Januar 1964) 

In diesen Tagebüchern sparte der Au¬ 
tor nicht mit Kritik an Partei und Staat. 
„An jeder Sitzung im Schriftstellerver¬ 
band, und wenn der geladene Perso¬ 
nenkreis noch so klein ist, nimmt jetzt 



„Wenn man so sieht, wie einem jedes neues Werk förmlich aus den Händen gerissen wird, dann überkommt einen grosse 
Freude.“ - Links neben Erwin Strittmatter seine Frau, die Lyrikerin Eva Strittmatter. 


28. April 7965 

Orden, Preise und Auszeichnungen anderer Art nützen einem 
Schriftsteller bei seiner Arbeit nichts. Er fängt mit jedem Buch 
von vorn an. Schreiben lernt man nie in dem Sinne, wie man einen 
Tisch bauen lernt. Bei jedem neuen Werk hat der Schriftsteller 
Qualen auszustehen: Werde ich es schaffen, was ich sagen möchte, 
so auszudrücken, dass es die Leser verstehen und dass sie davon 
gefesselt sind? Dazu gehören viele Versuche; viele Fassungen 
müssen erarbeitet werden von einer Geschichte; beim letzten 
Roman meines Mannes waren es vierzehn Fassungen, bis das Buch 
erscheinen konnte. In der Regel fordert es ihm vier Jahre härtester 
Arbeit ab, ehe ein Roman fertig ist. Das heißt Tag für Tag an der 
Schreibmaschine oder am Tonbandgerät sitzen und nicht von dieser 
Sache loskommen, auch wenn man nicht direkt schreibt. Da gibt 
es keinen Feiertag (mein Mann schreibt buchstäblich jeden Tag, 
denn er ist der Ansicht, dass man sofort aus der Übung kommt). Da 
könnt Ihr Euch denken, dass es nichts nützt, wenn man sich sagen 
wollte: Aber ich habe schon die und die Preise, also muss ich wohl 
schreiben können. 

Eva Strittmatter, Briefe aus Schulzenhof 


Zwängen waren die jungen Leute da¬ 
mals unterworfen?“ 

Dass in der Öffentlichkeit auch ande¬ 
re Maßstäbe an die Generation der da¬ 
mals jungen Kriegsteilnehmer gelegt 
werden, soll dieser Zwischensprung zei¬ 
gen: Die „Neue Züricher Zeitung“ be¬ 
richtete am 19. Juni 2012, dass der Fil¬ 
memacher Martin Böttcher am 17. Juni 
seinen 85. Geburtstag feiern konnte. 
Böttcher wollte gegen Ende des Zwei¬ 
ten Weltkriegs gerne Testpilot werden. 
„Er meldete sich freiwillig zur Luftwaf¬ 
fe.“ Und: „Mit seinen 17 Jahren hatte er 
schon sämtliche Segelflugscheine in der 
Tasche ... Auf dem brandneuen Strah¬ 
lenjäger Me 163 ,Komet 4 sollte der jun¬ 
ge Flieger 1944 seine Karriere starten“, 
hieß es. „Karriere“ - wohlgemerkt. Bei 
Martin Böttcher wird die von ihm ge¬ 


wünschte Zugehörigkeit zur Luftwaf¬ 
fe geradezu verniedlicht. Böttcher hat 
später die Musik zu den Karl-May-Fil- 
men der 60er Jahre geschrieben. So ei¬ 
nem verzeiht man gerne. Denn er hat 
sich ja nicht der DDR „angedient“. 

Bei der Kritik an Strittmatter geht es 
darum, sein Werk in Frage zu stellen, 
sein Werk als Schriftsteller der sozia¬ 
listischen DDR. Schon früh in den 
50er Jahren entwickelte er sich zu ei¬ 
nem der beliebtesten DDR-Autoren. 
„Wenn man so sieht, wie einem jedes 
neue Werk förmlich aus den Händen 
gerissen wird, dann überkommt einen 
große Freude. Es ist ein guter Beruf, 
Schriftsteller in unserer Zeit und in ei¬ 
nem sozialistischen Land zu sein!“ Das 
schrieb Strittmatter in seinen Tagebü¬ 
chern am 5. Januar 1958. 


Zu seinen frühen Werken gehören 
die Theaterstücke „Die Holländer¬ 
braut“ und „Katzgraben“. Es erschie¬ 
nen die Romane „Ochsenkutscher“ 
(1950) und „Tinko“ (1954). 1957 folgte 
der „Wundertäter I“, der über 30 Auf¬ 
lagen erreichte. „Pony Pedro“ (1959) 
wurde ein erfolgreiches Kinderbuch, 
von dem bis 1981 bereits 33 Auflagen 
Vorlagen. Der Roman „Oie Bienkopp“, 
der in der DDR sehr kontroverse Dis¬ 
kussionen auslöste, wurde im Jahr 1963 
veröffentlicht. Über 200 Miniaturen, 
Kurzgeschichten und Anekdoten bie¬ 
tet der „Schulzenhofer Kramkalender“, 
der 1966 erschien. Weitere Prosabän¬ 
de folgten, 1980 der „Wundertäter II“ 
und schließlich auch die Trilogie „Der 
Laden“ (ab 1983). 

„Für die Darstellung der sozialisti¬ 
schen Revolution in der DDR war Er¬ 
win Strittmatters Roman ,01e Bien¬ 
kopp 4 (1963) von entscheidender Be¬ 
deutung“, heißt es in der „Geschichte 
der deutschen Literatur“ in dem Band 
„Literatur der DDR“ (Volk und Wis¬ 
sen, 1977). „Er schildert die Beziehun¬ 
gen zwischen dem Einzelnen und der 
Gesellschaft nicht mehr vorrangig aus 
der Perspektive einer subjektiven Ent¬ 
scheidung für den Sozialismus, sondern 
das bedingungslose Eintreten der Zen¬ 
tralgestalt für den Sozialismus, ihren 
Kampf um die Herausbildung neuer 
Verhältnisse. Dabei formte Strittmat¬ 
ter, mehr als das vorher in der Prosa ge¬ 
schehen war, die geschichtlichen Um¬ 
stände und die subjektiven Bedingun¬ 
gen des neuen Lebens aus. Besonders 
im zweiten Teil des Romans erfasste 
der Autor Konflikte, die aus der Neu¬ 


ein Vertreter der Kultur ab eilung des 
Zentralkomitees und ein Vertreter des 
Staatssicherheitsdienstes teil. Es kön¬ 
nen also nie ,ungelenkte 4 Beschlüsse 
gefasst werden ... Die Genossen im 
Politbüro trauen grundsätzlich nur je¬ 
nen Schriftstellern, die alles, was Polit¬ 
büromitglieder von sich gaben, wie ein 
Echo wiederholen. Jede abweichende 
Meinung ist verdächtig, gibt Anlass zu 
Befürchtungen.“ (6. März 1970) 

Zwei Jahre zuvor, am 2. Januar 1968, 
notierte er: „... aber wir sind jetzt so 
selbstverliebt (zu unserem Schaden na¬ 
türlich), dass die leiseste Kritik an ir¬ 
gendeiner unserer Einrichtungen die 
Beamten des entsprechenden Ministe¬ 
riums auf den Plan ruft, die diese Kri¬ 
tik (aus selbstischen Gründen, versteht 
sich) zu einem Angriff auf den Staat 
ummünzen. Wo wird das hinführen, 
und wie lange wird das ohne erhebli¬ 
chen Schaden für uns alle so gehen?“ 


Doch trotz solcher Aufzeichnungen: 
Strittmatter ist und bleibt ein sozialisti¬ 
scher Schriftsteller, der zur DDR stand, 
und sich als solcher sah. Wie andere 
Bürger auch, wollte er ganz bewusst ei¬ 
nen neuen antifaschistischen und sozia¬ 
listischen Staat aufbauen helfen. Seine 
kritische Begleitung der SED und der 
DDR in den Tagebüchern ist allerdings 
ein Gesichtspunkt, der in Zukunft viel 
stärker Beachtung finden sollte. Die 
bürgerliche Presse schielt lieber auf 
die Strittmatter-Jahre während des 
Faschismus. Für Sozialisten und Kom¬ 
munisten hingegen ist die Betrachtung 
seines Lebens in der DDR ein großer 
Fundus, den es auszuwerten gilt. Man 
muss Strittmatter nicht in allem Recht 
geben, bedenken sollte man seine Kri¬ 
tik schon. Und man darf gespannt sein 
auf die angekündigte Fortsetzung der 
Tagebücher und darauf, wie Strittmat¬ 
ter das Ende der DDR empfunden hat. 
Seit 1947 war Strittmatter Mitglied 
der SED. Er war Vorstandsmitglied 
des Schriftstellerverbandes, zeitwei¬ 
lig auch dessen Vorsitzender. Für sein 
Werk erhielt er zahlreiche hohe Preise 
und Auszeichnungen. Strittmatters Le¬ 
benswelt - das war die ländliche Regi¬ 
on um Spremberg in der Lausitz, wo er 
am 14. August 1912 geboren wurde. Seit 
Mitte 1954 wurde der Schulzenhof bei 
Gransee sein Mittelpunkt, die Haupt¬ 
stadt Berlin war immer nur der Zweit¬ 
wohnsitz. 

Ein einfacher oder unkomplizierter 
Mensch war Strittmatter gewiss nicht. 
Das wusste er, wie er in seinen Tage¬ 
büchern immer wieder ausführt. Unge¬ 
rechtigkeiten seiner Frau Eva gegen¬ 
über, Probleme im Umgang mit den 
Kindern und anderen Angehörigen 
oder gar große Selbstzweifel bis hin zu 
Selbstmordgedanken zeigen die inne¬ 
re Seite des großen Schriftstellers, die 
bislang weitgehend verborgen geblie¬ 
ben war. 

Aus den Tagebüchern wie aus den Ro¬ 
manen und Erzählungen erfährt der 
Leser auch, was für ein großer Na¬ 
turfreund der Autor war. Am Schluss 
des „Schulzenhofer Kramkalenders“ 
schreibt Strittmatter: „Ich werde man¬ 
ches nicht sehn, was ich in der Jugend 
zu sehen wünschte: die echte Taiga und 
die Tiger dort nicht, die Gletscher Is¬ 
lands und die arabische Wüste nicht, 
die Tiere ohne Menschenfurcht auf den 
Galapagos-Inseln und die Wälder auf 
fernen Sternen nicht. Und je älter ich 
werde, desto weniger wehmütig stimmt 
mich das, denn ich werde nicht einmal 
fertig, über das tief genug nachzuden¬ 
ken, was mir täglich begegnet, habe 
nicht einmal Zeit genug, mich satt zu 
freuen an dem, was ich sehe, habe nicht 
Zeit genug, mir auf das alles MEINEN 
VERS zu machen.“ 

Am 31. Januar 1994 starb Erwin Stritt¬ 
matter in Schulzenhof. Sein literari¬ 
sches Werk, geschrieben während der 
Jahrzehnte als sozialistischer Schrift¬ 
steller in der DDR, gilt es zu bewah¬ 
ren und in Ehren zu halten. In der „Li¬ 
teratur der DDR“ heißt es: „Erwin 
Strittmatter gehört zu den Autoren 
der DDR, die nach einem Wort Ber¬ 
tolt Brechts ,nicht aus dem Proletariat 
aufstiegen, sondern mit dem Proletari¬ 
at 4 .“ Paul Sielaff 


74. Februar tg66 

Mein Mann führt regelmäßig Tagebuch; bei dem Buch, 
das er jetzt gemacht hat, hat er die Tagebücher von Jahren 
ausgebeutet. Das ist ein Skizzenbuch mit dem vorläufigen Titel 
„Aufzeichnungen eines Reiters“. Mein Mann hat schon einmal nach 
Tagebucheintragungen ein Buch gemacht, das „Pony Pedro“ heißt. 
Diese Art Tagebuchverwertung hängt sicher mit seinen speziellen 
Interessen zusammen. Mein Mann notiert, was ihm wichtig ist, 
all seine Beobachtungen in der Natur, an Pflanzen, Tieren, auch 
kuriose Geschichten von Menschen. Er hat im Lauf der Jahre eine 
Verfremdungsmethode zum Tagebuchschreiben entwickelt, die 
ihm gestattet, nur die Essenz einer Sache zu notieren, nicht diese 
fürchterlichen Naturalismen, die sonst oft in Tagebüchern stehn. 

Eva Strittmatter, Briefe aus Schulzenhof, Aufbau Verlag 

(Anmerkung d. A.: „Aufzeichnungen eines Reiters 44 erschien später unter dem Titel 
„Schulzenhofer Kramkalender“) 
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Schluss mit dem Sozialklimbim! 

Mit Werkverträgen werden Arbeiterrechte weggefegt 


Im Jahre 2005 rühmte sich Gerhard 
Schröder, in Deutschland in kürzes¬ 
ter Zeit den besten Niedriglohnsektor 
Europas geschaffen zu haben. Das Er¬ 
gebnis ist bekannt: Überall mehr und 
mehr prekäre Beschäftigung und fast 
alle EU Länder sind in den Ruin kon¬ 
kurriert. Doch an den massenhaften 
Einzug von Werkverträgen in die bun¬ 
desrepublikanische Arbeitswelt dachte 
selbst Schröder - der Liebling der Bos¬ 
se - noch nicht. Werkverträge: Das ist 
das allerneueste Lohndumping-Modell 
der Kapitalisten. Kaum ist die Leihar¬ 
beit durch das neue Arbeitnehmerü¬ 
berlassungsgesetz (AÜG) minimal et¬ 
was besser reguliert und schon sind sie 
für viele Unternehmen inzwischen zu 
unlukrativ. Erfinderisch, wie die Ka¬ 
pitalisten nun mal sind, zauberten sie 
schon vor geraumer Zeit das nächsten 
Billiglohn-Modell aus dem Hut: Werk¬ 
verträge. Sie garantieren noch mehr 
Profit - „teure“ Stammarbeitsplätze 
werden überflüssig, stattdessen kommt 
der Billigstarbeiter, von der weiteren 
Klassenspaltung der Arbeitenden ganz 
zu schweigen. 

Die „Vorzüge“ von Werkverträgen 
werden inzwischen sogar an deutschen 
Universitäten wissenschaftlich und fun¬ 
diert und propagiert. In der Nahrungs¬ 
mittelindustrie kommen Werkverträg- 
ler auffallend besonders häufig zum Ar¬ 
beitseinsatz. Seit der EU-Erweiterung 
stehen in deutschen Schlachthöfen und 
Fleischfabriken neben den einheimi¬ 
schen auch immer mehr osteuropäische 
Arbeiter an den Bändern. Überkapa¬ 
zitäten auf der einen Seite und vor al¬ 
lem der ruinöse Preiskampf der Super¬ 
marktketten auf Kosten der Erzeuger 
setzen die Branche stark unter Druck. 
Und der wird skrupellos an die Be¬ 
schäftigten weiter gegeben. Trickreich 
wird das Schlachten und Zerlegen und 
selbst das Verpacken kurzerhand zur 
Dienstleistung gemacht. Und „dank“ 
der Dienstleistungsfreiheit in Europa 
dürfen osteuropäische Firmen diese 
Arbeiten im Rahmen von Werkverträ¬ 
gen übernehmen. Das ist in Deutsch¬ 
land inzwischen Alltagswirklichkeit. 
Auf der Webseite der Wurstfabrik 
Gustoland GmbH in Oer-Erken- 
schwick lesen wir: „Grüne Wiesen, 
weite Felder, klare Luft und reines 

sw 


Groenflex-Kleinbus vor den Wohnungen 
erfolgt der Transport der Arbeiter. 

Wasser stehen für eine gesunde Um¬ 
welt. Sie sind auch die Grundlagen für 
leckere Fleisch- und Wurstspezialitä¬ 
ten in erstklassiger Qualität“. Doch die 
Gustoland-Herren verschwiegen wohl¬ 
weislich die Grundlage ihrer auf ma¬ 
ximalen Profit ausgerichteten Produk¬ 
tion: Lohnsklaverei auf barbarischem 
Niveau. Und weiter lesen wir da: „und 
in jedem Gustoland-Produkt schmeckt 
man die gesunde Natur“. Dennoch 
kommt einem das Kotzen wenn man 
erfährt, unter welchen miserablen Ar¬ 
beitsbedingungen bei Gustoland zu 
Hungerlöhnen gearbeitet werden muss. 

Ein ganzes Netzwerk sorgt 
für den Nachschub 

Die Firma Gustoland GmbH beschäf¬ 
tigt rund 1 200 Arbeiter in Oer-Er- 
kenschwick. Rund die Hälfte davon 
kommen mittlerweile aus Osteuropa, 
mehrheitlich aus Polen, aber auch aus 
Rumänien und anderen Staaten. Ein 
ganzes Netzwerk von skrupellosen 
Strippenziehern organisiert die An¬ 
werbung und Arbeitsverpflichtung der 


osteuropäischen Arbeiter und Arbeite¬ 
rinnen. Für Gustoland wirbt und lockt 
die Firma ABATOR GmbH in Glogow 
(Polen) über von ihr eigens dafür ge¬ 
schaltete Suchanzeigen in einem der 
größten Online-Arbeitsmärkte der Fir¬ 
ma Groenflex und wohl auch mit fal¬ 
schen Versprechungen, jährlich hun¬ 
derte „frische“ Arbeitskräfte nach Oer- 
Erkenschwick. Die ABATOR GmbH 
ist inzwischen eine Firma, die sich 
durch ihre Geschäfte mit der deutschen 
Fleischindustrie schon einen einschlä¬ 
gigen Namen gemacht hat und damit 
eine goldene Nase verdient. Das eben¬ 
falls beteiligte niederländische Unter¬ 
nehmen Groenflex seinerseits betreibt 
seine Online-Arbeitsmärkte freilich 
auch nicht aus Nächstenliebe, sondern 
ist auf die profitträchtige Beschaffung 
von Unterkünften und den Transport 
osteuropäischer Arbeiter und Arbei¬ 
terinnen spezialisiert. In Kooperation 
mit der deutschen Firma M K Meatpro- 
duction GmbH und der maiale GmbH 
werden dann mit der Firma Gustoland 
(Westfleisch) in Oer-Erkenschwick die 
Werkverträge abgeschlossen. Dieses 
ganze „Verwirrspiel“ aber hat System, 
soll bewusst verschleiern, verdunkeln 
und ist dennoch „legal“. Rechtsgrund¬ 
lage sind die seit 2007 von der EU zu¬ 
gelassenen sogenannten Werkverträ¬ 
ge, die der Unternehmer mit einem 
Subunternehmer abschließt um mit 
deren Hilfe lästigen „Sozialklimbim“ 
wie Kündigungsschutz und die übri¬ 
gen - von der Arbeiterbewegung hart 
erkämpften Sozialleistungen - auszu¬ 
hebeln. 

Solche Werkverträge wuchern derzeit 
krebsartig und breiten sich flächende¬ 
ckend über das ganze Land aus und 
ersetzen mehr und mehr die in Verruf 
geratene Leiharbeit. Des Pudels Kern 
hierfür ist die Einführung des Min¬ 
destlohnes für Leiharbeiter im Mai 
2011 von 7,01 Euro in den fünf ost¬ 
deutschen Bundesländern und Berlin 
und 7,89 Euro, in den anderen Bundes¬ 
ländern. Um eben diesen Mindestlohn 
zu unterlaufen, treten immer mehr 
Unternehmen die Arbeit pro forma 
an „Dienstleistungs“-Unternehmen 
ab und brauchen so auch auf keine Ta¬ 
rifverträge Rücksicht nehmen. Regu¬ 
lär- und Leiharbeiter müssen nach den 
von ihnen tatsäch¬ 
lich geleisteten 
Stunden bezahlt 
werden. Werkver¬ 
träge aber bezie¬ 
hen sich auf ein 
zu verrichtendes 
„Werk“ - also auf 
eine Dienstleis¬ 
tung oder eine 
Ware. Ist dieses 
„Werk“ vollendet, 
gilt der Vertrag als 
erfüllt. Wie und mit 
welchem Zeitauf¬ 
wand das „Werk“ 
erbracht wird, 

in Marl. Mit ihm bleibt ebenso wie 
das Krankheitsri¬ 
siko und die sozi¬ 
ale Absicherung 
Sache des Vertragsnehmers. 
Werkverträgler gehören rein rechtlich 
nicht zur Belegschaft und haben so gut 
wie keine Rechte. Dazu kommt, dass 
Werkverträge, die grenzüberschrei¬ 
tend abgeschlossen werden, besonders 
profitabel sind. Seit dem Beitritt von 
weiteren zehn EU-Mitgliedsstaaten 
am 1. Mai 2004 gibt es mit Ausnahme 
der Bauindustrie eine „eingeschränkte 
Dienstleistungsfreiheit“. Jedes Unter¬ 
nehmen in der EU kann einem Unter¬ 
nehmen in Deutschland anbieten, über 
einen Werkvertrag eine Dienstleistung 
zu erbringen. Es „entsendet“ seine Be¬ 
schäftigten in den deutschen Betrieb 
und „nutzt“ dessen Anlagen. Für die 
Malocher aber gelten bei Bezahlung, 
Steuern und Versicherung die Bedin¬ 
gungen des Herkunftslandes. So gilt 
dann plötzlich mitten in Deutschland 
z.B. polnisches Arbeitsrecht Die ost¬ 
europäischen Werkverträgler haben zu 
malochen und Gustoland und die übri¬ 
gen Drahtzieher kassieren. 

Manfred Dietenberger 
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Zur Arbeit 

Ausbeutung und moderne Sklaverei - 


Mehrere Mitglieder der Initiative „So¬ 
lidarisches Recklinghausen“ haben un¬ 
ter widrigsten Umständen Gespräche 
mit acht polnischen Frauen über ihre 


Arbeit als Verpackerinnen in der Firma 
Gustoland in Oer-Erkenschwick ge¬ 
führt. Alle Frauen haben große Angst, 
dass sie - wenn ihr Kontakt zu deut¬ 
schen Medien herauskommt - dafür 
von den polnischen Arbeitgebern be¬ 
straft und ihren Arbeitsplatz verlieren 
werden. Angesichts der bisherigen Er¬ 
fahrungen ist das nicht auszuschließen. 
Die folgenden Darstellungen basieren 
auf den Berichten dieser acht Frauen. 

Die Motive der Frauen, in Deutsch¬ 
land schwere Arbeit auf sich zu neh¬ 
men, sind sehr unterschiedlich: 
die hohe Arbeitslosigkeit in Polen, 
die Absicherung der Existenz ihrer Fa¬ 
milie, 

★ die Bezahlung von Schulden, 

★ die Finanzierung von Medikamen¬ 
ten und Operationen von Familien¬ 
mitgliedern, die von der polnischen 
Krankenversicherung nicht getragen 
werden, 

★ bis hin zu der Hoffnung sich ein bes¬ 
seres Leben leisten zu können. 

Die Versprechungen der Firma ABA¬ 
TOR GmbH aus Glogow, die sie in 
Internet- und Zeitungsanzeigen und 


später bei der Vertragsunterzeich¬ 
nung gemacht hatten, waren da sehr 
verlockend: „Wir bieten jedes Jahr 
Saisonarbeit (von März bis August) 


für Verpacker(innen) in Oer-Erken- 
schwick an. 

Arbeit bei dem Verpacken von Grill- 
Erzeugnissen. 

Wir bieten an: 

- guter Verdienst, 

- kostenlose Unterkunft, 

- kostenlose Arbeitsbekleidung, 

- Arbeitsvertrag, 

- Al-Bescheinigung (Sozialversiche¬ 
rung im Ausland). 

Wir erwarten: 

- Fleiß bei der Arbeit und guter Ge¬ 
sundheitszustand ...“ 

Arbeitsverträge nicht 
ausgehändigt 

Die Suchanzeigen der ABATOR 
GmbH richten sich an Menschen in 
ganz Polen. Auch die acht Frauen ha¬ 
ben sich beworben und fuhren zur Ver¬ 
tragsunterzeichnung in die Geschäfts¬ 
räume der ABATOR GmbH, Markt 1, 
in Glogow im Süden Polens. Dort beka¬ 
men Sie einen Vertrag zur Unterschrift 
vorgelegt, der ihnen einen Stunden¬ 
lohn von 7,50 Euro garantierte. Aber 
sie konnten den Vertrag nicht vollstän¬ 


dig lesen und erhielten davon auch kei¬ 
ne Kopie ausgehändigt. Anders war es 
mit einem zweiten Vertrag, den sie zur 
Unterschrift vorgelegt bekamen. Hier¬ 
mit gingen sie ein Arbeitsverhältnis mit 
der Firma Budmel Bau- und Entwässe- 
rungs GmbH ein. In diesem Arbeitsver¬ 
trag, von dem sie auch eine Kopie aus¬ 
gehändigt bekamen, wurde ihnen ledig¬ 
lich ein Monatslohn in Höhe von 1 500 
PLN garantiert, der mit 368,64 Euro 
knapp über dem polnischen Mindest¬ 
lohn von 360 Euro liegt. Mündlich 
wurde den Frauen jedoch mitgeteilt, 
dass sie pro Stunde nicht 2,15 Euro 
sondern vier Euro erhalten würden. 
Auf ihre Nachfrage, warum man ihnen 
nicht 7,50 Euro auszahlt, wurde ihnen 
gesagt, dass die übrigen 3,50 Euro zur 
Finanzierung des Aufwandes der Fir¬ 
ma für die Unterkunft, Fahrten von und 
zur Arbeit, die Hygieneschulung usw. 
verwendet würden. 

Unterkunft in 
Abbruchwohnungen 

Im Durchschnitt wurden zwischen 
März und August dieses Jahres etwa 
100 Saisonarbeiterinnen als Verpa¬ 
ckerinnen von Wurst und Grillfleisch 
nach Marl beordert. Die Fahrt in das 
„Hotel“, wie die Unterkünfte in den 
abrissreifen Hochhäusern der städti¬ 
schen Neuen Marler Baugesellschaft 
mbH (neuma) in der Max-Reger-Stra- 
ße 8-12 beschönigend genannt werden, 
mussten die Frauen selbst organisieren 
und finanzieren. 

Dort angekommen, wies man ihnen 
Zimmer in Wohnungen mit einer Grö¬ 
ße von ca. 78 bzw. 90 qm zu. Die Woh¬ 
nungen wurden von der neuma mit 
Bundeswehr-Etagenbetten aus Stahl 
ausgestattet. In den beiden kleineren 
Räumen der Wohnungen wurden in der 
Regel jeweils zwei Personen und in den 
größeren Räumen vier Personen unter¬ 
gebracht. Damit übernachteten in der 
kleineren Wohnung mindestens acht 
und in der größeren mindestens zwölf 
Arbeiter und Arbeiterinnen. Nach Be¬ 
richten der Frauen sollen jedoch schon 
in einer Wohnung 20 Personen über¬ 
nachtet haben. Zu diesem Zweck sol¬ 
len zusätzliche Matratzen organisiert 
worden sein. 

Außerdem haben sich die Arbeiterin¬ 
nen von zurückgelassen Möbeln vorhe¬ 
riger Mieterinnen oder vom Sperrmüll 
bedient und ihre Räume zusätzlich mit 
Sitzmöbeln, Tischen und Kühlschrän¬ 
ken ausgestattet. 

Die neuma muss die Wohnungen an 
die Firma Pro Lodge development in 
Hamburg als Generalmieter vermie¬ 
tet haben. Denn Pro Lodge preist die 
Wohnungen in der Max-Reger-Straße 
im Internet an. Für zehn Wohnungen ä 
sechs Personen verlangt Pro Lodge pro 
Person und Tag sechs Euro. Das ent¬ 
spricht 180 Euro pro Person und Mo¬ 
nat, 1 080 Euro pro Wohnung und Mo¬ 
nat bei ordnungsgemäßer Belegung mit 
nur sechs Personen, 10 800 Euro pro 
Monat für alle zehn Wohnungen. Die 
Tatsache, dass die polnische Firma die 
Wohnungen überbelegt, bleibt in die¬ 
ser Betrachtung erst einmal unberück¬ 
sichtigt. 



Die Häuser der neuma in der Max-Reger-Straße 8 -12 sind für den Abbruch 
vorgesehen. Bis dahin jedoch werden sie äußerst profitabel genutzt.Teilweise 
sind die Wohnungen mit über zehn Menschen belegt. 




Die Initiative 

„Solidarisches Recklinghausen“ 

Im September 2006 hat sich in Recklinghausen die Solidaritätsinitiati- 
ve„Recklinghausen für Rolf Kohn“ gegründet. Nachdem die Absicht der 
Seniorenzentrum Grullbad gGmbH politisch und rechtlich gescheitert 
ist, den Betriebsratsvorsitzenden Rolf Kohn zu kündigen, hat sich die 
Initiative 2007 in „Solidarisches Recklinghausen“ umbenannt. Seitdem 
hat sie sich u.a.mitdem rechtswidrigen Einsatz von „Ein-Euro-Jobbern“ 
im Landkreis Recklinghausen beschäftigt. 

Über den „Fall Gustoland“ und andere Aktivitäten informiert sie auf 
ihrer Homepage 

www.solidarisches-recklinghausen.de. 
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nach Deutschland 

polnische Arbeiterinnen in Marl und Oer-Erkenschwick 



Frisches Fleisch für Gustoland 


Permanente Kontrolle 

In den Wohnungen leben die Arbeite¬ 
rinnen auf engstem Raum zusammen. 
Obwohl die Frauen in der Mehrzahl 
sind, ist jeder Wohnung mindestens 
ein Arbeiter zugeordnet, der dem Ar¬ 
beitgeber persönlich oder auch fami¬ 
liär bedingt nahesteht. Diese Männer 
beobachten genau, was in der Woh¬ 
nung, im bzw. um das Hochhaus he¬ 
rum passiert. Sie laufen auch teilweise 
von Wohnung zu Wohnung und betre¬ 
ten die von Frauen bewohnten Räume. 
Von einer Wahrung der Intimsphäre 
der Arbeiter(innen) kann daher nicht 
gesprochen werden. 

Zum Zehnten eines Monats wird der 
Lohn in Höhe von vier Euro pro ge¬ 
leisteter Arbeitsstunde in einer Woh¬ 
nung im vierten Stock des Hauses 
Max-Reger-Straße 8 bar in einem Um¬ 
schlag ausbezahlt. Die Auszahlung wird 
von den Chefs der ABATOR GmbH, 
Waldemar Terlecki, Mariusz Ogielski 
oder Jarek Dressier persönlich vorge¬ 
nommen. Die Frauen müssen den Er¬ 
halt des Lohnes quittieren, bekommen 
aber selbst keine Lohnabrechnung aus¬ 
gehändigt. 

In dieser Wohnung hängen auch die 
Einsatzpläne, aus denen die Arbeite¬ 
rinnen ab 22.00 Uhr ersehen können, 
ob sie am nächsten Tag zur Arbeit bei 
Gustoland in Oer-Erkenschwick einge¬ 
teilt sind. Wenn nicht, heißt das für sie 
einen Tag Zwangsurlaub. Stehen sie auf 
dem Einsatzplan, dann warten sie mor¬ 
gens um 6.00 Uhr auf die Busse, mit 
denen sie zu ihrer Arbeitsstelle trans¬ 
portiert werden. 

Bei den Bussen handelt es sich um ei¬ 
nen ehemaligen Linienverkehrsbus aus 
Steinfurt und bis zu vier Transitbusse 
mit der Aufschrift der Firma groenflex 
aus Holland und einem Kennzeichnen 
von Glogow (DGL). 

Zwangspausen 

Die Fahrt zur Arbeitsstelle bedeutet 
aber noch nicht, dass auch tatsächlich 
gearbeitet werden muss. Denn auf¬ 
grund mangelnder Auftragslage wer¬ 
den immer wieder Arbeiterinnen mit 
den Transitbussen nach Marl zurück¬ 
transportiert. Die, die ihre Arbeit an- 
treten dürfen, werden gegen 18.00 Uhr 
von den Bussen wieder abgeholt. Ins¬ 
gesamt verbringen die polnischen Ar¬ 


beiterinnen also bis zu elf Stunden im 
Betrieb. Eine dementsprechende Be¬ 
zahlung erhalten sie in der Regel je¬ 
doch nicht. Häufiger am Tag ruht die 
Arbeit. In solchen Fällen behaupten die 
Vorarbeiter, dass dies an der mangeln¬ 
den Arbeitsorganisation der deutschen 
Firmen liege. Die polnischen Arbeite¬ 
rinnen erhalten aber nur die Stunden 
bezahlt, an denen sie auch tatsächlich 
am Produktionsband stehen. Hinter 
ihnen stehen die Vorarbeiter, die die 
Arbeit und die Einhaltung der Hygi¬ 
enestandards kontrollieren sowie die 
geleisteten Arbeitsstunden genau auf¬ 
schreiben. Die Vorarbeiter üben eine 
erhebliche Macht aus. Sie entscheiden 
darüber, wer arbeiten und wer nicht ar¬ 
beiten darf. Sie können ein gutes Wort 
bei der deutschen Werkvertragsfir¬ 
ma maiale GmbH für eine Übernah¬ 
me in deren Diensten einlegen. Denn 
nach den Berichten der Frauen soll es 
in dieser Firma bessere Arbeits- und 
Entlohnungsbedingungen geben. Un¬ 
ter den Arbeiterinnen erzählt man sich 
von fünf bis sechs Euro Verdienst pro 
Stunde. 

Toilettengang kostet 20 Euro 

Die Vorarbeiter sprechen Strafen aus: 
z.B. 20 Euro für einen Toilettengang in 
Schutzkleidung. 

Es bleibt nicht aus, dass die Vorarbei¬ 
ter von manchen polnischen Arbeite¬ 
rinnen auf unterschiedlichste Art und 
Weise heftig umworben werden. 

Ein/e polnische/r Arbeiter/in leistet im 
Monat zwischen 100 und 200 Arbeits¬ 
stunden. 200 Arbeitsstunden wären 
nur zu schaffen, wenn man pausenlos 
durcharbeitet. 

Sie erhält also am Zehnten des Fol¬ 
gemonats 400 bis 800 Euro bar in die 
Hand. Davon gehen noch die Lebens¬ 
haltungskosten ab. Für polnische Ver¬ 
hältnisse bleibt am Ende gutes Geld 
über, vor allem dann, wenn man zuvor 
in Polen arbeitslos war. Deshalb sind 
die Frauen auch anfänglich nicht im¬ 
mer einer Meinung gewesen, wenn es 
um die Beurteilung ihrer polnischen 
Firmen ging. 

„Grundsätzlich sei es so, dass West¬ 
fleisch und damit auch Gustoland 
die Möglichkeit des sogenannten Ar¬ 
beitnehmerüberlassungsgesetz nut¬ 
ze, das ermögliche den Einsatz osteu¬ 
ropäischer Arbeitnehmer im eigenen 


Betrieb. Die ausländischen Arbeiter 
müssen bei einem Subunternehmer 
beschäftigt sein, mit dem Gustoland 
einen Werkvertrag schließt, der das 
Tätigkeitsfeld der Osteuropäer ähn¬ 
lich einem Gewerkevertrag im Bau¬ 
gewerbe klar eingrenzt“, erklärte der 
Westfleisch-Sprecher Meinhard Born 
aus Münster gegenüber der „Stimberg 
Zeitung“. 

Es kann also daher angenommen wer¬ 
den, dass es sich bei dem Subunterneh¬ 
mer um die Maiale GmbH in Münster 
handelt, denn diese unterhält ein Büro 
nur 500 Meter entfernt vom Gusto- 
land-Betriebsgelände. Noch im Jahr 
2010 hat die maiale GmbH einen Per¬ 
sonalleiter für den Bereich SB-Fleisch 
bei Gustoland gesucht. Der Erken- 
schwicker Geschäftsführer Muzaffa 
Koca führt die Schulungen der polni¬ 
schen Arbeiterinnen zur Einhaltung 
der Hygienevorschriften durch. Diese 
Schulungen dauern aufgrund der Über¬ 
setzungszeiten faktisch nur eine halbe 
Stunde. 

Dem toten Fleisch wird 
dabei mehr Gewicht als 
dem „lebendem Fleisch“ 
beigemessen. Denn das 
Interesse der Firma, 
eine Keimbesiedelung 
der zu verpackenden 
Fleischware zu verhin¬ 
dern, liegt ihr näher, als 
der Schutz der Frauen 
vor der grauenhaften 
Kälte am Verpackungs¬ 
band. 

Sie erhalten zwar 
Schutzkleidung zur Si¬ 
cherstellung der Hy¬ 
giene. Vor der Kälte 
müssen sie sich aber 
mit ihrer eigener Stra¬ 
ßenkleidung schützen. 

Zwar bietet die Firma 
auch Arbeitsschutzklei¬ 
dung an, allerdings nur 
gegen Bezahlung. Auf¬ 
grund der Preise wird 
dieses Angebot von den 
polnischen Beschäftig¬ 
ten kaum bzw. gar nicht 
genutzt. 

Enttäuscht von den 
falschen und betrüge¬ 
rischen Versprechun¬ 
gen ihrer polnischen 
Firma, angewidert von 


den Wohnverhältnissen und völlig er¬ 
schöpft von den harten Arbeitsbedin¬ 
gungen, denken viele Frauen schon 
nach einem Monat daran, in ihre Hei¬ 
mat zurückzukehren. Doch nur wenige 
fliehen wirklich vor den katastropha¬ 
len Bedingungen. Die anderen ergeben 
sich zur Linderung ihrer persönlichen 
Not dem Schicksal. Die Profiteure sit¬ 
zen in den Chefetagen aller beteiligten 
Unternehmen: 

Westfleisch kann weiter teurere Stamm¬ 
arbeitsplätze abbauen und stattdessen 
per Werkvertrag erheblich günstige¬ 
re osteuropäische Arbeiterinnen ins 
Werk holen. Von 1 200 Beschäftigten 
bei Gustoland in Oer-Erkenschwick ist 
allein schon die Hälfte davon osteuro¬ 
päischer Herkunft. Denen sind zwar 
per Vereinbarung 7,50 Euro pro Ar¬ 
beitsstunde garantiert, aber die Wirk¬ 
lichkeit sieht anders aus. 

Haben die Manager von Gustoland 
und Westfleisch davon tatsächlich kei¬ 
ne Kenntnis? 


Die neuma kann noch Einnahmen für 
die abbruchreifen Hochhäuser einstrei¬ 
chen. 

Pro Lodge dürfte das Doppelte des 
Warm-Mietpreises als Gewinn einste¬ 
cken können. 

Zahlenspiele 

Für die ABATOR GmbH machen wir 
mal eine Milchmädchenrechnung auf. 
Wenn ABATOR von dem garantierten 
Stundenlohn in Höhe 7,50 Euro einen 
Anteil von 3,50 Euro für sich abzwackt, 
dann enthalten sie jedem Arbeiter und 
jeder Arbeiterin bei durchschnittlich 
etwa 170 Arbeitsstunden pro Monat 
einen Lohn in Höhe von 595 Euro vor. 
Bei 100 Beschäftigten sind das schon 
59 500 pro Monat. Obwohl doch die 
Unterkunft kostenlos zur Verfügung 
gestellt werden sollte, bezahlt die ABA¬ 
TOR die Wohnungsmieten in Höhe 
von etwa 10 800 Euro von den Arbeits¬ 
löhnen. 5 000 Euro an Transportkosten 
von und zur Arbeit kommen noch hin¬ 
zu. Mögliche Kosten für Hygieneklei¬ 
dung und die M aiale-Schulung las¬ 
sen wir mal unberücksichtigt. Bleiben 
also noch 43 700 Euro. Bei einer Ent¬ 
sendung von Beschäftigten aus Polen 
nach Deutschland können die Sozial¬ 
versicherungsbeiträge bis zu zwei Jah¬ 
re weiter in Polen abgeführt werden. 
Dauert die Entsendung nicht länger 
als 183 Tage, was bei der Saisonarbeit 
„Grillfleisch verpacken“ von März bis 
August hinhauen dürfte, dann wären 
auch die Steuern in Polen abzuführen. 
Stellt sich nur die Frage, von welchem 
Lohn die Steuern und Sozialversiche¬ 
rungsbeiträge berechnet werden. Von 
dem Westfleisch-Lohn in Höhe von 
ca. 1 275 Euro oder von dem Budmel- 
Lohn in Höhe von 368 Euro? Im ers¬ 
ten Fall wären ca. 183 Euro an Steuern 
und ca. 250 Euro für die Sozialversi¬ 
cherungen fällig. Dann bliebe für ABA¬ 
TOR vom einbehaltenen Lohn nicht 
mehr viel übrig. Im zweiten Fall sähe 
das jedoch schon ganz anders aus. Hier 
wären nur ca. 20 Euro Steuern und 
ca. 60 Euro Sozialversicherung fällig. 
In diesem Fall blieben der ABATOR 
grob geschätzt ca. 37 000 Euro pro Mo¬ 
nat erhalten. Außerdem könnte sie die 
Unterkunfts- und Fahrtkosten noch als 
Betriebsausgaben absetzen. Was würde 
die ABATOR unter diesen Bedingun¬ 
gen mit dem ganzen Geld anfangen? 
Welche Rolle spielt in diesem Verwirr¬ 
spiel auf Kosten der Beschäftigten von 
ABATOR die Firma Budmel? Der 
Phantasie sind keine Grenzen gesetzt. 

Detlev Beyer-Peters 



Detlev Beyer Peters informiert die Presse am Wohnort der polnischen Arbeiterinnen. 

Er ist Sprecher der Initiative „Solidarisches Recklinghausen“ und stellvertretender Kreisvorsitzen¬ 
der der DKP.- Fotos: Sarbok (5) 
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Am 8. August wurde unser Genosse 

Helmut Borgert 

80 Jahre alt. 

Lieber Helmut, wir gratulieren Dir nachträglich zu Deinem 
Geburtstag und wünschen Dir alles Gute im Kreis Deiner Fa¬ 
milie. Wir danken Dir für Jahrzehnte lange Treue zu unserer 
kommunistischen Partei. 

Beim Aufbau unserer Partei hast Du 18 Jahre als Kreisvor- 
sitzender in Hamburg-Wandsbek mitgewirkt und viel Kraft 
investiert. 


Bleib gesund, das wünschen Dir 
Deine Genossen aus Hamburg. 


Marxistische Blätter 4-2012 

Genug gekreuzigt! 

Marxismus und Religion 

Moral und Religion Alfred Kosing ★ Die Religion 
der Islamkritik Hans Christoph Stoodt ★ Jü¬ 
disch und demokratisch“ - Ein Widerspruch? 
ShlomoSand ★ Freidenker-von den Anfängen 
bis heute Klaus Hartmann ★ Sind wir Marxisten? 
Erwin Eckert ★ Ein Buch über die Grundtorheit 
des 20. Jahrhunderts Hans Scc ★ Religiöser So 
zialismus und Marxismus Reinhard Gaede 

u. a. außerdem: 

Mit zwei Geschwindigkeiten in die Fiskalunion 
Beate Landefeld ★ Nation. Souveränität und 
Imperialismus Andreas Wehr ★ NATO ab¬ 
schaffen - was sonst? Gerd Deumlich ★ 
Griechenland nach den Wahlen Udo Paulus 
★ Wohin gehen die linken Regierungen in La¬ 
teinamerika? Roberto Regalado ★ Burnout 
Anne Rieger ★ Über Jürgen Kuczynski Dirk 
Krüger, Herbert Meißner, Jörg Roesler, 
Georg Fülberth 

Jahresabonnement 48,- € (ermäßigt 32,- €) 
Einzelpreis 9,50 € 

Neue Impulse Verlag 
Hoffnungstraße 18 
45127 Essen 
Tel.:0201 -24 86 482 
info@neue-impulse-verlag.de 


DKP/Karl-Liebknecht-Schule 

Am Stadtpark 68,51 373 Leverkusen - Tel. 0214/45418 bzw. 
02151/315838 

E-Mail: karl-liebknecht-schule@web.de 

Wochenendseminar 

Sa. /So. 18./19. August 

Der Zusammenhang des Kampfes 
um Demokratie und Sozialismus 

Referentin: Nina Hager 

„Für die Sozialdemokratie bildet der alltägliche praktische Kampf um so¬ 
ziale Reformen, um die Besserung der Lage des arbeitenden Volkes noch 
auf dem Boden des Bestehenden, um die demokratischen Einrichtungen 
vielmehr den einzigen Weg, den proletarischen Klassenkampf zu leiten und 
auf das Endziel, auf die Ergreifung der politischen Macht und Aufhebung 
des Lohnsystems hinzuarbeiten.“ 

(Rosa Luxemburg 1899 Ges. Werke 1/1 369) 

Um rechtzeitige Anmeldungen wird gebeten. 
Rückantworten erfolgen nur, wenn es sich um Absagen handelt. 
Die Anreise kann bereits Freitag zwischen 17 und 22 Uhr erfolgen. 
Beginn Samstag 10.30 Uhr, Ende Sonntag gegen 13 Uhr. 

Kosten pro Person für Unterkunft und Verpflegung 25 Euro. 

Ab Freitag 30 Euro. 

Finanzierung bitte mit Parteigruppe, Kreisorganisation oder 
Bezirksvorstand abklären. 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe Berlin-Spandau preiswerte 
Ferienwohnung für 5 Personen 
(2 Zimmer, Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche,WC) 

Preis nach Vereinbarung 

Näheres Tel./Fax: 033231/60661 



©OgjölMs 

100 Bücher 
der Edition 
Marxistische Blätter 
aus (fast) 50 Jahren 
USB-Stick 76,- Euro 

o 

□- 

Ausgewählt wurden vor allem Bü- <j> 
eher zur Analyse des bundesdeut- 2 
sehen Kapitalismus, seiner Macht- g> 
und Eigentumsverhältnisse und sei- J 
ner Pcltik sowie zu Problemen und <D 
Kämpfen der organisierten Arbeiter- q_ 
bewegung und ihrer Bündnispartner ® 


®a§t 1 jof £>eime§ 

1591 1G8B 1799 1839 


Inhaber: 

Hans-Georg Müller 
Hauptstraße i 
57392 Schmallenberg- 
Grafschaft 
Hochsauerlartd 


Tel.: 02972-9780-0 
Fax.: D2972-97B097 
Restaurant: 

Dienstag Ruhetag 


Hauspraspekt 

anfordern 


r 


In unmittelbarer Nähe des Klosters Grafschaft liegt unser 
Gasthof. Wie vor Jahrhunderten sorgt auch heute der Wirt 
persönlich für das Wohl der Gäste. 

Komfortable Zimmer und Räumlichkeiten, gutes Essen, 
gepflegte Getränke Alle Zimmer haben Bad, Dusche, WC, 
Telefon, Fernseher, die meisten Balkon und Vorraum, Im 
Hotelbereich befinden sich Lift, Sauna, Solarium, Nicht¬ 
rauchern mm er und Kamin, Kinderspiel raum, Salatbüffet, 
Frühstücksbüffet, Auch Senioren-Portio neu. 

Übernachtung/Frühstück30,- bis 53,- € p.P. 

HP 15,50 € p.P • VP, 22,-€p.P. 

Kostenlos Bus-und Bahn fahren im Sauerland. 

Auch Kinderermäßigung / Nebensaisonpreise. 

Bei 21 Tagen Aufenthalt im Jahr 10 % Treuerabatt. 


mail@gasthoHieimes.de * www.gasthof-heimes.de 


Toskana, nah am Meer 

*w#.t£.sLanj biütahdi 

Ökohof itn Olivenhain, 
weiter Blick, Stille; 
große helle Zimmer, 
viele gute Bücher, 

Haus o<kt Häuschen: 
kindcTparadies, 



Einladung zur Jubiläumsfeier 

500 x erscheint die DKP-Stadtzeitung 
Wir freuen uns auf Gäste 

//rrrfTl 


Polen 

Ostseebad Leba 
(100 km v. Danzig) 

Komf. FZ. mit Bad, WC, TV, 
Balkon, Parkplätze. 

Ü/F18 Euro T/P 

Tel./Fax: 004859/8662657 
www.sloneczna.interleba.pl 



Urlaub auf Sylt! 

Ferienwohnung 
für 2 - 5 Pers. 
Ruhige Lage. 

Keine Haustiere. 

Pension Knutzen 
Südhörn 14 
Tinnum / Sylt 
Tel.: 0 46 51 /311 99 



18. August 2012, ab 18 Uhr 
Bürgerhaus Mörfelden 



Ab sofort: 
Dorfidyll 
mit Meeresbrise 
Grömitz-Suxdorf, 
Ferienapp., 

2-4 Pers., Hund, 30/26. 
Tel. 0231/5495780 
dave-v@freenet.de 


www.amiata.de olivastra@amiata.de 
immer gute Adressen 

Ferienhaus und Ferienwohnungen in der T0SCANA-SEGGIAN0 

Bei GUNTER & SIBYLLE 

Tel. 003905641 836713, mob. 00393381539818 



Enischleunigung: 

lltilic & Naiur satt im Müritz-National' 
jnurk, 2 Fe Wo je 2 -3 Pere, ganzjUhrigin 
Kratzcbufg-Grarujin* Havel & Havclsccn. 
Bikjl& Rad, Info: www.Eriitaggfl.de oder 
0331/870796 (AB) 


TOSKANA UND CHIANTI 
GENIESSEN 
FeWo für 2 bis 4 Pers., 
ruhige Lage - 
Panoramablick 
10 % UZ-Leser-Rabatt 
www.chiantihousefi. 
altervista.org; 

Tel.: 09727-5716 


M l Pille-Fest Sj 

Zeitung der DKP für die 

Kolleginnen und Kollegen der Bayer-Chemie-Parks 
DKP Rheinland-Westfalen und der Arbeitskreis Bayer laden ein: 


für Samstag. 

den 8. September 2012, ab 15.00 Uhr 
In Leverkusen, Karl-Liebknecht-Schule, 
Am Stadtpark 68 

Die Künstler, 

Paco de Sousa & 
Madeleine Walldorf 
kommen zu uns mit 
Arbeiter- und Protestlieder 
aus Lateinamerika und Europa 

Bücherstände 

Essen und TMnken: 

Kaffee und Kuchen. Leckere« vom Grill. 
Limonade, Bier vom Fa«i 
und noch viele« mehrt 




Bringt 

Eure 

Freunde 


B 

S Wir sind 
r die Boten. 


DKP-Bexirk Rheinland-Wettfalen 
Am Stadtpark 64 
51373 Leverkusen-Wieadorf 
Tel.: 0214/4 93 23 - Fax: 0214/4 64 50 

Mail: «okrcLanatttdkp-rheiniand-wfiatlalorLQrg 
Internet: http;//wvrw.dkp-rhdnl and-wes tfalcn.org 



Weingut Eicher 

Rheinterassen 


Bachstraße 7 
67 577 Alsheim 
Tel.:06249-4128 
Fax: 06249-67263 


Arbeitskreis Betrieb und Gewerkschaft 

Einladung 

Der AK B&G des Parteivorstandes trifft sich zu seiner Klausurtagung 
in der Karl-Liebknecht-Schule in Leverkusen 
Samstag 1. September, 11:00 Uhr 
bis Sonntag 2. September, 14:00 Uhr 

Hauptthema 

Automobilindustrie: 

- Schlüsselindustrie vor großem Einbruch? 

- Chancen für eine Konversion? 
mit Uwe Fritsch 

Weitere Themen u.a. 

★ Arbeitszeitverkürzung 

★ UmFAIRteilen - Aktionstag 29.09.2012 
★ Rückblick auf wichtige Tarif runden 2012 

★ Weitere Arbeitsplanung 

Der AK B&G tagt parteiöffentlich 
Details: siehe Einladung an die Bezirke und Mitglieder des AK 
Anmeldung: dkp.pv@t-online.de, Kopie an dkp-kh@gmx.de 


Urlaub im Lotsenhaus an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 3 komfortable FE.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03 831 -459 366, www.ferien-im-lotsenhaus.de 


Einladung zur 

Landesmitgliederversammlung der DKP Sachsen 

mit der Parteivorsitzenden Bettina Jürgensen am Samstag, 
den 25. August 2012,10.00 Uhr im Haus der Begegnung, 
Großenhainer Straße 92 in 0129 Dresden 

Tagesordnung: 

1. Redebeitrag: Bettina Jürgensen 

2. Diskussion 

3. Wahl der Delegierten zum Parteitag 

Einlass nach Mitgliedsbuch-Kontrolle 




15 Uhr Kinderfest 
Kaffee und Kuchen 

16 Uhr Catharinas Puppentheater 
Peppeles Märchen und Puppen 

15.30 Uhr Diskussionsrunde: 

„Die Bankenrettungspolitik bringt 
Kommunalpolitik in Not- 
gibt es Alternativen?“ 

An der Diskussionsrunde nehmen 
auf dem Podium teil: 

Ein Gewerkschaftssekretär, 
der Geschäftsführer der Diakonie 
Rantzau - Münsterdorf Thorsten Sielck, 

Gösta Beutin - Partei die Linke 
und Heinz Stehr-DKP 

Ab 17.30 Uhr bis 23 Uhr Musik für Jung und Alt 
Joachim Theege singt Seemannslieder 
Spanferkel - Bier vom Fass - Tombola und Flohmarkt 

Samstag, den 18. August 2012 
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Partei und Bündnis 

Betr.: Parteitage dänischer KPs: 

Die UZ vom 6. 7. 2012 berichtete von 
den Parteitagen zweier dänischer KPs, 
die aus einer stammen und derzeit er¬ 
wägen, wieder zu einer zu werden. Ei¬ 
ner der Streitpunkte, die zur Spaltung 
geführt hatten, war die Bündnispolitik. 
Die immer wieder aufflammende De¬ 
batte über die EL zeigt, dass dies eine 
Frage ist, die auch in unserer Partei 
nicht „gegessen“ ist. 

Problematisch ist die ultralinke Posi¬ 
tion, die Bündnisse mit nichtkommu¬ 
nistischen Kräften generell als Anpas¬ 
sung an Reformismus und bürgerliche 
Ideologie interpretiert. Das läuft letzt¬ 
lich auf das Schmoren im eigenen Saft 
hinaus und auf den Verzicht, Teilziele 
des eigenen Programms durchzusetzen. 
So wird sich die kommunistische Partei 
nicht in eine vorwärtsdrängende Rolle 
hineinarbeiten können. 

Problematisch ist aber auch die Ten¬ 
denz, Unterschiede zwischen uns Kom¬ 
munistinnen und anderen progressiven 
Kräften zu negieren. Unser Programm 
sieht solche Unterschiede „in weltan¬ 
schaulichen Positionen, im Parteiver¬ 
ständnis, in der Programmatik, im Ver¬ 
ständnis von Reform und Revolution 
und deshalb auch teilweise in der prak¬ 
tischen Politik.“ (S. 39) In Bündnissen 
„aufzugehen“ ist daher auch ein Ver¬ 
zicht auf das eigene Programm. 
Bündnisse sind weder eine „Anste¬ 
ckungsgefahr“ noch ein Schmelztiegel. 
Sie sollen verschiedene Kräfte bündeln, 
um deren unterschiedlich motivierte, 
aber dennoch gleiche oder parallele 
Teilziele durchzusetzen. Die Konkur¬ 
renz zwischen Bündnispartnern wird 
den gemeinsamen Zielen untergeord¬ 
net, verschwindet aber damit nicht. Im 
Optimalfall gehen beide Partner aus 
dem gemeinsamen Kampf gestärkt her¬ 
vor, zu Lasten des gemeinsamen Geg¬ 
ners, der politischen Reaktion. Ob wir 
gestärkt oder geschwächt aus Bündnis¬ 
sen hervorgehen, entscheiden wir selbst 
durch unsere Überzeugungskraft in 
Wort und Tat. 

Zwar hat die DKP sich nicht um ihrer 
selbst willen gegründet, doch bleibt es 
auch eine Tatsache, dass Teilziele, die 
in Bündnissen erkämpft werden, im 
Kapitalismus immer wieder zurückge¬ 
dreht werden, wenn nicht der Kampf 
weitergeführt wird, das heißt, Nah- und 
Fernziele miteinander verbunden wer¬ 
den. Dies kann nur eine Partei leisten, 
die mit einer in sich schlüssigen Theo¬ 
rie auf der Basis der Lehren von Marx, 
Engels und Lenin ausgerüstet ist und 
die ihr darauf basierendes Programm 
immer wieder anhand der Praxis über¬ 
prüft. 

Beate Landefeld , Essen 

Debatte zur Parteifrage 

Harald Roßels, Köln 

Vorab möchte ich der UZ-Redaktion 
mein Lob dazu aussprechen, dass durch 
die zur Orientierung gestellten Fragen 
sich so mancher aufgebauschter Wider¬ 
spruch beim Lesen der Texte der bei¬ 
den Genossen in Luft aufgelöst hat. 
Beiden geht es um dieselbe Frage: Wie 
kann die DKP dazu beitragen die Ar¬ 
beiterklasse und das Volk aus ihrer Le¬ 
thargie heraus und in die Offensive im 
Klassenkampf zu führen. 

(...) Leo schrieb, dass das Hinein tra¬ 
gen von sozialistischer Ideologie noch 
kein Klassenbewusstsein erzeugt. Rich¬ 
tig, aber die Frage ist ja: „In welchem 
Kontext?“. Das können nur die real 
existierenden Kämpfe und Erschei¬ 
nungen sein und dann haben wir auch 
die Erfahrung der einzelnen Menschen 
im Leninschen Konzept des Hineintra¬ 
gens an Bord. Die Broschüre der DKP 
Südbayern bietet einen Interessan¬ 
ten Einblick in die Theorie Gramscis. 
Der scheinbare Widerspruch zwischen 
Lenin und Gramsci in einem Kapitel 
von Leos Text erscheint mir aber als 
ein künstlicher. Lenins und Gramscis 
Erarbeitungen stehen nicht im Wider¬ 
spruch, sondern bilden eine harmoni¬ 
sche Einheit. 

Ich bin als 22-jähriger Jungkommu¬ 
nist nun seit etwas über einem Jahr 
in der DKP. Meine Erfahrung in Ge¬ 
werkschaftsjugend, Betrieb und auf 
der Straße bestätigen sowohl Lenin 


als auch Gramsci. Ich muss sowohl im 
Sinne Lenins Klassenstandpunkte ver¬ 
mitteln, damit sie Eingang in die Bewe¬ 
gungen finden, als auch über den Be¬ 
wusstseinsstand meiner Mitmenschen 
nachdenken und mir über die Form 
Gedanken machen, damit sie breitest- 
möglichen Eingang in das Bewusstsein 
meiner Mitkämpfer findet. 

Robert Steigerwald, Eschborn 

Wer das, was Leo Mayer fordert, nicht 
will, gehört nicht in unsere Reihen. 
Warum aber sind diese Wünsche - ei¬ 
gentlich eine Selbstverständlichkeit - 
nötig? Weil unsere Partei ihnen nicht 
entspricht. Warum ist das so und brau¬ 
chen wir Wünsche? Wer müsste zuerst 
für bessere Diskussions-Bedingungen 
und mehr Demokratie sorgen, gehört 
Leo nicht Gremien an, die gerade dazu 
verpflichtet sind? Mehr Aktivität? Ich 
gucke mich in meiner „Kreisorganisa¬ 
tion“ um. „Kreisorganisation“? Allen¬ 
falls eine Gruppe ist das. (...) Die Partei 
ist überaltert und darum nur schwach 
in Betrieben und Gewerkschaften ver¬ 
ankert. Das wirkt sich auf die Möglich¬ 
keit von Aktivität aus und kann nicht 
durch Wünsche geändert werden. Ja, es 
gibt junge Genossen in der SDAJ und 
auch einen in unserer Parteigruppe, 
aber der ist nun schon SDAJ-Landes- 
vorsitzender und da wird genug „Akti¬ 
vität“ verlangt. 

Zusammenarbeit mit anderen linken 
Kräften? Unbedingt. Aber nicht die 
Einheit der Partei auf dem Altar der 
Bündnispolitik opfern. Wir haben doch 
gesehen, wie andere Kommunistische 
Parteien bei solchen Versuchen ihre 
Substanz verloren! 

Unsere Schwäche hat Ursachen, solche, 
die auf unsere Bedingungen ein wirken 
und nicht von uns geschaffen wurden, 
auf die wir also auch nicht einwirken 
können und solche, die sich aus unse¬ 
rem Wirken ergeben. Da muss man sich 
in der Parteiführung fragen, ob sie da 
genügend erfolgreich gearbeitet hat! 
Dennoch: Unsere Hauptprobleme für 
unsere Schwäche liegen auf Gebieten, 
die nicht immer durch unser Wirken 
verändert werden können. Beispiel: In 
unserem Land leben mehr als zwanzig 
Millionen Menschen, die - als Bewoh¬ 
ner der DDR - meinen, genügend ne¬ 
gative Erfahrungen mit den Kommu¬ 
nisten, mit ihrer Politik gemacht zu ha¬ 
ben? Sind wir dazu genügend gerüstet, 
solche Diskussionen zu bestehen? Mit 
mehr Demokratie ist es da auch nicht 
getan. Solche Schwierigkeiten führen 
dazu, nach „Mauselöchern“ im Kapi¬ 
talismus zu suchen. Aber solche „Mau¬ 
selöcher“ gibt es nicht. „Uns aus dem 
Elend zu erlösen müssen wir schon 
selbst tun!“ 

Günter Pohl, Hattingen 

(...) Leos Beitrag wirkt neben Hans- 
Peter Brenners Text in der Tat modern. 
Bereits seine Überschrift gibt einen 
nachhaltigen Eindruck von dem, was 
aus der DKP werden könnte, während 
Hans-Peter schon beim Titel antiquiert 
wirkt. Wie auch in anderen, heutzutage 
von Linken gemachten Texten scheinen 
bei Leo keine Sätze ohne Begriffe wie 
„transnational“, „prekär“, „emanzipa- 
torisch“ „alternativ“, „plural(istisch)“ 
„Gegenmacht“, „neoliberal“, „Globali¬ 
sierung“, „multinational“, „Partizipati¬ 
on“, „Projekt“ oder „Transformation“ 
Vorkommen zu dürfen, wenn sich der 
Autor außerhalb kommunistischer Par¬ 
teiszenerie bewegen und dabei ernst 
genommen werden möchte. Zu der 
Benutzung von Begrifflichkeiten ge¬ 
hört aber - aus dem gleichen Grund 
der Anerkennung durch die Wunsch¬ 
partner - notwendigerweise die Nicht¬ 
verwendung anderer Begriffe: „Ar¬ 
beiter“, „Lohnarbeit“, „zentralistisch“, 
„Ausbeutung“, „Kapital“, „monistisch“, 
„Macht“, „Avantgarde“. Werden sie 
doch benutzt, dann a) als Zitat von 
Marx oder Engels, b) bei Begriffen wie 
„Ausbeutung“ oder „Imperialismus“ in 
moralisierender Anwendung statt im 
marxistischen Sinn oder c) um sie zu 
kritisieren. Zum Verstehen eines Tex¬ 
tes gehört demnach nicht nur das Le¬ 
sen dessen, was da steht, sondern - und 
dafür ist meist ein zweiter oder dritter 
Lesedurchgang notwendig - Klarheit 
darüber, was da alles nicht steht. 


Und da ist bei Leo Einiges gebo¬ 
ten. Das Schönste dabei: Parteiarbeit 
macht künftig kaum mehr Mühe. Wahl¬ 
kampf kommt nicht vor, denn das liefe 
auf Stellvertreterpolitik hinaus (es sei 
denn, es ginge um Wahlkampf für eine 
andere Partei). Ohnehin ist ein „Nach- 
außen-Gehen“ unter unserem Namen 
nicht mehr vorgesehen. Bewusstseins¬ 
bildung innerhalb der Arbeiterklas¬ 
se: funktioniert nicht. Natürlich wird 
auch Avantgarde nur als anmaßender 
Anspruch verortet, nicht aber als an¬ 
strengender Kampf, in dem Tag für 
Tag in vielen Ländern der Welt Kom¬ 
munistinnen und Kommunisten ihr Le¬ 
ben lassen, weil sie mit Lenin glauben, 
dass „das Proletariat im Kampf um die 
Macht keine andere Waffe als die Or¬ 
ganisation“ hat. 

Diese Lenin-Worte riechen eindeutig 
nach langwieriger, generationenüber- 
greifender Arbeit statt nach „Sozialis¬ 
mus als Projekt unterschiedlicher welt¬ 
anschaulicher Kräfte“, auf den Millio¬ 
nen von Klassenkämpfern einfach nie 
gekommen sind. Und sie riechen etwas 
altbacken, manchen vielleicht gar muf¬ 
fig - nämlich nach dem DKP-Programm 
und nach Hans-Peters Vorschlägen, der 
sich auch noch die Mühe gemacht hat 
die gestellten Fragen zu beantworten 
und damit Zeugnis von der immer glei¬ 
chen Anstrengung ablegt: nach Solida¬ 
rität zuerst mit Klassenkräften vor der 
mit irgendeiner Bewegung, nach Par¬ 
teiorganisation mit marxistischer und 
leninistischer Grundlage, in der Sum¬ 
me eben nach F.J. Degenhardts „ge¬ 
brochenen Nasen und gequetschten 
Ohren, nach Kriechen durch Schlamm 
und gemeinen Gesichtern“. Nicht rie¬ 
chen sie nach Abschreiten des dritten 
Wegs immer im Kreis und mit aufrech¬ 
tem Gang - denn es geht, wie Degen¬ 
hardt singt, „nicht um uns allein“. Die 
internationale Arbeiterklasse verfügt 
nämlich nicht über die intellektuelle 
und auch nicht die praktische Nische, 
um mit dem Kapitalismus im Allgemei¬ 
nen oder mit Verelendung im Konkre¬ 
ten klarzukommen. 

Es ist gut für die DKP, dass Leo sei¬ 
ne Auffassungen dargelegt hat. Damit 
sind wir vor dem kommenden Parteitag 
im Klaren, um was es geht. Eine drit¬ 
te Partei in Deutschland, die uns wie 
die SPD und die reformistische Hälfte 
der „Linken“ in den „demokratischen 
Sozialismus“ hineintransformieren soll, 
wird ganz sicher nicht gebraucht. 

Wolfgang Schmidt, Lamontjoie 

Im Rahmen eines Leserbriefs ist es lei¬ 
der nicht möglich, Leo Mayers Beitrag 
ideologiekritisch auf seinen Gehalt zu 
reduzieren. Ich halte mich also an eine 
immerhin klare Aussage und zitiere: 
„Im Kern ist Lenins Parteitheorie eine 
Revolutionstheorie, bei der es darum 
geht, wie die Arbeiterklasse in der ak¬ 
tuell bevorstehenden revolutionären 
Krise - am , Vorabend der sozialen Re¬ 
volution des Proletariats 4 - die Macht 
des Kapitals brechen und durch eine 
revolutionäre Macht ersetzen kann. 
Wie ist die Situation heute? Der Vor¬ 
abend scheint in weiter Ferne.“ Folglich 
ist Lenins „Parteitheorie“ außer Kurs, 
meint - kurz gesagt - Leo Mayer. 
Lenin baute die Partei jedoch auf ge¬ 
gen kleinbürgerlich-liberale Einflüsse 
und sozialdemokratische Revisionen, 
zog daraus die theoretischen Schluss¬ 
folgerungen, als in Russland mitnich¬ 
ten die proletarische Revolution auf 
der Tagesordnung stand, sondern die 
bürgerlich-demokratische gegen den 
Zarismus (z.B. „ Was tun?“ - 1902). 
Soweit haben wir heute keine ande¬ 
re „Situation“, wenn man statt „Zaris¬ 
mus“ vielleicht „Monopole“ setzt und 
statt „bürgerlich-demokratische Revo¬ 
lution“ etwa „antimonopolistische De¬ 
mokratie“, oder auch anders definierte 
Etappen. 

Lenins „Parteitheorie 44 ist keineswegs 
eine „Revolutionstheorie“, wie Leo 
Mayer mal so sagt, sondern deren Be¬ 
standteil, da die kommunistische Par¬ 
tei die organisatorische Voraussetzung 
der proletarischen Revolution ist, und 
in keiner Hinsicht „erledigt“ (...). 

Siegfried Kassebaum, Kirchlengern 

Leo hat Vorschläge gemacht, die einen 
Weg beschreiben, wie wir uns aus der 
(...) Lage befreien können - in einem 
solidarischen, für alle emanzipatori- 


schen Lernprozess, zusammen mit al¬ 
len dazu bereiten linken, nichtkommu¬ 
nistischen, nichtmarxistischen Kräften 
und ohne den Pfad des wissenschaftli¬ 
chen Sozialismus zu verlassen. Wissen¬ 
schaftlich in dem Sinne, unser Denken 
und Handeln immer dahingehend zu 
überprüfen, ob es den aktuellen Gege¬ 
benheiten und Verhältnissen angemes¬ 
sen ist, im Hinblick auf unser sozialis¬ 
tisches Ziel, und um es (unser Denken 
und Handeln) gegebenenfalls den ver¬ 
änderten Bedingungen anzupassen. 
Hans-Peter hingegen argumentiert 
noch immer wie seit Jahrzehnten (...), 
eigentlich wohlwissend, dass uns das 
unserem erklärten Ziel keinen Schritt 
näher bringt. Im Gegenteil, dass es 
schon in der Vergangenheit dazu ge¬ 
führt hat, dass wir immer weiter zu den 
jeweils aktuell notwendigen Kampfme¬ 
thoden in Widerspruch geraten sind 
(-)■ 

Auch wenn von uns in der Vergan¬ 
genheit die Veränderungen im Kapi- 
talismus/Imperialismus in der Regel 
erkannt wurden, so hat das in den sel¬ 
tensten Fällen doch zu den notwendi¬ 
gen Veränderungen in unseren Heran¬ 
gehensweisen und Methoden geführt. 
(...) Wir ließen uns im Grunde dahin¬ 
gehend täuschen, dass die sozialisti¬ 
schen Länder den kapitalistischen auf 
Dauer überlegen seien und die kapi¬ 
talistischen Länder quasi eines Tages 
wie eine reife Frucht in den Schoß des 
Sozialismus fallen müssten. Auch wenn 
in unseren Parteidokumenten zum Teil 
was Anderes stand. 

Wir sind keine Konservierer (...), son¬ 
dern es müssen, entsprechend den Be- 
wegungs- und Entwicklungsgesetzen 
der kapitalistischen Produktionsweise, 
andere revolutionärere Kampfmetho¬ 
den zur Erringung des revolutionären 
Kampfziels „Sozialismus“ entwickelt 
und angewandt werden. Zum Glück 
ist das bei einigen von uns schon poli¬ 
tischer Alltag und Leo hat das in seinen 
Vorschlägen präzisiert. Unsere klassi¬ 
schen Theoretiker würden sich wun¬ 
dern, dass man diese Binsenwahrheit 
immer noch bekräftigen muss. Ihre sei¬ 
nerzeit gewonnenen Erkenntnisse sind 
keine starre, unverrückbare Lehre, wel¬ 
che für immer und ewig die seinerzeiti¬ 
gen Kampfmethoden für alle Zeit fest¬ 
geschrieben haben. 

In diesem Sinne heißt revolutionär 
sein in Bewegung sein, bei der An¬ 
wendung von Theorie und Praxis der 
wissenschaftlichen Lehre. (...) Hier¬ 
aus schlussfolgernd geht es in der Tat 
nicht um die Entsorgung des kommu¬ 
nistischen Parteitypus, sondern um die 
Überwindung von Methoden, die sich 
als unzureichend erwiesen haben. 

Patrik Köbele, Essen: Partei - 
Weltanschauung - Hegemonie 

Meine grundsätzliche Kritik an der von 
Leo Mayer vertretenen Parteikonzep¬ 
tion ist, dass er kommunistische Partei 
und wissenschaftliche Weltanschauung 
trennt. 

Unser Genosse Hans Heinz Holz for¬ 
mulierte prägnant: „Kommunisten sind 
Materialisten. Sie halten die Welt für 
erkennbar und - im Einklang mit der 
Natur - für planmäßig gestaltbar. Da¬ 
raus schöpfen sie die Hoffnung, dass 
Menschen die Welt besser machen 
können, darum arbeiten sie an einer 
wissenschaftlichen Weltanschauung.“ 
(Hans Heinz Holz, Niederlage und 
Zukunft des Sozialismus, Essen, 1991, 
S.10) 

In der Auseinandersetzung darum baut 
Leo u.a. zwei Popanze auf, die ich zu¬ 
erst beseitigen will. Nummer eins: Leo 
hat Recht, es gibt niemanden, der „im 
Besitz der absoluten Wahrheit“ ist, ich 
weiß aber auch nicht, wer das denn (...) 
behauptet. 

Nummer zwei: Leo hat Recht, wenn 
er „eine Auffassung, dass die Entwick¬ 
lung des Marxismus keiner Bereiche¬ 
rung durch nichtmarxistische Theorien 
bedürfe, da diese schlechthin unwissen¬ 
schaftlich und dekadent (sind)“ (Leo 
Mayer, UZ, 20. 7. 2012), zurückweist. 
Aber auch hier kenne ich niemanden, 
der solches Sektierertum vertritt. 
Beginnen wir mit dem Problem der 
Wahrheit. Die absolute Wahrheit ist 
nicht erreichbar. Die relative immer 
relativ. Trotzdem ist es die Pflicht von 
Revolutionären, erst recht von Kom¬ 


munisten, in der Analyse des Beste¬ 
henden, in der Erarbeitung einer Stra¬ 
tegie und Taktik so nah wie möglich 
an die historische Wahrheit heranzu¬ 
kommen. Dazu bedarf es aber einer 
Weltanschauung oder wie Karl Marx 
es ausdrückte: „Wie die Philosophie im 
Proletariat ihre materiellen, so findet 
das Proletariat in der Philosophie seine 
geistigen Waffen.“ (Karl Marx, MEW1, 
S.391) 

Die wissenschaftliche Weltanschauung 
der Kommunisten, der Marxismus-Le¬ 
ninismus ist keine abgeschlossene 
Sammlung von Dogmen und natürlich 
kann er sich nicht weiterentwickeln, 
wenn er sich nur aus sich selbst heraus 
entwickeln wollte, also nur marxistisch- 
leninistisches in sich aufnimmt. Aber er 
wird Erkenntnisse, egal woher sie kom¬ 
men, immer mit den Instrumenten der 
wissenschaftlichen Weltanschauung 
verarbeiten. „Eine Pluralität von Kon¬ 
zepten gehört zum Fortschritt des Wis¬ 
sens. Aber unter einer Mehrzahl von 
Vorstellungen sind nicht alle gleich 
richtig und gleich realisierbar. (...) Dar¬ 
um ist erkenntnistheoretischer Pluralis¬ 
mus ein Widersinn, so wie die Pluralität 
der Meinungen notwendig für den Weg 
zur einen Wahrheit ist.“ (Hans Heinz 
Holz, a.a.O, S. 30) 

Um es an einem aktuellen Beispiel zu 
beleuchten, dem isw ist für viele em¬ 
pirische Daten, die seine Analysen lie¬ 
fern, zu danken, darum automatisch die 
Schlussfolgerungen des isw zu über¬ 
nehmen, wäre fahrlässig. 

Die marxistisch-leninistische Theorie 
verfügt über Grundvoraussetzungen, 
die unverzichtbar sind beispielsweise 
die Erkennbarkeit der Welt, die Dia¬ 
lektik oder die Erkenntnis, dass alle 
Geschichte eine Geschichte von Klas¬ 
senkämpfen ist. 

Gleichzeitig ist dies die Grundlage für 
die theoretischen Überlegungen zum 
Klassenbewusstsein. Natürlich entste¬ 
hen Formen des Klassenbewusstseins 
(im Wesentlichen ökonomistische) 
spontan, aus dem Erleben der Einzel¬ 
widersprüche. Ein Klassenbewusstsein, 
das die Arbeiterklasse von „einer Klasse 
an sich zu einer Klasse für sich“ macht, 
erfordert aber gerade das Zusammen¬ 
führen dieser spontanen Formen mit 
der wissenschaftlichen Weltanschauung. 
Oder wie Gramsci es formuliert: „Das 
zeigt, wie nötig es ist, die eigenen Auf¬ 
fassungen von der Welt und dem Leben 
kritisch und kohärent (zusammenhän- 
gend-PK) zu systematisieren.“ 

Gerade deshalb bleibt die Kernaussage 
der sogenannten Thesen, die Leo wie¬ 
derum anführt, dass der Sozialismus 
das gemeinsame Projekt von gleichbe¬ 
rechtigten, unterschiedlichen weltan¬ 
schaulichen Kräften sein wird, falsch. 
Der Sozialismus wird ohne die Hege¬ 
monie der Weltanschauung des Marxis¬ 
mus-Leninismus in der Arbeiterklasse 
und ohne die Hegemonie der Arbeiter¬ 
klasse in der Bewegung für den Sozia¬ 
lismus nicht zu haben sein. 

Die Hegemonie des Marxismus-Leni¬ 
nismus in der Arbeiterklasse wiederum 
kann aber nur durch eine Kraft entste¬ 
hen, die sich bewusst als Träger dieser 
Weltanschauung definiert und das ist 
die kommunistische Partei. So wenig 
die Partei von sich glauben darf im Be¬ 
sitz der absoluten Wahrheit zu sein, so 
wenig darf sie für sich, aber auch für 
die Klasse weltanschauliche Beliebig¬ 
keit zulassen, d.h. sie wird sich immer 
mit anderen Weltanschauungen ausein¬ 
andersetzen, durchaus um richtiges auf¬ 
zunehmen, aber auch um diese Weltan¬ 
schauungen zurückzudrängen, da die¬ 
se die Formierung der Klasse be- und 
verhindern. 


Spenden helfen 
der UZ 

Spenden für die UZ bit¬ 
te an den Parteivorstand 
der DKP, Konto-Nummer 
4002 487 502 bei der 
GLS-Bank Bochum, BLZ 
430 609 67. 

Herzlichen Dank. 
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Und im nächsten Jahr 
auf dem Mond... 

Chinas Raumfahrtprogramm bleibt erfolgreich 


Am Montag landete der US-Mars- 
Rover „Curiosity“ nach acht Monaten 
Flug auf dem Mars. Eine grandiose wis¬ 
senschaftlich-technische und organisa¬ 
torische Leistung. Mit einem Gewicht 
von 900 kg ist „Curiosity“ nun das mit 
Abstand schwerste von Menschen ge¬ 
schaffene Objekt auf der Marsoberflä¬ 
che. Die an Bord des Rovers unterge¬ 
brachten Instrumente dienen der Un¬ 
tersuchung von Gestein, Atmosphäre 
und Strahlung. Die Forschungen sollen 
Aufschluss über die aktuelle und ver¬ 
gangene Eignung des Mars als Bio¬ 
sphäre, also als Raum für „Leben“ ent¬ 
sprechend unseres heutigen Verständ¬ 
nisses, geben. 

Nach dem Abschied von den Space 
Shuttles im vergangenen Jahr ist diese 
Marsmission wohl ein letzter vorläu¬ 
figer Höhepunkt der US-Raumfahrt. 
Die NASA muss massiv sparen. 

Beispielsweise wird derzeit die Versor¬ 
gung der Internationalen Raumstation 
ISS und der Austausch der Besatzung 
vor allem mit Hilfe der russischen So- 


jus- bzw. Progressraumschiffe gesichert. 
Die Krise in der russischen Raumfahrt, 
über die wir in der UZ vor einem Jahr 
berichteten, ist offenbar überwunden. 
Zumindest was diesen Bereich betrifft. 


Am 21. Juli startete zudem das dritte 
unbemannte japanische Raumschiff 
zur Versorgung der ISS ins All. Die 
Europäer sind etwas ins Hintertreffen 
geraten, der letzte Flug zur ISS fand im 
Februar 2011 statt. 

Am 3. August, also ganz aktuell, hat 
die NASA nun für magere 1,1 Milli¬ 
arden Dollar an Privatunternehmen 
(Boeing, SpaceX und die Sierra Neva¬ 
da Corporation) den Auftrag vergeben 
„integrierte Transportsysteme“ zu ent¬ 
wickeln, die aber erst in einigen Jah¬ 
ren Menschen in den niedrigen Erdor¬ 
bit (Höhe einige hundert Kilometer) 
befördern könnten. 

Die USA haben dagegen allein für die 
Rüstung im Jahr 2010 etwa 698 Milli¬ 
arden Dollar ausgegeben. Sechsmal so¬ 
viel wie China. 

Die Vernachlässigung der „konventio¬ 
nellen“ Transporttechnologien für die 
bemannte Raumfahrt und der Space- 
Shuttle-Hype haben - neben weite¬ 
ren Fehlentscheidungen und eben den 
massiven Finanzproblemen - die US- 


Raumfahrt deutlich in eine Krise ge¬ 
führt. 

Und daneben gibt es - auch in diesem 
Sommer - eine chinesische Erfolgsge¬ 
schichte. 


Es begann Mitte Juni mit der Meldung, 
dass die - ursprünglich als Mondson¬ 
de geplante und dort auch erfolgreiche 
- Sonde „Chang‘e 2“ offenbar bereits 
vor einigen Wochen ihre Position am 
Lagrangepunkt L2* des Sonne-Erde- 
Systems verlassen hatte und nun den 
Anflug auf den kleinen, erdnahen As¬ 
teroiden „Toutatis“ versuchen soll. Von 
diesem wird die Sonde sicherlich nur 
beschränkt Daten liefern können. 

Erstaunlich ist allerdings, dass 
„Chang‘e 2“ nun zum dritten Mal auf 
einen neuen Kurs gesetzt wurde. Nach 
dem Eintritt auf eine elliptische Mond¬ 
umlaufbahn wurde die Sonde im Ok¬ 
tober 2010 „zirkularisiert“ also in eine 
kreisförmige Bahn gesteuert. Damit 
konnte sie im Verlaufe eines dreivier¬ 
tel Jahres die gesamte Oberfläche des 
Mondes mit hoher Auflösung fotogra¬ 
fieren. Am 9. Juni 2011 wurden die 
Triebwerke der Sonde erneut gezündet. 
Dadurch wurde „Chang‘e 2“ wurde auf 
eine Flugbahn zum Lagrangepunkt L2 
des Sonne-Erde-Systems gebracht. Mit¬ 
te April erfolgte der Start zum Asteroi¬ 
den „Toutatis“. 

Die Volksrepublik China kann sich also 
inzwischen nicht nur im Wissenschafts¬ 
bereich, sondern auch technisch-tech¬ 
nologisch mit den bislang führenden 
Raumfahrtnationen messen. Wie auch 
in anderen Bereichen. Ziele in der 
Raumfahrt werden auf der Grundla¬ 
ge der neuesten technologischen Er¬ 
rungenschaften zielstrebig und derzeit 
schneller als durch andere Länder um¬ 
gesetzt. 

Am 18. Juni 2012 koppelte das Raum¬ 
schiff „ Shenzhou 9“ im automatischen 
Modus an das experimentelle (!) chi¬ 
nesische Weltraumlabor „Tiangong 1“ 
(„Himmlischer Palast“) an. Die Raum¬ 
fahrer stiegen einige Zeit danach um. 
Unter ihnen war mit Liu Yang zum ers¬ 
ten Mal in der chinesischen bemannten 
Raumfahrt eine Frau. 

Für 2020 plant China den Bau einer 
dauerhaft bemannten Raumstation. 

Aber bereits im nächsten Jahr ist 
der Mond „im Visier“. Die Mission 
„Chang‘e 3“ soll starten. Der Mond 
ist - vor allem wegen seiner ausbeut¬ 
baren natürlichen Ressourcen - ein lu¬ 
kratives Ziel. Langfristig plant China 
auch eine bemannte Mission, berich¬ 
tete vor einer Woche die die amtliche 
Nachrichtenagentur Xinhua. 

Auch hier verschieben sich offenbar die 
weltweiten Kräfteverhältnisse. 

Nina Hager 

* Lagrangepunkte sind größere Bereiche im 
System Erde-Mond-Sonne, in denen sich de¬ 
ren gegenseitige Anziehungskräfte „aufheben“ 
und zumindest die Bahn von kleineren Objekten 
nicht beeinflussen. In L2, also unter relativ sta¬ 
bilen Bedingungen, in der auch die chinesische 
Sonde „geparkt“ wurde, befinden sich auch die 
ESA-Weltraumteleskope Herschel und Planck. 




Die tatsächlichen „Sieger“ der Olympiade in London: Die großen Sponsoren Dow 
Chemical, MacDonalds und Coca Cola. 

Vietnamesische Quellen sprechen von drei Millionen Opfern des Einsatzes des 
von Dow Chemical produzierten „Agent Orange“. Dow Chemical hatte zudem 
im Jahr 2001 das Unternehmen Union Carbide übernommen, das für die größte 
Chemiekatastrophe der Geschichte im indischen Bhopal im Dezember 1984 
verantwortlich war. In der Folge starben bis heute mehr als 20 000 Menschen. 


KINO¬ 

FREIKARTEN! 

Der mehrfach mit Preisen geehrte 
Filmregisseur Andreas Dresen hat 
2002 den CDU-Landtagskandidaten 
Henryk Wichmann in seinem Wahl¬ 
kampf kritisch beobachtet („Herr 
Wichmann von der CDU“) und auch 
danach weiter gefilmt. 

Mit seinem neuen Film „Herr Wich¬ 
mann aus der dritten Reihe“ zieht 
er nun Bilanz und stellt diesen Film 
in einer Kinotour mit Publikumsdis¬ 
kussionen durch mehrere Städte 
persönlich vor. 

Für die Städte 

★ Leipzig (1. Sept.), 

★ Berlin (2./3. Sept.), 

★ Hamburg (4. Sept.) und 

★ Stuttgart (7. Sept.) 

stehen der UZ jeweils 2 Freikarten 
zur Verlosung zur Verfügung. 

Der/die erste Anrufer/in je Stadt er¬ 
hält den Zuschlag. 

Tel. UZ-Redaktion: 
0201/22 54 47! 


Der rote Kanal 


Independencia 

1898 mussten die Philippinen die koloniale 
Unterdrückung durch Spanien mit der durch 
die USA tauschen. Der Film erzählt die poe¬ 
tische Geschichte einer philippinischen Fa¬ 
milie und deren Gefährdung durch Naturge¬ 
walten und die Besatzer. 

So, 11.8.; 00.55, Arte 

Als Rostock-Lichtenhagen brannte 

20 Jahre ist es her, dass ein Lynchmob aus 
Nazis und „ganz normalen Bürgern“ in Ros¬ 
tock-Lichtenhagen Asylbewerber jagte. 

Mo, 13.8.; 21.00, NDR 

Innenansichten - Deutschland 1937 

Im Sommer 1937 drehte der US-amerikani¬ 
sche Dokumentarfilmer Julien Bryan Innen¬ 
ansichten aus der faschistischen „Volksge¬ 
meinschaft“ . Dokumentarfilm. 

Di, 14.8.; 21.45, Arte 

Israel und die Bombe 

Die Geschichte des israelischen Atomwaf- 
fen-Programms. Dokumentarfilm. 

Di, 14.8.; 22.55, Arte 

Der Knochenmann 

Den Protagonisten in dieser österreichi¬ 
schen Kriminalgroteske spielt Josef Hader. 
Der bürgt in seinen Kabarettprogrammen 
und Filmen dafür, dass einen fröstelt vor 
Gemütlichkeit. 

Mi, 15.8.; 22.45, Arte 
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